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84. Sitzung 

Bonn, den 22. Oktober 1959 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 15.02 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die  Sitzung ist 
eröffnet. 

Glückwünsche zum Geburtstag spreche ich folgen-
den Abgeordneten aus: Am 17. Oktober wurde der 
Herr Abgeordnete Ehren 65 Jahre alt, 

(Beifall) 

am 18. Oktober der Herr Abgeordnete Schoettle 
60 Jahre. 

(Beifall.) 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 21. Ok-
tober 1959 die Kleine Antrage der Fraktion der FDP betr. Vor-
gehen der Bundesvermögensverwaltung in Rastatt (Drucksache 
1273) beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 1301 ver-
teilt. 

Der Abg. Recktenwald hat mit Wirkung vom 20. Oktober 1959 
sein Mandat niedergelegt. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

1 a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Dr. Probst, Maucher, Frau Kalinke, To-
baben und Fraktionen der CDU/CSU, DP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung und Ergänzung (Neuordnung) des Bun-
desversorgungsgesetzes (Drucksache 957 [neu]) 

b) Erste Beratung des von der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Neuordnung der Versorgung der Opfer 
des Krieges (Kriegsopferversorgungs-Neu-
ordnungsgesetz — KOVNOG) (Drucksache 
962) 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der Kriegsopferver-
sorgung (Kriegsopferversorgungs-Neurege-
lungsgesetz — KOVNG) (Drucksache 1239) 

d) Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Siebenten Ge-
setzes zur Änderung und Ergänzung des Bun-
desversorgungsgesetzes (Drucksache 1262) 

e) Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Kriegsopfer- und Heimkehrer-
fragen (22. Ausschuß) über den Antrag der 

Fraktion der SPD betr. Kriegsopferversor-
gung (Drucksachen 621, 990). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Rutschke. 

Das Wort hat der Herr Bundesarbeitsminister. 

Blank,  Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Bundesregierung hat in der Kabinettsitzung am 
21. Mai dieses Jahres den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechts der Kriegsopferversor-
gung beschlossen, der Ihnen in der Drucksache 1239 
vorliegt. Dieser Entwurf sieht eine Änderung des 
Leistungs- und des Verfahrensrechts vor. Ich darf 
hierzu auf die dem Entwurf beigefügte ausführliche 
Begründung verweisen. 

Gestatten Sie mir aber einige kurze Bemerkun-
gen zum Grundsätzlichen. 

Die Bundesregierung hat sich bei der Beratung 
des Entwurfs an den Finanzrahmen gehalten, der 1 
dein Arbeitsminister als äußerste Grenze der Mehr-
aufwendungen zugestanden worden war. Diesen 
Rahmen habe ich nach sozialen Gesichtspunkten 
auszufüllen versucht. Ich wollte in erster Linie den-
jenigen Beschädigten helfen, ihnen höhere Renten 
zukommen lassen, die zu ihrer Beschädigung auch 
noch die härtesten wirtschaftlichen Nachteile hin-
nehmen mußten. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Diesen doppelt getroffenen Männern, den Witwen, 
den Waisen und den Eltern, die sich in großer ma-
terieller Not befinden, ihnen wollte ich rasch und 
ausreichend helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist und bleibt meine unerschütterliche Überzeu-
gung, 

(Lachen bei der SPD) 

daß mögliche Mehrleistungen diesen Menschen mit 
Vorrang zukommen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Krieg hat unterschiedlich zugeschlagen. Er hat 
den einen härter getroffen als den andern mit glei-
chen Körperschäden. Hier, wo er härter getroffen 
hatte, mehr zu helfen, das war meine Absicht. 

Wenn nunmehr durch die Verschiebung des In-
krafttretens und dadurch, daß spätere Minderausga-
ben schon jetzt in die Regelung einbezogen werden 
— worüber aber mein Kollege Etzel noch einiges 
sagen wird —, mehr Mittel zur Verfügung stehen, 
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so freue ich mich darüber, doch möchte ich wün-
schen, daß bei den Ausschußberatungen über die 
verschiedenen Vorlagen das soziale Anliegen der 
Bundesregierung und das soziale Anliegen ihres 
Entwurfes Beachtung finden mögen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister der Finanzen. 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und meine Herren! Herr Kol-
lege Blank hat Ihnen soeben seine Ansicht zu den 
heutigen Vorlagen dargetan. Sie werden mit Recht 
erwarten, daß auch der Bundesfinanzminister zu der 
Frage einer verbesserten Kriegsopferversorgung 
Stellung nimmt. Es liegt auf der Hand, daß es sich 
dabei nicht nur um ein sozialpolitisches Problem 
ersten Ranges, sondern auch um ein finanzpoliti-
sches Problem nicht geringeren Ranges handelt. 

Die Auseinandersetzungen um eine verbesserte 
Kriegsopferversorgung haben zum Teil Formen an-
genommen, die die sachliche und objektive Sicht 
auch der finanziellen Zusammenhänge getrübt 
haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dabei sind völlig falsche Spekulationen über das 
finanziell Mögliche, über angebliche neue Zahlen-
spiele und auch Tiber mein Verhältnis zum Sozial-
minister angestellt worden. 

Die Regierungsvorlage ist im ständigen und 
guten Einvernehmen zwischen dem Herrn Kollegen 
Blank und mir erarbeitet worden. Die Zustimmung 
zu dem neuen Antrag der CDU/CSU-Fraktion, der 
weitgehende Verbesserungen der Kriegsopferver-
sorgung vorsieht, ist das Ergebnis längerer und ver-
trauensvoller Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Ministern auf Grund vielseitiger Einwirkungen und 
aus dem Wunsch heraus, in der Kriegsopferfrage zu 
einem Vorschlag zu kommen, der im Parlament eine 
Mehrheit findet. Mit Nachdruck lehne ich Meinungs-
äußerungen ah, die dahin gehen, daß wir beide hier 
getrennte Wege gegangen seien. 

(Lachen bei der SPD.) 

Herr Kollege Blank hat als Sozialminister eine 
bestimmte Vorstellung über die notwendigen Ver-
besserungen der Kriegsopferversorgung gehabt. 
Leitgedanke seines Vorschlages war eine wesent-
liche Anhebung der Ausgleichsrenten. Dadurch soll-
ten die Schwerbeschädigten und vor allem die Wit-
wen und Waisen eine Verbesserung ihrer Aus-
gleichsrenten erhalten, die es ihnen einigermaßen 
ermöglichte, davon zu leben, auch wenn sie kein 
sonstiges Einkommen haben. Diese Anhebung der 
Ausgleichsrenten sollte zugleich sichern, daß auch 
dieser Personenkreis an der allgemeinen Verbesse-
rung der Lebenshaltung und dem vermehrten 
Volkswohlstand teilhat. Wie Herr Kollege Blank, so 
halte auch ich heute diesen Grundgedanken für rich-
tig und für den wichtigsten Bestandteil der Neurege-
lung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei der Aufstellung des Regierungsentwurfs be-
stand Einvernehmen darüber, daß sich die geplante 
Verbesserung der Kriegsopferversorgung in einem 
Rahmen von 550 Millionen DM Mehrausgaben jähr-
lich halten sollte und mußte. Nur diesen Betrag 
konnte der Bundeshaushalt aufbringen — schon da

-

hei mußten erhebliche Anstrengungen gemacht wer-
den —, und selbstverständlich mußten alle übrigen 
Ausgabenbereiche des Bundeshaushalts unter dem 
Druck dieses Mehrbedarfs für die Kriegsopferver-
sorgung ihre eigenen Ausgaben kürzen. 

Um diesen Mehraufwand aufzufangen, der nach 
der Regierungsvorlage schon ab 1. Juni 1959 eintre-
ten sollte, waren bereits bei der Verabschiedung 
des Haushaltsplans für das laufende Finanzjahr 
1959 vorsorgliche Maßnahmen getroffen worden. 
Das Haushaltsgesetz selbst ermöglichte nur eine 
teilweise Deckung des erwarteten Mehrbedarfs. Ein 
Restbetrag von rund 300 Millionen DM blieb zu-
nächst ungedeckt. Um auch diesen vorsorglich durch 
Wenigerausgaben an anderer Stelle zu decken, be-
schloß die Bundesregierung auf meinen Vorschlag, 
die Kürzung von 6 % nach dem Haushaltsgesetz uni 
weitere 3 %o auf 9 % zu erhöhen. Diese Kürzung er-
faßt alle nicht auf gesetzlicher Verpflichtung be-
ruhenden Ausgaben des Bundes. Die Mehrkürzung 
um 3 % wird nach unserer Schätzung den zunächst 
noch nicht gedeckten Teilbetrag von 300 Millio-
nen DM im Laufe dieses Finanzjahres erbringen. Da 
die Regierungsvorlage ah 1. Juli 1959 für 10 Monate 
des laufenden Finanzjahres wirksam werden sollte, 
würde der dadurch entstehende Mehraufwand von 
rund 460 Millionen DM haushaltsmäßig gedeckt 
sein. 

An diesen Überlegungen und finanziellen Voraus-
setzungen zur Deckung des Mehraufwandes für die 
Kriegsopferversorgung hat sich in der Zwischenzeit 
bis zum heutigen Tage nichts geändert. Der Bundes-
finanzminister besitzt auch heute keine höheren 
Mittel für die neue Vorlage. Er hat auch nicht 
irgendwelche neuen Mittel zur Verfügung oder her-
beigezaubert; ich betone diese Tatsache ganz beson-
ders. Es ist auch keinesfalls so, daß der Finanzmini-
ster unter dem Druck politischer Zusammenhänge 
etwas tiefer in seinen Sack geguckt hätte, um dort 
die fehlenden Beträge für eine weitere Verbesse-
rung der Kriegsopferversorgung zu entdecken. Einer 
solchen Mißdeutung, wie ich sie leider häufig ge-
funden habe, muß ich sehr bestimmt widersprechen. 
Nach wie vor stehen für eine verbesserte Kriegs-
opferversorgung, bezogen auf die Verhältnisse des 
laufenden Haushaltsjahres, jährlich rund 550 Mil-
lionen DM zur Verfügung. 
Der Initiativantrag ,der CDU-Fraktion will nun 

aber auch die Grundrenten in die Verbesserung 
einbezogen wissen. Dadurch würde sich der gesamte 
Mehrbedarf für ein Jahr von rund 550 Millionen 
DM, wie soeben ausgeführt, auf rund eine Milliarde 
DM erhöhen. 

Dieser erhebliche Mehrbedarf könnte theoretisch 
auf zwei Wegen gedeckt werden; einmal durch die 
Erhöhung der Steuern. Für diesen Fall ist gelegent-
lich eine Erhöhung der Steuern auf Genußmittel 
erörtert worden; auf sie wurde in der Begründung 
zum Gesetz hingewiesen. Oder aber zum zweiten 
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durch Terminverschiebung und Zurverfügungstel-
lung von Mitteln, um die sich der unseren Berech-
nungen zugrunde liegende Ausgabenbetrag von 
jährlich 550 Millionen DM in der Zukunft dadurch 
vermindert, daß durch natürliche Abgänge gewisse 
Beträge von dieser Summe nicht mehr ausgegeben 
werden. Ich möchte zu dem Wort „natürliche Ab-
gänge" eine erklärende Bemerkung machen: Wir 
verstehen darunter, daß die Waisen, wenn sie das 
18. Lebensjahr überschreiten, in der Regel aus der 
Kriegsopferversorgung ausscheiden und daß selbst-
verständlich in jedem Jahr Menschen sterben, nicht 
infolge ihrer Verwundungen, sondern ganz natür-
lich, wie wir alle sterben müssen. So gibt es 
Wenigerausgaben in den künftigen Jahren von Jahr 
zu Jahr. 

Auf keinen Fall können die Steuermehreinnahmen, 
 die im laufenden Finanzjahr entstehen werden, zur 

Deckung des Mehrbedarfs verwendet werden. Die 
laufenden Veröffentlichungen meines Hauses über 
das Steueraufkommen haben der Öffentlichkeit be-
reits gezeigt, daß wir nach dem typischen Ablauf 
des Finanzjahres am Ende des Haushaltsjahres 1959 
zwar mit einer Steuermehreinnahme von etwas 
über eine Milliarde D-Mark gegenüber dem Voran-
schlag rechnen dürfen. Unter normalen Verhält-
nissen wäre es natürlich möglich, solche Mehrein-
nahmen bei sonst ausgeglichenem Gesamthaushalt 
für Mehrausgaben zu verwenden. Das ist aber unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen nicht der Fall. 

Wir befinden uns in einer, ich möchte fast sagen, 
verrückten Lage, indem wir bei steigenden Steuer-
erträgen und steigender Sparkapitalbildung nicht in 
der Lage sind, den außerordentlichen Teil des Bun-
deshaushalts zu bedienen. Sie werden sich erinnern, 
daß sehr wichtige Ausgaben — insbesondere denke 
ich hier an die Forderungen des Wohnungsbaus — 
in  den außerordentlichen Haushaltsplan in der An-
nahme eingestellt wurden, daß der Bund etwa 3 
Milliarden DM an Kreditmitteln aufnehmen könnte. 
Die bisherige Entwicklung hat uns aber gezeigt, 
daß dies nicht der Fall sein wird. Die Mittel für 
einen außerordentlichen Haushalt von 3 Milliarden 
DM sind anscheinend, jedenfalls unter den gegen-
wärtigen unruhigen Kapitalmarktverhältnissen, für 
den Bund nicht zu beschaffen. Das ist nicht nur mein 
Eindruck, sondern auch die Meinung der Deutschen 
Bundesbank und der führenden Kreditbanken im 
Bundesanleihekonsortium. 

Wenn der auf dem Kapitalmarkt zu beschaffende 
Betrag von 3 Milliarden DM durch Steuermehrein-
nahmen von rund 1 Milliarde DM auf 2 Milliarden 
DM verkleinert wird, werden wir immer noch ge-
nug Anstrengungen zu machen haben, um diese 
verkleinerte Lücke zu schließen. Der Bund hat bis-
her den Geldmarkt zur Deckung seines außerordent-
lichen Kassenbedarfs nur mit geringen Beträgen 
von rund 500 Millionen DM in Anspruch nehmen 
können. 

Zu den außerordentlichen Geldquellen darf 
keinesfalls der laufende Betriebsmittelkredit des 
Bundes bei der Bundesbank gerechnet werden, der 
ausschließlich zum Ausgleich des Kassenbedarfs in-

folge des ungleichmäßigen Anfalls der Einnahmen 
und Ausgaben bestimmt ist. Betriebsmittelkredite 

 sind in keiner Form geeignet, zur Deckung des 
außerordentlichen Haushalts beizutragen, ganz zu 
schweigen davon, daß jede Inanspruchnahme des 
Betriebsmittelkredits des Bundes bei der Bundes-
bank — sie hat vorübergehend schon 1,2 Milliarden 
DM überschritten —eine Geldschöpfung darstellt, 
die zusätzliche Nachfrage schafft; das wäre in einer 
Zeit offensichtlich überhitzter Konjunktur alles an-
dere als ein antizyklisches Konjunkturverhalten. 

Mit Recht fordern das Hohe Hans und die ganze 
öffentliche Meinung eine Einfügung der Finanzpoli-
tik in die allgemeinen konjunkturpolitischen Bemü-
hungen der Bundesbank. Die Verwendung des Be-
triebsmittelkredits als Deckungsmittel für den 
außerordentlichen Bundeshaushalt wä re, um es noch 
einmal zu sagen, gerade das Gegenteil. Wir müssen 
daher jede Mark an Steuermehreinnahmen verwen-
den, um die fehlenden Einnahmen des außerordent-
lichen Haushalts zu ersetzen. Das entspricht nicht 
nur den Bestimmungen der Verfassung und der 
Haushaltsordnung, sondern ist auch ein politisches 
Gebot mit absolutem Vorrang. Würden wir anders 
verfahren und diese Steuermehreinnahmen für die 
Deckung zusätzlicher Ausgaben verwenden, so 
könnten wir wesentliche Teile des vom Parlament 
bereits beschlossenen außerordentlichen Haushalts 
für das laufende Finanzjahr nicht bedienen; an der 
Spitze steht dabei die Finanzierung des Wohnungs-
baus. 

Wenn aber die Steuermehreinnahmen des laufen-
den Jahres für eine weitere Verbesserung der 
Kriegsopferversorgung nicht zur Verfügung stehen 
und wenn wir gleichzeitig auf die Erhöhung der 
Steuern für diesen Zweck verzichten wollen   und 
das wollen wir —, sehe ich nur den einen Weg, 
durch eine Terminverschiebung die Mittel, die der 
zusätzlichen Kriegsopferversorgung für das Jahr 
1959 zugedacht sind -- das sind, wie erwähnt, 
460 Millionen DM —, auf das Jahr 1960 zu über-
tragen und in den späteren Jahren die infolge 
natürlicher Abgänge nicht verausgabten Mittel für 
diese erhöhten Ausgaben zur Verfügung stellen. 

Ich möchte versuchen, Ihnen diese Zusammen-
hänge durch Zahlen zu veranschaulichen. Im ordent-
lichen Haushaltsjahr 1959 haben wir, wie ich bereits 
gesagt habe, nach der Regierungsvorlage für die 
Verbesserung der Kriegsopferversorgung, und zwar 
mit einer Geltung für zehn Monate, einen Dek-
kungsbetrag von 460 Millionen DM vorgesehen. Es 
ist finanztechnisch möglich, diese bereitgestellte 
Deckung in das nächste Jahr zu übertragen, wenn 
sie in diesem Jahr nicht mehr beansprucht wird. Da 
der Mehrbedarf für die Kriegsopferversorgung nach 
dem Initiativantrag der CDU-Fraktion für ein volles 
Jahr rund 1 Milliarde DM beträgt, entstünde bei 
einem Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Juni 196C 
für die restlichen zehn Monate ein Mehrbedarf von 
rund 875 Millionen DM. Unter Hinzuziehung der 
übertragenen Mittel aus dem laufenden Finanzjahr 
könnte also dieser Bedarf voll gedeckt werden. Da-
mit wären wir die Finanzierungssorge für die Jahre 
1959 und 1960 los. 
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Der Bedarf für die Kriegsopferversorgung ist im 

übrigen im Jahre 1960 um rund 60 Millionen DM 
geringer als in 1959 und wird sich voraussichtlich 
im Jahre 1961 um weitere 195 Millionen DM im 
Verhältnis zum Jahre 1959 verringern. Der natür-
liche Rückgang der Versorgungsberechtigten er-
leichtert die Deckung des Mehrbedarfs im Jahre 1961 
und in den folgenden Jahren. Allerdings wird uns 
das Jahr 1961 wegen dieser und anderer Finanz-
zusammenhänge noch seine eigenen Finanzprobleme 
aufgeben. 

Immerhin glaubte ich als gewissenhafter Hüter der 
Bundesfinanzen es vertreten zu können, auf diese 
Art und Weise zu einer weiteren materiellen Ver-
besserung der Kriegsopferversorgung durch Einbe-
ziehung der Grundrenten beitragen zu können. 
Diese Entschließung ist mir vom Finanziellen her 
— das dürfen Sie mir glauben — sehr schwerge-
fallen. Das werden Sie mir als Finanzminister nicht 
übelnehmen. Ich durfte und darf nicht einmal sicher 
sein, daß diese Operation überall richtig verstanden 
wird. 

Der natürliche Rückgang in der Zahl der Versor-
gungsempfänger in den kommenden Jahren hat zu 
der irrigen Vorstellung beigetragen, als ob es sich 
hier um eine Art Zweckvermögen handelte, dessen 
Wenigerausgaben in späteren Jahren zu Mehraus-
gaben in der Gegenwart verwendet werden können. 
Solche finanzpolitischen Vorausüberlegungen sind 
falsch. Der Finanzminister kann wohl wie jeder 
Familienvater Wenigerausgaben eines vergangenen 
Jahres zu Mehrausgaben eines künftigen Jahres 
verwenden. Aber er kann mit dem besten Willen 
nicht Wenigerausgaben zukünftiger Jahre zur Be-
gründung von Mehrausgaben in der Gegenwart 
verwenden. Dazu kommt, daß er sich das erforder-
liche Geld immer erst beschaffen muß. Solche Vor-
wegnahmen künftiger Verbesserungen wären 
finanztechnisch nur durch die Aufnahme von Kredi-
ten möglich, die alsdann aus den künftigen Minder-
ausgaben zurückzuzahlen wären. Eine solche Über-
legung kommt auch aus vielen offensichtlichen Zu-
sammenhängen für eine Vorfinanzierung etwaiger 
künftiger Wenigerausgaben bei der Kriegsopferver-
sorgung unter keinen Umständen in Betracht. 

Vorfinanzierungen müssen über den Kapitalmarkt 
gehen. Ich habe Ihnen schon dargetan, daß der lau-
fende Bedarf des außerordentlichen Haushalts kaum 
über den Kapitalmarkt zu finanzieren ist. Zusätz-
licher Vorfinanzierungsbedarf ist nicht aufzubrin-
gen. Was hier vorgeschlagen wird, ist die Verwen-
dung von Wenigerausgaben eines laufenden und 
eines vergangenen Jahres für Mehrausgaben des-
selben laufenden oder eines zukünftigen Jahres. 
Das aber erscheint mir vertretbar. 

Meine Damen und Herren! Die weitere Beratung 
des Gesetzentwurfs wird uns noch mehrfach Gele-
genheit geben, seine finanzielle Seite in den Einzel-
heiten zu erörtern. Heute kam es mir nur darauf an, 
klärende Worte zu der Regierungsvorlage und dem 
Initiativantrag der CDU-Fraktion zu sagen. 

Bei der weiteren Beratung des Gesetzes wollen 
Sie bitte bedenken, daß wir nach diesen neuen Vor-

schlägen nunmehr jährlich 4,2 Milliarden DM für 
die Versorgung der Kriegsopfer, ihrer Witwen und 
Waisen aufwenden. Damit beanspruchen die Kriegs-
opfer rund ein Drittel des gesamten Sozialaufwan-
des des Bundes, der insgesamt rund 12 Milliarden 
DM oder weit mehr als ein Viertel des gesamten 
Bundeshaushalts erreicht. Anders ausgedrückt: 
Mehr als 10 % aller Ausgaben des Bundes oder die 
Hälfte aller Ausgaben für die gesamte deutsche 
Verteidigung, oder das Doppelte dessen, was wir 
jährlich für die gesamte Förderung der Landwirt-
schaft ausgeben, oder mehr als das Doppelte des-
sen, was wir jährlich für den  gesamten Straßenbau 
im Bundeshaushalt ausgeben, sind für die Kriegs-
opferversorgung vorgesehen. 

Nach diesen Zahlen wird niemand den Vorwurf 
erheben können, daß die Bundesregierung nicht 
eine äußerste finanzielle Anstrengung zugunsten 
der Kriegsopfer gemacht hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Finanzminister! Beantworten Sie eine 
Frage? — Zu einer Zwischenfrage Herr Abgeord-
neter Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesfinanz-
minister, ich wollte fragen: Sind Sie der federfüh-
rende Minister für die Kriegsopferversorgung ge-
worden? 

(Zurufe von der Mitte: Dumme Frage!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Dr. Probst. 

Frau Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Herren und Damen! Ich habe 
die Ehre, im Namen der CDU/CSU-Fraktion und 
der Fraktion der DP die Drucksache 957 (neu) — 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Bun-
desversorgungsgesetzes — und im Namen der 73 
Unterzeichneten die Drucksache 957, die im materiel-
len Recht gleichlautend ist, zu vertreten. Der vor-
liegende Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion und 
der DP stellt eine konsequente Weiterentwicklung 
der Grundtendenz dar, die der Gesetzgeber der 
6. Novelle bewußt gegeben hat. 

Bei der Verabschiedung der 6. Novelle haben 
sich die Sprecher aller Fraktionen zu einer Neu-
ordnung des Bundesversorgungsgesetzes bekannt, 
die die Leistungen für die deutschen Kriegsopfer an 
die veränderte sozialpolitische Situation und den ge-
stiegenen Lebensstandard des deutschen Volkes 
anpaßt. Der Deutsche Bundestag war sich darüber 
einig, daß die Kriegsopferversorgung organisch in 
die umfassende Sozialreform eingefügt werden 
müsse, die der Herr Bundeskanzler in seiner Regie-
rungserklärung im Oktober 1953 proklamiert 

(Zuruf von der SPD: Noch nicht verwirklicht!) 

und 1957 erhärtet hat: „Die Sozialreform wird fort-
geführt werden ... Die Sozialreform wird sich nicht 
in einer Neuordnung der Rentenversicherung und 
im Ausbau solidarischer Sicherungseinrichtungen 
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erschöpfen können. Es ist an der Zeit, die Folgerun-
gen aus der veränderten gesellschaftlichen Struktur 
unseres Volkes zu ziehen." 

Der Sozialbericht der Bundesregierung vom 
30. September 1959 — Bundestagsdrucksache 1255 — 
gibt ein eindrucksvolles Bild des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritts im allgemeinen. Der Be-
richt spricht von der beachtlichen Wohlstandsstei-
gerung in der Bundesrepublik, die es erlaubt habe, 
daß nicht nur die unmittelbaren Lebensbedürfnisse 
befriedigt werden konnten, sondern weit darüber 
hinaus Ansprüche immer größerer Bevölkerungs-
kreise. In diesem Bericht ist die Rede von der 
Erhöhung des Lebensstandards der Erwerbstätigen 
und der Ausweitung der Produktion bei erneuter 
Arbeitszeitverkürzung. Das Volkseinkommen je 
Erwerbstätigen hat sich gegenüber 1957 von 
6504 DM auf 6789 — d. h. um 4,4 % — erhöht. Die 
allgemeine Bemessungsgrundlage der Rentenver-
sicherung ist zwischen dem 1. Januar 1957 und dem 
1. Januar 1959 um 12 % auf 4812 DM gestiegen und 
wird am 1. Januar 1960 erneut um etwa 6 °/o auf 
5072 DM erhöht werden. 

Der derzeit monatliche Durchschnittsbruttolohn 
des Facharbeiters 

(Abg. Dr. Schellenberg: Den Sozialbericht 
besprechen wir in vierzehn Tagen, Frau 

Kollegin! — Heiterkeit bei der SPD) 

beträgt 572,80 DM, der des angelernten Arbeiters 
532,80 DM, der des Hilfsarbeiters 480 DM. Dem-
gegenüber beträgt die Vollrente des erwerbsun-
fähigen Schwerkriegsbeschädigten nach dem heu-
tigen Stand der Gesetzgebung 320 DM, die Voll-
rente der Hinterbliebenen 180 DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Professor Achinger kommt in einer Untersuchung 
über die Entwicklung des Sozialbudgets, die er am 
30. August 1958 veröffentlicht hat, zu folgendem Er-
gebnis: Nimmt man den Anstieg des sozialen 
Budgets von 1949 = 100 bis 1956 = 240 als Maß-
stab, so läßt sich erkennen, welche Sparten bis Ende 
1956 Gewinner oder Verlierer gewesen sind. Über-
durchschnittlich zugenommen haben die Kranken-
versicherung mit 254 %, Invalidenversicherung mit 
304 %, Angestelltenversicherung mit 313 %, knapp-
schaftliche Rentenversicherung mit 286 %. Unter 
dem Durchschnitt aber sind geblieben die Kriegs-
opferversorgung mit 195 %, Arbeitslosenversiche-
rung mit 168 %, Arbeitslosenfürsorge mit 122 % 
und die öffentliche Fürsorge mit 104 %. Die seit-
herige Entwicklung hat das prozentuale Verhältnis 
zuungunsten der Kriegsopferversorgung verändert. 

Das Bundesversorgungsgesetz ist mehr als andere 
Gesetze mit einer Reihe von großen Sozialgesetzen 
verbunden. Ich habe hier schon einmal darauf hin-
gewiesen, daß erhebliche Rückwirkungen der Ren-
tenversicherungsneuregelungsgesetze, des Unter-
haltssicherungsgesetzes, des Soldatenversorgungs-
gesetzes, des Gesetzes für eine Altershilfe für 
Landwirte, des Kindergeldgesetzes und der Gesetze 
zur Weiterentwicklung des Lastenausgleichs be-
stehen. Die sich daraus ergebenden Probleme sind 
im Bundesversorgungsgesetz bis heute noch nicht  

gelöst; die Probleme können ohne eine Neuordnung 
auch nicht gelöst werden. 
Es werden Rückwirkungen auf die Kriegsopfer-

versorgung auch durch die Neuordnung der Kran-
kenversicherung und der gesetzlichen Unfallver-
sicherung eintreten. 
Dem Bundesversorgungsgesetz und der Unfallver-

sicherung liegen vergleichbare Tatbestände zu-
grunde. In beiden Fällen besteht ein öffentlich-
rechtlicher Entschädigungsanspruch, der sich gegen 
den Bund richtet. Die Unfallversicherung bildete 
zwischen 1947 und 1950 die Rechtsgrundlage des 
Kriegsopferrechtes. Die Kriegs- und Arbeitsopfer 
sind im Schwerbeschädigtengesetz zusammengefaßt. 
Eine weitere Klammer besteht in der Unfallfürsorge 
des Beamtenrechtes. 
Ein Vergleich zwischen der Grundrente des Bun-

desversorgungsgesetzes und den Leistungen der ge-
setzlichen Unfallversicherung — unter Zugrunde-
legung eines monatlichen Durchschnittsbruttover-
dienstes von 450 DM — zeigt erhebliche Unter-
schiede in den Leistungshöhen. Während der 50%ig 
Erwerbsgeminderte nach dem Bundesversorgungs-
gesetz eine Grundrente von 48 DM im Monat er-
hält, beträgt die Rente der gesetzlichen Unfallver-
sicherung 150 DM. Der 100%g Erwerbsgeminderte 
erhält nach dem Bundesversorgungsgesetz eine 
Grundrente von 40 DM, nach der Unfallversicherung 
von 300 DM neben jedem Einkommen. 
Inzwischen ist das Bundesversorgungsgesetz zum 

Versorgungsrecht der Bundeswehr geworden; es hat 
wehrpolitische Bedeutung erlangt. Ich habe in die-
sem Hause schon einmal darauf hingewiesen, daß 
die Wehrfreudigkeit und die Bereitschaft, bei der 
Ableistung des Wehrdienstes unvermeidbare Opfer 
an Leben und Gesundheit in Kauf zu nehmen, von 
der Art und der Höhe der Versorgung beeinflußt 
werden. 
Das folgende Beispiel, das ich bei der Beratung 

des Soldatenversorgungsgesetzes im Ausschuß für 
Verteidigung als Berichterstatterin vorgetragen 
habe, hat inzwischen eine weitreichende Verbrei-
tung gefunden. Ein Wehrpflichtiger und ein Kraft-
fahrzeugmeister bei der Bundeswehr erleiden den-
selben Unfall; der Erwerbsminderungsgrad beträgt 
bei beiden 50 %. Während nach geglückter Rehabili-
tierung der ehemalige Wehrpflichtige eine Grund-
rente von 48 DM erhält, beträgt die Unfallrente des 
Kraftfahrzeugmeisters neben jedem sonstigen Ein-
kommen 150 DM. Nach dem Unterhaltssicherungs-
gesetz, das für die Versorgung der Angehörigen der 
Wehrpflichtigen Anwendung findet, erhält die Frau 
eines jungen Rechtsanwaltes, der seine Wehrpflicht 
erfüllt, eine Unterhaltssicherung von 400 DM, wenn 
von einem Verdienst ihres Mannes von 650 DM 
ausgegangen wird. Wenn der gleiche Rechtsanwalt 
bei einer Wehrdienstübung sein Leben verliert, er-
hält seine Witwe nur 180 DM. 
Der Bundesrat hat einen Leistungsvergleich mit 

dem Bundesentschädigungsgesetz angestellt, das bei 
50%iger Erwerbsminderung eine Festrente von 
150 DM und bei 100%iger Erwerbsminderung von 
250 DM vorsieht. 

(Zuruf von der SPD: Das hätten Sie in 
Ihrer Fraktion sagen müssen!) 
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Die Gegenüberstellung der Festrenten nach dem 
Bundesversorgungsgesetz mit den Renten an der 
Saar ergibt folgendes Bild: Bei 40%iger Erwerbs-
minderung n ach dem Bundesversorgungsgesetz 
38 DM, an der Saar 52,40 DM; bei 50%iger Erwerbs-
minderung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
48 DM, an der Saar 66,20 DM; bei 70%iger Erwerbs-
minderung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
80 DM, an der Saar 122 DM; bei 100%iger Erwerbs-
minderung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
140, an der Saar 229 DM. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse in der Hinter-
bliebenenversorgung. Die Kriegerwitwe nach dem 
Bundesversorgungsgesetz hat eine Festrente von 70 
DM, die Witwe in der Unfallversicherung bei 450 
DM Bruttoverdienst des Mannes 90 DM, die Witwe 
mit versorgungsberechtigten Waisen 180 DM und 
die Witwe nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
200 DM Festrente. In der Waisenversorgung sind 
die Unterschiede noch größer: Die Halbwaise erhält 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 20 DM, die 
Halbwaise in der gesetzlichen Unfallversicherung 
unter denselben Verhältnissen 90 DM; die Mindest-
rente im Bundesentschädigungsgesetz beträgt 
100 DM, 

Der Bundesrat hat insbesondere hingewiesen auf 
den Leistungsvergleich der Festrenten des Bundes-
versorgungsgesetzes mit denen  des  alten Reichs-
versorgungsrechts, wobei das Bundesversorgungs-
gesetz hinter den vergleichbaren Rentensätzen des 
Reichsversorgungsgesetzes zurückbleibt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Dr. Probst (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Schellenberg (SPD): Frau Kollegin, warum 
sollen diese Ungerechtigkeiten bis zum 31. Mai 1960 
weiterhin bestehen nach dem Gesetzentwurf, den 
Sie  begründen wollen? 

(Beifall bei der SPD und bei ,der FDP.) 

Frau Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Professor 
Schellenberg, uns geht es um Leistungen, die der 
Gerechtigkeit entsprechen, welche wir alle gemein-
sam erreichen wollen und erreichen müssen. Uns 
kommt es auf die echte Dauerleistung in der ent-
sprechenden Höhe an, und ich weiß mich einig mit 
den Kriegsopfern selber, daß sie die Dauerleistun-
gen entschieden vorziehen, wenn diese einfach 
durch die Verantwortung für den Haushalt 

(Oh-Rufe und Lachen bei der SPD) 

in Vergleich gesetzt werden müssen zu dem Termin 
des Inkrafttretens. 

Der Anteil der Kriegsopferversorgung am Ge-
samthaushalt 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ist ständig 
gesunken!) 

beträgt heute nur noch 9 % des gesamten Budgets, 
während er 1950/51 mehr als 16 % betragen hat. 

(Zurufe von der SPD.) 

Auch wenn man die Abnahme des Personenkreises 
in Rechnung stellt, beweisen diese Zahlen das Ab-
sinken des Anteils der Kriegsopferversorgung am 
Gesamtvolumen des Bundeshaushalts. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus der 
Betrachtung der Gesamtsituation ergeben sich für 
die Neuordnung der Kriegsopferversorgung Schluß-
folgerungen. Das Bundesversorgungsgesetz ist eines 
der großen, bedeutenden Sozialgesetze der Bundes-
republik. Es regelt die Versorgung von 3,5 Millio-
nen alter Soldaten und deren Hinterbliebener. Das 
Bundesversorgungsgesetz ist zugleich Grundlage 
des Versorgungsrechts der Bundeswehr. Das BVG 
muß so gestaltet sein, daß das Saar-Recht an das 
Recht der Bundesrepublik angepaßt werden. kann. 
Es steht in engster Beziehung zu anderen Sozial-
gesetzen und ist im Vergleich zur veränderten so-
zialen Umwelt unterentwickelt. 

Es kann nicht daran gedacht werden, ein so be-
deutendes Gebiet der Sozialpolitik, das Recht von 
3,5 Millionen Kriegsopfern, das Recht der neuen 
Soldaten, das Recht der Saar-Kriegsopfer von einer 
abschließenden, der übrigen sozialpolitischen Situa-
tion und dem gehobenen Lebensstandard in gerech-
ter Weise angepaßten Lösung auszuschließen. Das 
Bundesversorgungsgesetz kann nicht aus einer um-
fassenden Sozialreform und deren Grundsätzen aus-
geklammert werden. 

Die Grundsätze des Rechts der deutschen Kriegs-
opfer ergeben sich aus dem Grundgesetz. Das Recht 
der Kriegsopferversorgung basiert auf den unver-
letzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten, 
wie sie im Grundgesetz der Bundesrepublik nieder-
gelegt sind und die zu achten und zu schützen Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt ist. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Das gilt 
aber dann doch auch jetzt sofort!) 

Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar", stellt ein von Schöp-
fung und Natur der Rechtsordnung vorausgegebe-
nes Elementarprinzip dar, das die Anerkennung der 
Persönlichkeitsrechte des Art. 2 in sich schließt. Je-
der hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 
Person ;  jeder hat das Recht auf Leben und körper-
liche Unversehrtheit. Art. 1 Abs. 1 gewährt einen 
Status positives, d. h.  die Anerkennung der Men-
schenwürde fordert menschenwürdige Existenz. Der 
Staat und damit der Gesetzgeber ist verpflichtet, 
die Voraussetzungen zu schaffen, daß jeder seine 
Menschenwürde verwirklichen und seine Persön-
lichkeit frei entfalten kann. Diese Verpflichtung 
umfaßt vorbeugenden und reparierenden Schutz, 
d. h. der Staat ist verpflichtet, Rehabilitierung im 
Rahmen des Möglichen überall da zu leisten und 
zu gewährleisten, wo die menschenwürdige Exi-
stenz und die freie Entfaltung der Persönlichkeit 
im Sinne des Grundgesetzes beeinträchtigt oder be-
droht ist. Diese Verpflichtung gilt in besonderem 
Maße in all den Fällen, in denen der Staat zu sei-
nem Schutze und zum Schutze der Allgemeinheit 
von dem einzelnen Staatsbürger das Opfer seiner 
Gesundheit und damit der Beeinträchtigung seiner 
Persönlichkeit zu fordern gezwungen ist. Wenn 
schon das Grundrecht auf die körperliche Unver- 
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sehrtheit im Zusammenhang mit dem Wehrdienst 
aufgehoben ist, so bleibt in Geltung, unangetastet 
und nicht aufhebbar, die Verpflichtung aller staat-
lichen Gewalt, die Würde des Menschen und das 
Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit zu 
achten und zu schützen und für ihre Wiederherstel-
lung in bestmöglicher Weise Sorge zu tragen. 

Einer der besten Kenner des Grundgesetzes, 
Herr Professor Süsterhenn, bestätigt: Es ist Auf-
gabe des Gesetzgebers, die durch das Kriegsopfer-
schicksal verursachten Schäden zu regeln. Aufgabe 
bedeutet nicht nur Kompetenz, sondern auch Pflicht. 
Diese Pflicht ergibt sich aus dem Wesen des sozia-
len Rechtsstaates gemäß Art. 20 Abs. 1. Aus Art. 74 
Ziffer 10 des Grundgesetzes ergibt sich nicht nur 
eine Kompetenz des Bundes, vielmehr ging der 
Grundgesetzgeber davon aus, daß in dieser Hin-
sicht der Bundesgesetzgeber eine überaus dring-
liche Verpflichtung zu erfüllen habe. In die gleiche 
Richtung weist auch Art. 120 des Grundgesetzes, 
der dem Bund die Übernahme der Kriegsfolgelasten 
auferlegt. 

Es ergibt sich für das Recht der deutschen Kriegs-
opfer ein Doppeltes. Einmal: Der Rechtsanspruch 
auf Versorgung ist ein gegen den Bund gerichteter 
öffentlich-rechtlicher Entschädigungsanspruch eige-
ner Art. Zweitens — und das, meine Damen und 
Herren, ist entscheidend für den vorliegenden Ge-
setzentwurf und seine Konzeption —: Der Rehabi-
litierung kommt im Gefüge der rechtlichen Leistun-
gen eine vorrangige Bedeutung zu. 

Der Herr Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaier 
hat sich in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz 
zu dem Rechtsanspruch der deutschen Kriegsopfer 
bekannt: Der Staat sei als der eigentlich Verpflich-
tete anzusprechen; er müsse dafür sorgen, daß der 
klare Rechtsanspruch der Kriegsopfer auf realisier-
bare Entschädigung und Hilfe gesetzlich verankert 
und praktisch verwirklicht werde. Es handelt sich 
um eine unabweisbare rechtliche Verpflichtung der 
Allgemeinheit und nicht um fürsorgerisch-karitati-
ves Ermessen. Im Sinne des Grundgesetzes hat 
auch der Herr Bundesarbeitsminister in seinen 
Grundsätzen zur Sozialpolitik, die er am 13. Fe-
bruar 1958 vor den drei Ausschüssen, nämlich den 
Ausschüssen für Arbeit und für Sozialpolitik und 
dem Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrer-
fragen, dargelegt hat, gesagt, daß alles politische 
Streben sich auf den Menschen als Person und als 
Gemeinschaftswesen zu beziehen habe; die Sozial-
politik solle dem Menschen dienen zur Entfaltung 
seiner Persönlichkeit und bei der Bewältigung der 
Lebensrisiken, und sie solle auch für seine rechte 
Einordnung in die Gemeinschaft sorgen. 

Die Verletzung der körperlichen Unversehrtheit 
bedeutet in jedem Falle einen schweren Einbruch 
in das Gefüge der Persönlichkeit. Die medizinische 
Wissenschaft schreitet fort.  Sie erkennt immer mehr, 
daß der Mensch eine Leib-Seele-Einheit darstellt, 
wobei Körper und Seele in einer Wechselwirkung 
stehen. Es ist wesentlich, sowohl für den Arzt wie 
für den Gesetzgeber, daß der vom Schicksal so 
schwer getroffene Mensch in seiner persönlichen 
Ganzheit mit Lein und Seele gesehen wird. 

Jede Amputation, jede körperliche Versehrtheit 
schafft eine Wunde im seelischen Bereich. Die Ver-
letzung der körperlichen Integrität ist fast aus-
nahmslos verbunden mit einer Erschütterung des 
Selbstbewußtseins, die sich steigern kann bis zum 
Verlust ,des Selbstwertbewußtseins, bis zur Depres-
sion, die nur schwer und nur bei einer respekt-
vollen Behandlung durch den Arzt, bei einer ein-
fühlenden Betreuung und letzten Endes nur mit 
Hilfe der Persönlichkeitskräfte des Schwerbeschä-
digten selbst gelöst werden kann. 

Ich muß dabei auf die Folgeschäden hinweisen, 
die ,sich aus ,der Verletzung des Selbstbewußtseins 
psychisch wie physisch ,ergeben. Ich pflichte Herrn 
Bundestagspräsidenten Gerstenmaier bei., der mit 
sehr großem Verständnis gesagt hat: Es muß alles 
geschehen, daß die erlittenen Verluste nicht zu 
weiteren vermeidbaren Schäden und Nachteilen des 

 betroffenen Personenkreises führen. 

Ich komme zur Schlußfolgerung. Es kommt ent-
scheidend darauf an, daß der Beschädigte das Be-
wußtsein seiner persönlichen Würde und seines 
Wertes zurückgewinnt, daß er in einer neugewon-
nenen Harmonie der geistigen und körperlichen 
Funktionen die noch verbliebenen und die neu ge-
wonnenen Kräfte und Fähigkeiten erneut entfalten 
kann. Es geht um das elementare Bedürfnis der 
Persönlichkeit, sich bestätigt zu wissen in der 
eigenen Leistung und in der Wiedereingliederung 
in die Gemeinschaft. Es geht letzten Endes um das 
naturrechtlich fundierte Grundrecht auf die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit. 

Die Kriegsopfer selbst weisen den Gesetzgeber 
auf die Bedeutung hin, die der Arbeit gerade für 
den Schwerstbeschädigten zukommt. Wenn der 
Schwerstbeschädigte — so heißt es in einer Denk-
schrift —, z. B. ein Kriegsblinder, ein Doppelar

m-

amputierter, ein Querschnittsgelähmter unter 
höchstem körperlichem und seelischem Einsatz einer 
beruftichen Betätigung nachgehe, so sei die Arbeit 
eines so schwer Beschädigten nicht in erster Linie 
auf den Erwerb von Einkommen gerichtet. Ich darf 
wörtlich zitieren: 

Die Arbeit ist für ihn vielmehr eine seelische 
Notwendigkeit, weil sie ihm die Selbstachtung 
und das Gefühl seines Nutzens f dr die Allge-
meinheit wiedergibt. In der Arbeit überwin-
det er sein Schicksal und erkämpft sich die  An-
erkennung der Umwelt. 

Für die hinterbliebene Familie bedeutet der Ver-
lust ,des Gatten, des Vaters, des Ernährers ein 
individuelles Betroffensein schwerster Art. Zugleich 
beeinträchtigt der  Verlust des Vaters die Familie 
in der sozialen Sphäre. Es fehlt der  Vater in seiner 
Mitträgerschaft und in seiner Verantwortung so-
wohl für den Unterhalt wie für die  Erziehung der 
Kinder und für ,die gesellschaftliche Vebildung mit 
der Umwelt. Die Folgen der Vaterverwaisung be-
deuten in der Mehrzahl ,der Fälle Veränderungen 
in der Struktur der Familie. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
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Frau Dr. Probst (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Ich möchte nicht un-
galant sein. Aber haben Sie nicht davon Kenntnis 
genommen, daß die Öffentlichkeit gerade die Art, 
in der Sie hier eine Vorlesung halten, in den letzten 
Tagen scharf kritisiert hat  und wir uns alle vorge-
nommen haben, die Debatten anders zu gestalten? 

(Beifall bei der SPD.) 

Frau Dr. Probst (CDU/CSU) : Es handelt sich hier 
nicht um eine Debattenrede, sondern um eine Be-
gründung. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Mit dieser 
Begründung erteilen Sie der Bundesregie-

rung die Note 5!) 

Diese Begründung für eine Neuordnung des Bun-
desversorgungsrechts trage ich im Namen von zwei 
Fraktionen vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der von uns vorgelegte Gesetzentwurf wird für die 
Debatte im Ausschuß eine Grundlage bilden. Es 
dürfte von den Kriegsopfern kaum verstanden wer-
den, wenn gerade die Opposition, die immer vor-
gibt, sich für die Kriegsopfer besonders einzusetzen, 
verhindert, daß die Begründung ausführlich und 
fundiert gegeben wird. 

(Zurufe von der SPD: Vorgelesen wird!) 

Ich sage noch einmal: es handelt sich um eine Be-
gründung. 

(Abg. Arndgen [zur SPD] : Von Ihrer Seite 
wird viel mehr vorgelesen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, meine Damen und Herren! 

(Weitere Zurufe des Abg. Arndgen.) 

— Herr Kollege, lassen Sie ausnahmsweise auch 
mich einmal etwas sagen! 

Meine Damen und Herren, die Geschichte mit dem 
§ 37 der Geschäftsordnung muß anders werden! 
Herr Kollege Schellenberg, in diesem Fall sind Sie 
noch nicht einmal im Recht. Wir haben eine Über-
einkunft getroffen, daß Reden zur Begründung und 
Einbringung ohne Zwischenfragen angehört werden. 
Ich habe Ihre Zwischenfrage zugelassen, weil ich 
mit Ihnen der Meinung bin, was zur Verlebendi-
gung der Diskussion in diesem Haus geschehen 
kann, ist immer willkommen. Aber die Frau Abge-
ordnete, die das Wort hat, hat in diesem Fall das 
Recht auf ihrer Seite, denn sie befindet sich bei 
einer Einbringung. Die Debatte findet anschließend 
statt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Fahren Sie bitte fort, Frau Abgeordnete. 

Frau Dr. Probst (CDU/CSU) : Es geht darum, 
daß der Frau und Mutter trotz der Schwere des sie 
persönlich betreffenden Schicksals genügend innere 
Kräfte verbleiben und gewonnen werden, um die 

Familie neu zusammenzuschließen. Auf ihren Schul-
tern liegt die Doppelfunktion, Vaterstelle zu ver-
treten und zugleich Mutter zu sein. Auf ihren Schul-
tern liegt der ganze materielle Unterhalt und die 
seelische Stützung der Familie. 

Die Neuordnung des Bundesversorgungsgesetzes 
muß iso gestaltet sein, daß die alleinstehende Mutter 
ihre ureigenste Aufgabe, Mittelpunkt der Familie 
und Erzieherin ihrer Kinder  zu sein, erfüllen kann. 
Wenn dem Kind schon der Vater fehlt, so darf ihm 
nicht noch die  Mutter genommen werden, indem man 
die Mutter zwingt, im Arbeitsprozeß den Unterhalt 
der Familie selbst zu beschaffen. 

Der Gesetzgeber ist verpflichtet, die Existenz und 
die Grundlage des Lebens vorrangig gerade denen zu 
gewährleisten, die vom Kriegsopferschicksal am 
schwersten betroffen sind, die ihre Gesundheit so 
weit eingebüßt haben, daß sie nicht mehr in der Lage 
sind, ihre Existenz und die ihrer Familie aus eigener 
Kraft zu sichern. Ich stimme hier mit Bundesarbeits-
minister Blank überein, daß wir alle diesem schwerst-
betroffenen Personenkreis in besonderer Weise ver-
pflichtet sind. 

Diese Verpflichtung besteht dreifach, sie besteht 
gegenüber den Schwerstbeschädigten, gegenüber den 

 Hinterbliebenen und gegenüber den Eltern, die ihre 
letzten, einzigen oder alle Kinder verloren haben. 
Hier hat die Rente den Charakter der vollen Unter-
haltsleistung. Die Versorgung muß .so gestaltet sein, 
daß sie der Größe des gebrachten Opfers gerecht 
wird. Sie darf sich nicht allein an den Lebenshaltungs

-

kosten und an dem unteren Lohnniveau orientieren, 
sondern muß einen gerechten Anteil an der allgemei-
nen Steigerung des Lebensstandards und des Sozial-
produktes gewähren, an dessen Schaffung die Kr iegs-
opfer einen so bedeutenden Anteil haben. 

Die Antragsteller sind der Meinung, daß die Lei

-

stungen des Bundesversorgungsgesetzes individuell 
an den Grad der Versehrtheit und den außergewöhn-
lichen beruflichen Schaden der Schwerstbeschädigten 
angepaßt wenden müssen. 

Die Unterhaltssicherung muß aber gleichzeitig —
und jetzt komme ich zu einem Kernstück der Kon-
zeption des vorliegenden Entwurfs — die Möglich-
keit 'bieten, daß auch der Schwerstbeschädigte die ihm 
noch verbliebenen und neu gewonnenen Fähigkeiten 
und Kräfte erneut einsetzen kann. Das Grundrecht auf 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit muß gerade 
bei den jenigen Kriegsopfern verwirklicht werden, die 
schwerste Opfer gebracht haben. Wir werden im Aus-
schuß das Anliegen unserer Schwerstbeschädigten 
berücksichtigen, nämlich dahin wirken, daß den  
schwerstbeschädigten Pflegezulageempfängern die 
Vollrente ungekürzt neben dem Arbeitseinkommen 
belassen wird. 

Der Vorrang der Rehabilitation gilt insbesondere in 
den Fällen, in denen die  Rentengestaltung nicht die 
Zielsetzung der vollen Unterhaltsleistung hat,  son-
dern der Beschädigte durch seine eigene Leistung den 
Unterhalt für sich und seine Familie sichert. 

Die Rehabilitat ion umfaßt drei Hauptteile, einmal 
die Heilbehandlung, zweitens die Wiedereingliede- 
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rung  in  den Beruf durch Umschulung, Ausbildung s o-
wie Sicherung des Arbeitsplatzes durch das Schwer-
beschädigtengesetz und drittens — das ist das Ent-
scheidende — die Grundrente. Die  Grundrente ist ein 
integrierender Bestandteil der  Rehabilitation.  Das 
muß der deutschen Öffentlichkeit auch ,einmal gesagt 
werden. Diese Grundrente isst kein Ehrensold der 
deutschen Nation, sie ist keine Einkommenshilfe im 
gewöhnlichen Sinn, wie immer wieder behauptet 
wird, sie ist auch keine geldliche Abfindung, kein 
Schmerzensgeld als Ablösung immaterieller Schäden. 
Wie könnte man den Verlust des Augenlichts geld-
lich abfinden wollen! Die Grundrente hat vielmehr 
eine ganz spezifische Funktion von zentraler Bedeu-
tung innerhalb des Rechts der deutschen Kriegsopfer. 

Ich folge der Begründung, die die Bundesregierung 
bei der Vorlage des Bundesversorgungsgesetzes 1950 
selbst gegeben hat: 

Die Grundrente hat einen Ausgleich zu bieten für 
die Mehraufwendungen an Kraft und für die 
materiellen Aufwendungen, die ein gesunder 
Mensch nicht hat, und für den Ausfall von wirt-
schaftlichen Vorteilen aus einer Betätigung 
außerhalb des Berufs. 

Für die Hinterbliebenen stellt die Grundrente einen 
Ausgleich der durch den Verlust des Ehemannes, des 
Vaters und Ernährers sich ergebenden besonderen 
Belastung dar. 

Die Grundrente hat den  Siam,  dem Beschädigten als 
Ausgleich für seine Behinderung eine Starthilfe zu 
geben in seinem beruflichen Wettbewerb, den er 
sonst unter den gleichen Bedingungen wie der Ge-
sunde zu beistehen hat. Die Grundrente bildet als Be-
standteil der Rehabilitierung eine fortwirkende Vor-
aussetzung zur Entfaltung und Steigerung des Lei-
stungswillens und damit zur Erreichung und Erhal-
tung der Unterhaltssicherung und des Einkommens 
unabhängig von seiner Höhe. Die Zielsetzung der 
Grundrente hat ausnahmslos Geltung für jede Art 
des beruflichen Einsatzes, ja, für jegliche Form des 
menschlichen Daseins. Sie ist als Festrente neben je-
dem anderen Einkommen zu gewähren. S ie stellt 
einen unabdingbaren Rechtsanspruch dar. Ihre Un-
antastbarkeit entspricht dem öffentlich-rechtlichen 
Anspruch,  der dem Bundesversorungsgesetz zu-
grunde liegt. 

Die Grundrenten in ihrer derzeitigen Höhe und 
ihrem derzeitigen Verhältnis zur Ausgleichsrente er-
füllen nicht mehr die ihnen vom Gesetzgeber zuge-
dachte Funktion. Die antragstellenden Fraktionen 
stimmen in  dieser Auffassung mit der Meinung des 
Bundesrats voll überein. In der Überzeugung, daß die 

 Stärkung der eigenen Kraft gerade bei dem Personen-
kreis der Kriegsopfer das entscheidende Prinzip ist, 
daß das so schwer getroffene Selbstbewußtsein der 
Kriegsopfer durch die erneute Entfaltung der Per-
sönlichkeitskräfte gestärkt wenden muß, in  der Über-
zeugung, daß demnach der Förderung des Leistungs-
willens die Priorität zukommt, sind die antragstellen-
den Fraktionen zu einer wesentlichen Erhöhung der 
Grundrente im Gefüge der Versorgungsleistungen 
entschlossen. 

Schon in der 6. Novelle hatten alle Fraktionen 
dieses Hauses einstimmig die Grundrenten dem 
Verhältnis von 1:1 angenähert. Dieses Verhältnis 
von 1:1 ist in dem vorliegenden Entwurf für die 
Erwerbsminderungsgrade von 100 %, 90 % und 
80 °/o voll erreicht. Bei den darunterliegenden Er-
werbsminderungsgraden ist die Grundrente dem 
Verhältnis 1:1 weiter angenähert. 

Diese Konzeption ist vollinhaltlich vom Bundes-
rat in seiner Empfehlung zur Neuordnung der 
Kriegsopferversorgung übernommen worden mit 
der Begründung, es handele sich um einen ersten 
Schritt zur Verlagerung des Schwergewichts der 
Versorgungsleistung von der Ausgleichsrente zur 
Grundrente, und damit sei der Rechtscharakter des 
Gesetzes verstärkt. Die Konzeption befindet sich 
weiter in Übereinstimmung mit der Grundsatzer-
klärung aller Mitglieder des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen. In dieser 
Grundsatzerklärung des Kriegsopferausschusses ist 
gesagt worden, daß der Ausschuß auch in Zukunft 
an der bisher einmütig vertretenen und vom Deut-
schen Bundestag einstimmig gebilligten Auffassung 
festhält, daß den Kriegsopfern eine Versorgung ge-
währt werden muß, die der Größe des gebrachten 
Opfers und die dem Leistungswillen Rechnung trägt. 
Der Ausschuß ist einstimmig der Auffassung, daß 
der Weiterentwicklung der Grundrenten eine be-
sondere Bedeutung zukommt. 

Wir werden uns bemühen, zu dem Kapitel Heil-
behandlung und zu dem Kapitel der sozialen Für-
sorge im Ausschuß Wesentliches beizutragen. Ich 
möchte sagen, daß die Vorschläge des Herrn Bun-
desarbeitsministers gerade in bezug auf die Heil-
behandlung sehr zu begrüßen sind. Sie weisen neue 
Wege. Sie enthalten wesentliche Verbesserungen, 
die wir im Ausschuß übernehmen werden. 

Was die §§ 25 bis 27 anlangt, so sind die Antrag-
steller der Auffassung, daß die soziale Fürsorge, 
die eine wesentliche Voraussetzung zur Rehabili-
tierung bildet, unter allen Umständen Inhalt des 
BVG bleiben muß. Wir werden den neuen Grund-
sätzen des Sozialhilfegesetzes Rechnung tragen. 

In bezug auf die Berufsschadensrente sei mir nur 
eine Bemerkung erlaubt. Die Berufsschadensrente 
für den sogenannten höherwertigen Beruf kann nur 
dann eine gerechte und sozial befriedigende Lösung 
darstellen, wenn zugleich die Lebenserwartung des 
jungen Gefallenen und des in jungen Jahren schwer 
Beschädigten in gerechter Weise berücksichtigt wird. 

Die Antragsteller halten an dem Institut der 
Ausgleichsrente fest. Sie gehen davon aus, daß die 
Ausgleichsrente ihre volle Funktion in bezug auf 
die Unterhaltssicherung der Schwerstbeschädigten 
hat. Wir werden in diesem Punkt die Anregungen 
des Herrn Ministers Blank in dem Grundgedanken, 
demjenigen besonders zu helfen, der am schwersten 
betroffen ist, aufnehmen und in unsere Vorstel-
lungen einarbeiten. Die Ausgleichsrente hat auch 
heute noch ihre Funktion im Zusammenhang mit 
der Heilbehandlung, im Zusammenhang mit der 
Erholungsfürsorge. In beiden Fällen sinkt das Nor-
maleinkommen ab. Auch hier werden wir uns sehr 
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eingehende Vorstellungen über den Zusammenhang 
zwischen Krankengeld, Heilbehandlung, Einkommen 
und der Gestaltung der Ausgleichsrente machen 
müssen. Genauso wird uns — ich darf hier für alle 
Parteien sprechen — die Erholungsfürsorge sehr 
eingehend beschäftigen. Wir werden zu moderneren 
Vorstellungen der vorbeugenden Behandlung, und 
zwar einer rechtzeitig vorbeugenden Behandlung 
kommen müssen. 

Die Ausgleichsrente kann aber nur ihre echten 
Funktionen erfüllen, wenn die Einkommensgrenze 
entsprechend gestaltet ist, wobei gerade die unteren 
Einkommensstufen besonders zu berücksichtigen 
sind. Die Antragsteller befinden sich in ihrer Kon-
zeption in voller Übereinstimmung mit der Bundes-
regierung selbst, die zum ersten Entwurf des Ge

-

setzes über die Versorgung der Opfer des Krieges 
am 12. September 1950 gesagt hat: 

Die Art der Rentenminderung, die in jedem 
Falle eine Feststellung des Einkommens und 
dessen laufende Nachprüfung erfordert, kann 
nicht befriedigen. 

Die Bundesregierung fährt fort: 

Abgesehen davon, daß die Betroffenen durch 
diese Einkommensfeststellungen ständig be-
unruhigt und verärgert werden, wirkt die Art 
der Rentenkürzung auch lähmend auf den 
Arbeitswillen. 

Wir sind hier vollkommen einer Meinung. 

Wir befinden uns mit unseren wesentlichen Ver-
besserungsvorschlägen zu der Anrechnung des son-
stigen Einkommens in voller Übereinstimmung mit 
dem Bundesrat, der gerade das System der Pauscha-
lierung für einen Fortschritt hält, und zwar auch ver-
waltungsmäßig. 

Dem Herrn Bundesarbeitsminister kann nur zu-
gestimmt werden, wenn er vor den drei genannten 
Ausschüssen gesagt hat: Die Sozialpolitik ist keine 
Arme-Leute-Politik. Nach diesem Grundsatz müssen 
die Einkommensgrenzen gestaltet werden. Ich darf 
seinem neuen Gedanken, daß die Einkommens-
berechnungen im Zusammenhang mit der Gewäh-
rung der Ausgleichsrente nur einmal im Jahr statt-
finden sollen, nur voll zustimmen. Der Herr Arbeits-
minister wird sicher hierfür im Ausschuß eine 
Mehrheit aller Fraktionen haben. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und der DP geht davon aus, daß 
eine Verlagerung des Schwergewichts des Renten-
systems auf die Ausgleichsrenten eine Strukturver-
änderung des Bundesversorgungsgesetzes herbei-
führen würde, die dem Grundsatz der Erhaltung 
des Leistungswillens nicht entspricht. Die Förde-
rung des Leistungswillens ist das tragende Prinzip 
des Bundesversorgungsgesetzes. 

Heute, meine sehr geehrten Herren und Damen, sind 
Zehntausende der schaffenden deutschen Menschen 
Kriegsopfer. Die Kriegsopfer haben das deutsche 
Sozialprodukt vom ersten Tage an mitgeschaffen, 
sie haben das Wachsen des deutschen Sozialpro-
dukts mitgetragen, sie haben Steuern gezahlt, sie 
leisten Beiträge zu den sozialen Sicherungs-

systemen, sie tragen die Aufwendungen für die  Be
-friedigung ihrer Ansprüche nach dem Bundesver-

sorgungsgesetz zum Teil durch ihrer Hände Arbeit 
selbst. 

Die Leistungen der deutschen Kriegsopfer im pro-
duktiven Einsatz sind im deutschen Bundeshaushalt 
ablesbar. Die produktive Gestaltung des Kriegs-
opferrechts führt im Haushalt zu wesentlichen Ein-
sparungen. In der Tat ist der prozentuale Anteil 
der Ausgaben, wie ich schon gesagt habe, ab-
gesunken. Wenn man die Ist-Zahl des Kriegsopfer-
haushalts des Jahres 1951 in Höhe von 3,169 Mil-
liarden DM mit der Ist-Zahl des Kriegsopferhaus-
halts des Jahres 1958 in  Höhe von 3,463 Mill iar-
den  DM  zuzüglich der Aufwendungen gemäß § 90 des 
Bundesversorgungsgesetzes in Höhe von 432 Mil-
lionen DM vergleicht, so zeigt sich, daß sich der 
Haushalt der Kriegsopferversorgung absolut nur 
um 726 Millionen DM erhöht hat, obwohl die fünf 
Novellen zum Bundesversorgungsgesetz eine 
Bruttoaufwendung in Höhe von 2,445 Milliarden 
DM beinhaltet haben. Werden von der Summe der 
Bruttoaufwendungen auf Grund der fünf Novellen 
die Ist-Mehraufwendungen des Haushalts in Höhe 
von 726 Millionen DM sowie die natürlichen Er-
sparnisse durch das Herauswachsen der Waisen-
kinder, durch die Heirat von Kriegerwitwen und 
durch die Rentenkapitalisierung in Höhe von ins-
gesamt 503,6 Millionen DM in Abzug gebracht, so 
ergibt sich eine Summe von 1,2 Milliarden DM, die 
durch den Leistungswillen der deutschen Kriegs-
opfer erspart worden ist. 

Ich darf im Namen aller Fraktionen dieses Hohen 
Hauses den Dank der Volksvertretung für das zum 
Ausdruck bringen, was die Kriegsopfer als Schaf-
fende unter Aufbietung der noch verbliebenen und 
der neu gewonnenen Kräfte zum Wohle des ganzen 
Volkes geleistet haben und täglich aufs neue in 
einer unbekannten Tapferkeit leisten. Ich tue dies 
mit dem Bekenntnis zu der Verpflichtung, den 
Opfern des Krieges im Rahmen einer gerechten So-
zialordnung eine würdige Versorgung zu gewähr-
leisten, die auf der Achtung vor der Würde des 
Menschen und der freien Entfaltung seiner Persön-
lichkeit aufgebaut ist. 

Ich schließe mit dem Ausdruck des Dankes der 
antragstellenden Fraktionen — der CDU/CSU und 
der DP — an den Herrn Bundesfinanzminister und 
an den Herrn Arbeitsminister für ihre unablässigen 
gemeinsamen Bemühungen um die Erschließung der 
haushaltsmäßigen Deckung 

(Lachen bei der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

des vorliegenden Gesetzentwurfs, dessen finanziel-
les Volumen eine Aufwendung von 1050 Millionen 
DM erfordert. Diesen Dank möchte ich in besonde-
rer Weise auch an den Herrn Bundeskanzler richten, 

(erneutes Lachen und Rufe von der SPD: 
„Bravo"!) 

der sich immer und besonders in dieser Stunde als 
ein Freund der deutschen Kriegsopfer erwiesen hat. 

(Anhaltendes Lachen bei der SPD. — 
Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Die Antragsteller haben geglaubt, in Überein-

stimmung mit der Bundesregierung die Kriegsopfer 
nicht der Unpopularität von Steuererhöhungen aus-
setzen zu sollen. Ich darf als Sprecherin der CDU/ 
CSU-Fraktion und der DP-Fraktion erklären, daß 
alles geschehen ist, was überhaupt im Bereich des 
Möglichen liegt und haushaltsmäßig verantwortet 
werden kann, um die Finanzierung des vorliegen-
den Gesetzentwurfes so zu gestalten, daß Steuer-
erhöhungen vermieden werden können. Die Antrag-
steller sind sich bewußt, daß jede Ausweitung des 
finanziellen Volumens bis Ende 1962 nur durch 
Steuererhöhungen gedeckt werden kann. Ich bin 
überzeugt, daß alle Fraktionen dieses Hohen Hauses, 
wenn sie vor die Wahl zwischen einer wesentlichen 
Erhöhung der Dauerleistungen für alle Kriegsopfer 
und einem früheren Termin des Inkrafttretens ge-
stellt sind, sich mit uns im Interesse der deutschen 
Kriegsopfer für wesentlich erhöhte Dauerleistungen 
entscheiden werden. 

Ich bitte das Hohe Haus um Überweisung des 
vorliegenden Gesetzesantrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und der DP, Drucksache 957 (neu), an den 
Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zur Begrün-
dung des FDP-Gesetzentwurfs — Drucksache 962 — 
gebe ich das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zunächst ein kurzes Wort zu mei-
ner Vorrednerin! Was Sie gesagt haben, Frau Kol-
legin Dr. Probst, kann ich zu 99 % unterstreichen, 
aber ich habe leider das Gefühl, daß Sie den fal-
schen Gesetzentwurf begründet und vor allem in 
der falschen Richtung geredet haben. In der ande-
ren Richtung hätten Sie reden sollen, das wäre bes-
ser gewesen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber Ihr Wort in der Regierung Ohr! 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, wenn ein Mann, der 
im Blickpunkt der Öffentlichkeit steht, den Mut hat, 
unpopuläre Maßnahmen zu verteidigen, dann ge-
bührt ihm Lob. Wenn der Personenkreis, der von 
dieser unpopulären Maßnahme betroffen wird, mit 
Protesten und Resolutionen zum Angriff gegen ihn 
vorgeht und dieser Mann dann trotzdem seine Mei-
nung, ohne zu wanken, fest verteidigt, dann ver-
dient er Bewunderung. Mut und Standhaftigkeit 
sind hohe Mannestugenden, die leider in unserer 
opportunistischen Zeit selten geworden sind. 

Ich habe früher vor dem damaligen Bundesfinanz-
minister Schäffer — heute Bundesjustizminister — 
besondere Achtung gehabt, wenn er finanziellen 
Wünschen entgegentrat und mutig, ohne Rücksicht 
auf Popularität, das vom Steuerzahler sauer ver-
diente Geld mit Sparsamkeit verwaltete. Als ich 
aber nachher leider feststellen mußte, daß er in die-

ser Zeit den berüchtigten Juliusturm von 7 Milliar-
den DM anlegte, schwand meine Bewunderung; 
denn das war eben nicht die verantwortliche Hal-
tung eines mutigen Mannes, sondern kleinbürger-
liche Hamsterei. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Das war die Haltung eines Menschen, der seine Fa-
milie darben läßt, um einen Sparstrumpf voll Geld 
zu stecken, 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der 
Mitte) 

das ihm dann, weil er es nicht zu verwahren weiß, 
von einem listigen Gesellen genommen wird. 

(Lachen bei der FDP und SPD.) 

Durch diese mickrige Finanz- und Steuerpolitik 
sind nachher Milliardenbelastungen in den Bundes-
etat aufgenommen worden, die sich wie eine ewige 
Krankheit forterben. Man erreichte genau das Ge-
genteil dessen, was staatspolitisch notwendig ge-
wesen wäre. Ich behaupte nicht, daß diese Beträge 
zum Fenster hinausgeworfen wurden, nein, aber es 
wurden mit diesen Milliarden Aufgaben finanziert, 
die nicht so vordringlich waren wie andere. 

Was für einen Kampf hat es immer mit dem da-
maligen Bundesfinanzminister gegeben, wenn z. B. 
durch die Initiative dieses Parlaments die Verbes-
serung der Kriegsopferversorgung versucht wurde. 
Um jeden Pfennig wurde gefeilscht. Stets behaup-
tete der damalige Finanzminister, er habe kein 
Geld. Zur gleichen Zeit wurde aber, ich sagte es 
schon, der Juliusturm zusammengehamstert. In- und 
Ausland wurden begehrlich gemacht, und man teilte 
später mit vollen Händen nach allen Seiten hin aus. 

Nun, der Herr Bundesarbeitsminister Blank 
könnte sich möglicherweise auch das Lob der ge-
recht denkenden Menschen dadurch erwerben wol-
len, daß er durch standhaftes Verhalten in einer un-
populären Frage Mannesmut beweise. Es hat zu-
nächst den Anschein, als wolle er sich wie ein Win-
kelried für Bundeskanzler und Bundesfinanzminister 
aufopfern. Er gleicht aber meiner Meinung nach 
nicht einem Winkelried, sondern allenfalls einem 
Michael Kohlhaas, 

(Zustimmung bei der FDP und SPD) 

aber auch das nur in der unbelehrbaren Halsstar-
rigkeit, mit der er seine Konzeption vertritt. 
Auch im übrigen ist die Ähnlichkeit nur negativ. 
Michael Kohlhaas hat sich gegen ein zunächst unbe-
zweifelbares Unrecht zur Wehr gesetzt, während 
der Herr Bundesarbeitsminister für das Unrecht, das 
man hier den Kriegsopfern antut, kein Gefühl zu 
haben scheint. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Ja, Herr Bundesminister, das ist es, was wir und 
die Kriegsopfer am allermeisten an Ihnen vermis-
sen: dieses Gefühl für die Ihnen anvertrauten 
Schwachen. Wer verlangt von Ihnen eigentlich, daß 
Sie die Geschäfte des Bundesfinanzministers besor-
gen? 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 
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Meine Partei, meine Damen und Herren, ist jeder-
zeit für Sparsamkeit im Staate eingetreten. Ich 
werde Ihnen später auseinandersetzen, warum die-
ser Gesichtspunkt gerade in diesem Falle nicht der 
oberste sein kann. 

Ich nehme es dem Bundesfinanzminister nicht 
übel, wenn er ein für allemal auf Sparsamkeit hält. 
Aber warum üben gerade Sie, Herr Bundesarbeits-
minister, eine so kühle Enthaltsamkeit? 

Nach der Lehre Montesquieus von der Teilung 
der Gewalten haben verschiedene Instanzen im 
Staate verschiedene Funktionen und sollen diese un-
abhängig voneinander ausüben, damit aus dem Zu-
sammenspiel ein gerechtes Ergebnis entstehe. 

(Abg. Horn: Ich meine, Sie wollen einen 
Gesetzentwurf begründen!) 

— Ja, Herr Kollege, ich begründe sehr wohl. Wir 
müssen nämlich erst einmal die Grundfragen klar-
legen, und das sind eben die finanziellen Fragen. 
Aber das ist Ihnen anscheinend noch nicht aufge-
gangen. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Nach dem erwähnten Prinzip arbeitet man an den 
Gerichten sowohl im Zivil- wie im Strafprozeß; 
danach arbeiten die beiden gegnerischen Anwälte 
und das unabhängige Gericht. Den Vertretern der 
beiden Parteien gesteht man das Recht einer gewis-
sen Einseitigkeit zu; ja, diese Einseitigkeit ist bis zu 
einem gewissen Grade notwendig. Stellt sich der 
Verteidiger von vornherein auf die Seite des Staats-
anwalts, so wird die Gerechtigkeit verfälscht. 

Herr Bundesminister, Sie sind hier nicht Richter 
über, sondern Anwalt für die Interessen der Kriegs-
opfer. Tun Sie als deren Anwalt Ihre Pflicht! 

(Oh-Rufe in der Mitte.) 

Oder zweifeln Sie an der Gerechtigkeit Ihrer Sache? 
Dann müßten Sie das Mandat niederlegen, d. h. als 
Minister zurücktreten. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Bundes-
minister werden nur getreten, die treten 

nicht zurück!) 

Und nun, meine Damen und Herren, zum mate-
riellen Anspruch der Kriegsopfer. — Ich habe vor-
hin vom Gefühl gesprochen; aber ich will nicht mit 
Sentimentalitäten kommen. Betrachten wir vielmehr 
nüchtern zunächst die Rechtslage, dann aber die 
materiellen Ansprüche der Kriegsopfer im Zusam-
menhang mit unserer allgemeinen politischen und 
sozialen Lage. 

Im bürgerlichen Leben hat derjenige, der durch 
einen anderen einen Schaden erleidet, einen Ersatz-
anspruch gegen den Schädiger. Das Grundgesetz 
garantiert in Art. 2 Abs. 2 — Frau Kollegin Probst, 
Sie haben diese Bestimmung ja auch zitiert — das 
Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Ich 
weiß sehr wohl, daß diese Garantie im Kriege illu-
sorisch wird. Wenn man den bürgerlich-rechtlichen 
Grundsatz des Schadensersatzes anwendete, so wäre 
geltend zu machen, daß hier der Schaden nicht durch 
den zum Kriegsdienst einberufenden Staat, sondern 
durch den Feind entstanden ist. So mag es wohl 
auch kommen, daß immer wieder, mehr oder weni-

ger ausgesprochen, die Meinung auftaucht, die Fol-
gen einer solchen Katastrophe, wie sie ein Krieg ist, 
könnten nicht mehr nach reinen Rechtsgrundsätzen 
beurteilt werden; es sei das Schicksal selbst, das 
hier, nach uns nicht begreiflichen Grundsätzen, den 
einen schwer, den anderen weniger hart treffe, ein 
Ausgleich dieser Ungerechtigkeit liege nicht im Be-
reiche der menschlichen Möglichkeiten. Tatsächlich 
läßt sich im Laufe der Geschichte, besonders im 
Altertum, eine erstaunliche Gleichgültigkeit der 
Völker und ihrer Gesetzgeber gegenüber dem 
Kriegsschicksal des einzelnen beobachten. 

Sie wissen auch, wann und wodurch sich der 
große Umschwung in der Beurteilung vollzog, wor-
auf unsere heutige Anschauung vom Werte der 
Einzelpersönlichkeit beruht. Es ist die Lehre des 
Christentums vom Erlöser, der für alle gestorben 
ist. Es war selbstverständlich, daß das Christentum 
gerade unter den Sklaven zuerst und am meisten 
Anhänger hatte. Hier tauchte zum ersten Mal der 
Gedanke der Verantwortung für den Nächsten, der 
Gemeinschaft aller auf. 

Verzeihen Sie, meine Damen und Herren, wenn 
ich im Rahmen dieser Debatte von den höchsten 
Werten der Menschheit spreche. Ich finde wirklich 
keine geringere Ursache für die Wandlung, die sich 
in unserem Denken in diesem Punkte vollzogen hat, 
als die Lehre von der Gleichheit alles dessen, was 
Menschenantlitz trägt. Das ist der von Ihnen, meine 
Damen und Herren von der CDU, so oft beschwo-
rene Geist des christlichen Abendlandes. Auf die-
sem Hintergrund allein kann und muß man die Für-
sorge für die Kriegsopfer sehen, 

(Beifall bei der FDP) 

in dieser Frage muß sie sich immer und hier und 
heute bewähren. Wenn uns dieser Grundgedanke 
unserer abendländischen Kultur nicht mehr zu 
Opfern begeistern kann, dann bleibt er eine leere 
Redensart, gut genug, an hohen Festtagen zitiert 
zu werden, aber blutleer und letzten Endes inhaltlos 
und heuchlerisch. 

Wie oft haben Sie, meine Damen und Herren, 
bei Gedenkfeiern an einem Mahnmal gestanden, 
auf dem die Worte des Evangeliums eingemeißelt 
waren: „Niemand hat größere Liebe, denn der sein 
Leben lässet für seine Freunde." Sollten diese 
Worte nicht besser in unsere Herzen eingegraben 
sein als in Stein? Wenden Sie sich doch einmal der 
Praxis in der Kriegsopferversorgung zu! 

Ich frage mich oft, warum in weiten Kreisen der 
Bevölkerung ein so geringes Verständnis für die 
Probleme der Kriegsopferversorgung vorhanden ist. 
Menschen, die sonst ein gesundes Urteil haben, 
meinen, für die Kriegsopferversorgung könne man 
Mittel eben nur in begrenzter Höhe zur Verfügung 
stellen. Bei der großen Anzahl Kriegsopfer entfalle 
dann nur ein geringer Betrag auf den einzelnen, 
und damit müsse er sich dann eben abfinden. 

Diese Argumentation ist falsch und — das ist das 
Schlimmste — gedankenlos. Wenn ich dieselben 
Menschen frage, ob sie mit einer entschädigungs-
losen Enteignung ihres Eigentums zum Bau von 
Straßen, Flugplätzen oder sonstigen für die Ge- 
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meinschaft notwendigen Anlagen einverstanden 
seien, so antworten sie mir: „Wir leben doch nicht 
in einem bolschewistischen Rußland!" Weiterhin 
ist man der Meinung, daß man im Falle der Schä-
digung durch einen Dritten ein gutes Recht auf 
Schadensersatz habe, und zwar in voller Höhe, 
denn man lebe ja schließlich in einem Rechtsstaat. 

Nun kann es ja jedem Bürger oder seinen näch-
sten Angehörigen passieren, daß sie bei der Bun-
deswehr Dienst tun müssen. Dann gelten aber die 
zuvor vertretenen Grundsätze nicht mehr. Für die 
Bundeswehr gilt nämlich das Bundesversorgungs-
gesetz. Hierzu ein Beispiel — Frau Kollegin Probst, 
Sie brachten ein ähnliches Beispiel —: Während 
eines Manövers der Bundeswehr werden ein Zivi-
list und ein Soldat von einem Bundeswehrfahrzeug 
überfahren. Vollen Schadensersatz erhält der Zivi-
list, nur einen Bruchteil davon der  wehrpflichtige 
Soldat. 

Ist denn eigentlich im Grundsätzlichen ein so 
großer Unterschied im Hinblick auf die Entschädi-
gungspflicht bei Schäden, die im zivilen Leben und 
im militärischen Leben entstehen? Beide Schadens-
ersatzansprüche haben, wie erwähnt, ihre Wurzel 
im Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes. ,Wird also 
jemand als Zivilist geschädigt, so hat er Anspruch 
auf vollen Schadensersatz; hat ihn die Gemein-
schaft oder der Staat in eine Uniform gesteckt — 
mit oder vielleicht sogar gegen seinen Willen —, 
dann bekommt er niemals eine volle Entschädi-
gung. Er erhält einen Bruchteil hiervon als Grund-
rente und — wenn er nachweist, daß seine Arbeits-
fähigkeit so herabgemindert ist, daß er selbst kein 
eigenes Einkommen oder ein nur sehr geringes er-
zielen kann — eine Ausgleichsrente, die ihm allen-
falls ein Existenzminimum garantiert, und zwar das 
der niedrigsten Stufe, eines ungelernten Arbeiters. 
Hierbei wird außerdem noch alles sonstige Ein-
kommen, auch aus Vermögen, angerechnet. 

Nun wird eingewendet, daß im zweiten Welt-
krieg das Risiko des Krieges praktisch von allen 
gleichmäßig getragen werden mußte, daher sei eine 
individuelle Entschädigung nicht angezeigt. Man 
könne dann nur dem helfen, der in schlimmste Not 
geraten ist — um mit dem Bundesarbeitsminister 
zu sprechen —, dem Ärmsten der Armen; alle an-
deren müßten eben sehen, wie sie sich selbst 
helfen. 

(Zuruf von der Mitte: Hat er nicht gesagt!) 

Diese Argumentation wirft zwei Dinge durchein-
ander, Ein teilweise gleiches Risiko galt allenfalls 
für Besitzgüter, obwohl man hier auch einwenden 
könnte, daß es in den Industriegebieten und grenz-
nahen Zonen weitaus höher war als woanders. 
Ganz sicher ist aber, daß die Männer, die zur kämp-
fenden Truppe gehörten, ob nun in Rußland, auf 
dem Balkan, in Afrika oder anderswo, nicht nur 
prozentual, sondern auch absolut an Leib und Le-
ben weitaus höher gefährdet waren. Allein schon 
die mörderischen klimatischen Verhältnisse und die 
besonderen Gegebenheiten, denen sich die Solda-
ten, auch wenn sie nicht unmittelbar im Einsatz 
waren, ausgesetzt sahen, verursachten Körperschä-
den, die nie wieder ausgeheilt werden können. 

Eine Gegenüberstellung der Zahlen der durch 
Luftkrieg und in Erdkämpfen umgekommenen 
Zivilpersonen mit den Wehrmachtsverlusten an 
Toten ergibt die erschütternde Bilanz von 430 000 
Zivilpersonen zu 3 760 000 Soldaten, ohne die nach 
1946 in Gefangenschaft Umgekommenen. Diese 
Zahlen dürften einwandfrei beweisen, daß das Risiko 
des Soldaten doch um ein Vielfaches höher war. 
Daher ist auch der  Einwand widerlegt, daß eine 
individuelle Entschädigung der Kriegsopfer durch 
die Gesamtheit eben wegen der allgemeinen 
Katastrophe eines Krieges unangemessen sei. 

Es folgt ein weiterer Einwand dieser oberflächlich 
Urteilenden: die Zahl der Kriegsopfer sei zu groß, 
um sie ausreichend individuell entschädigen zu 
können, der  Bund besitze nicht die Mittel, soviel zu 
leisten. Dieser Einwand wäre allenfalls in den An-
fangsjahren der Wirksamkeit des Bundesversor-
gungsgesetzes von 1950 berechtigt gewesen. Im 
Jahre 1950 betrug der Gesamtetat 14,6 Milliarden 
Mark, die Zahl der Versorgungsberechtigten belief 
sich auf 3 939 000. Im gleichen Jahre wurde jedoch 
für die Kriegsopferversorgung der Betrag von 2,34 
Milliarden Mark ausgegeben. — Im Voranschlag 
für 1950 waren es sogar 2,78 Milliarden. — Das 
waren 15,9 °/ c,  des Gesamthaushaltes des Bundes. 
Heute beläuft sich der Bundesetat auf 39,8 Milliar-
den. Tatsächlich werden aber in diesem Haus-
haltsjahr für die Kriegsopferversorgung 3,065 
Milliarden ausgegeben werden, das sind nur noch 
rund 7,7 Prozent, Frau Kollegin Probst. Der 
Anteil der Kriegsopferversorgung am Gesamt-
etat hat sich also von 1950 bis heute prozentual 
um mehr als die Hälfte verringert. Es kann 
gar kein Zweifel darüber bestehen, daß wir 
bei einem Gesamtetat von rund 40 Milliar-
den DM so viel Mittel für die Kriegsopferversor-
gung aufbringen könnten, daß wir nicht mehr, wie 
es der Herr Bundesarbeitsminister tut, von den 
Ärmsten der Armen in der Kriegsopferversorgung 
— im Lande des Wirtschaftswunders — sprechen 
müssen. Sicherlich sind auf uns Aufgaben zugekom-
men, die wir im Jahre 1950 nicht, oder nicht in 
dieser Form, hatten, z. B. Ausgaben für die Ver-
teidigung. 

Wir Freien Demokraten bejahen die  Vertei-
digung und wir haben uns auch niemals geweigert, 
die notwendigen Mittel hierfür zu bewilligen. Der 
Herr Bundesfinanzminister behauptet, daß bei einer 
durchgreifenden Erhöhung des Kriegsopferetats die 
Steuern erhöht werden müßten. Diese Argumen-
tation ist, Herr Bundesfinanzminister, nicht ehrlich. 

(Bundesfinanzminister Etzel: Doch!) 

Ich habe Ihnen dargelegt, daß der prozentuale An-
teil der Kriegsopferversorgung am Gesamtetat 
seit 1950 von 15,9 % auf heute 7,7 % stetig zurück-
gegangen ist. Wenn wir uns jetzt bemühen, zu 
einer gerechten und halbwegs ausreichenden Kriegs-
opferversorgung zu kommen — wobei wir beileibe 
nicht an eine Wiedererhöhung des Etatanteils auf 
15,9 % gedacht haben; wir sind mit einem geringe-
ren Prozentsatz zufrieden —, so hätte eine etwaige 
Steuerhöhung nicht ihre Ursache in der Kriegs-
opferversorgung, sondern in den hinzugekommenen 
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Milliardenbeträgen für die notwendige Vertei-
digung. In diesem Jahr sind es einschließlich der 
übrigen Verteidigungslasten 12 Milliarden DM. 
Aber auch sonst notwendige Erhöhungen der Etat-
posten wie z. B. für den sehr dringenden Straßenbau 
müssen letzten Endes auch mit einkalkuliert 
werden. 

Ich bin der Überzeugung, daß ein nicht unerheb-
licher Teil der Verteidigungsausgaben überhaupt 
nicht in den ordentlichen Haushalt gehört. Es ist 
z. B. nicht einzusehen, daß große bauliche Anlagen, 
die für langfristigen Gebrauch bestimmt sind, über 
den ordentlichen Haushalt finanziert werden. Ich 
glaube nicht daran, trotz der hohen Verteidigungs-
ausgaben, daß eine Steuererhöhung erforderlich ist, 
wenn wir zu einer gerechten ausreichenden Kriegs-
opferversorgung kommen wollen. 

Wenn der Herr Finanzminister behauptet, daß 
nicht genug Mittel zur Verfügung stünden, um 
auch die Grundrenten der Kriegsopfer angemessen 
zu erhöhen, und daß deshalb nur die Ärmsten der 
Armen in  der Kriegsopferversorgung berücksichtigt 
werden könnten, dann ist an dieser Behauptung 
sowohl die Voraussetzung wie die Folgerung falsch. 
Bei einem 40-Milliarden-Haushalt ist genügend 
Geld vorhanden; es wird nur fürandere Zwecke 
ausgegeben, die die  Bundesregierung für wichtiger 
als die Kriegsopferversorgung hält. Es sind Milliar-
denbeträge in andere Sozialetats geflossen. Die 

 Kriegsopfer wurden bisher hintangestellt. Man hat 
seinerzeit einen Juliusturm anlegen können und 
vergaß dabei die Kriegsopfer. Man hat z. B. ohne 
Rechtsverpflichtung namhafte Beträge von soge-
nannten Stationierungskosten an Länder gezahlt 
und auch sonstige Zuwendungen an diese gegeben, 
die ihre Kriegsopfer erheblich besser versorgen. 
Die Bundesregierung und Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, haben noch vor einigen 
Monaten das Sparprämiengesetz in diesem Hause 
durchgesetzt, das insgesamt mehr als 1 Milliarde 
DM kosten wird. 

Ich gehöre dem Vorstand dieses Hauses an, der 
die Federführung für die finanziellen Angelegen-
heiten der Mitglieder des Bundestages hat. Vor 
einigen Tagen wurde ich von einem Kollegen an-
gesprochen, der mir sagte, daß es doch nun endlich 
an der Zeit sei, die Frage der Altersversorgung der 
Bundestagsabgeordneten positiv zu regeln; man 
könne nun nicht mehr länger warten. Ich habe die-
sem Kollegen erklärt, daß ich das Wort Abgeord-
netenpension so lange überhaupt nicht mehr hören 
wolle, solange noch keine Entscheidung über eine 
ausreichende Versorgung der Menschen gefallen 
ist, die im Dienste der Allgemeinheit Gesundheit 
und Leben geopfert haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Herr Bundesarbeitsminister Blank, ich möchte 
Ihnen, auch im Namen vieler meiner Freunde, dafür 
danken, daß Sie  innerhalb der CDU/CSU-Fraktion 
schon vor Monaten Ähnliches gesagt haben. Ich 
hoffe aber, daß Sie auch in der Bundeskabinettsit-
zung vom 21. Mai dieses Jahres gegen die sehr 
großzügige Neuregelung und Verbesserung der 
Bundesministerversorgung gestimmt haben. Wenn  

auch die Größenordnungen nicht vergleichbar sind, 
so mutet es einen doch grotesk an, wenn die — ich 
betone: unzureichende — Versorgung der Kriegs-
opfer gemäß Kabinettsbeschluß vom 21. Mai dieses 
Jahres in der gleichen Kabinettsitzung beschlossen 
wurde, in welcher eine erhebliche Verbesserung 
der Pensionsansprüche der Bundesminister — schon 
nach einjähriger Amtsführung — festgelegt worden 
ist. 

Schließlich paßt eine solche Kargheit bei der Be-
willigung der Mittel für die Kriegsopferversorgung 
schlecht zu dem dringenden Appell der Bundes-
regierung, für die Verteidigung der Heimat jedes 
Opfer zu bringen. Man muß für die Menschen, die 
das höchste Opfer gebracht haben, Verständnis be-
weisen und selbst Opfer bringen, um sich das Recht 
zu einem solchen neuen Appell überhaupt erst zu 
schaffen. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

In der Zeit der sogenannten Umerziehung des 
deutschen Volkes nach 1945 setzte man Militaris-
mus und aufopfernden Einsatz zur Verteidigung des 
Vaterlandes gleich. Dies ist noch heute ein schwe-
res psychologisches Hemmnis für eine wirksame 
Verteidigung unserer Freiheit. Zu einer wirksamen 
Verteidigung gehören nun einmal finanzielle und 
persönliche Opfer des ganzen Volkes. Wie wollen 
Sie aber diese Opferbereitschaft erreichen, wenn 
Sie die, die das schwerste Opfer an Leib und Leben 
bereits gebracht haben, im wesentlichen nach den 
Grundsätzen der öffentlichen Fürsorge behandeln, 
anstatt ihnen einen rechtlichen Entschädigungsan-
spruch zuzubilligen? 

Meinen Sie vielleicht, meine Damen und Herren, 
das Problem der Wehrbereitschaft könne dadurch 
gelöst werden, daß Sie jetzt an Stelle von Stroh-
säcken die Schaumgummimatratze bei der Bundes-
wehr einführen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach du liebe Zeit!) 

Nein, wichtiger ist, daß der Soldat darauf bauen 
kann, daß sich die Gemeinschaft oder der Staat auch 
dann seiner oder seiner Angehörigen annimmt, 
wenn er im Dienste der Gemeinschaft Gesundheit 
oder Leben einbüßt. In allen Bereichen der Wirt-
schaft, bei den Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes, wird dem Verunglückten oder dem zu Tode 
Gekommenen bzw. dessen Angehörigen eine seiner 
Leistung entsprechende Versorgung gewährt. Nur 
beim Soldaten wird nicht nach der Leistung oder 
nach seinem Beruf gefragt, sondern ausschließlich 
nach seiner Bedürftigkeit, wie beim Wohlfahrts-
empfänger. 

(Abg. Memmel: Sind denn nächstens 
Wahlen in Württemberg?) 

— Nein. Sehen Sie, da unterscheiden wir uns grund-
sätzlich, Herr Memmel. Uns geht es nicht um 
Wahlgeschenke, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein, nein!!) 

die Sie vor der letzten Bundestagswahl gemacht 
haben ;  uns geht es um die Kriegsopferversorgung. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Oktober 1959 	4525 

Dr. Rutschke 
Lassen Sie mich an Hand eines Beispiels die kaum 

glaublichen Konsequenzen aufzeigen, denen sich 
heute der dienstpflichtige Bundeswehrsoldat bzw. 
seine Ehefrau ausgesetzt sieht. 

Ein jungverheirateter dienstpflichtiger Bundes-
wehrsoldat, der im Zivilberuf, vielleicht als Archi-
tekt, 1200 DM verdient, wird bei einem Manöver 
durch einen Unglücksfall getötet. Seine Ehefrau 
bezog in der Zeit des Wehrdienstes ihres Mannes 
einen Familienunterhalt für Bundeswehrangehörige 
von 550 DM. Kurz nachdem sie die Nachricht vom 
Tode ihres Ehemannes erhalten hat, teilt ihr die 
Versorgungsbehörde mit, daß sie nach dem Bun-
desversorgungsgesetz zukünftig nur noch 70 DM 
Witwenrente erhalten wird. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der Betrag von 550 DM an die Ehefrau des Sol-
daten wird nur so lange gewährt, wie dieser als 
Lebender Dienst in der Bundeswehr tut. Ist er 
hierbei zu Tode gekommen, so wird das „spar-
same" Bundesversorgungsgesetz angewendet, das 
eben für diesen Fall dann nur 70 DM vorsieht. Gibt 
Ihnen diese Art der Behandlung nicht zu denken? 

Der damalige Verteidigungsminister Blank führte 
in seiner Schrift „Vom künftigen deutschen Sol-
daten" folgendes aus: 

Jeder Soldat, der durch militärischen Dienst 
eine Beschädigung erleidet, kann sicher sein, 
daß in ausreichendem Maße für ihn und die 
Seinen gesorgt wird. 

(Abg. Dröscher: Theorie und Praxis!) 

Welch ein Widerspruch zu seiner heutigen Haltung 
als Bundesarbeitsminister! Mehr noch! Auch der 
heutige Bundesverteidigungsminister, der durch Ab-
wesenheit glänzt, obwohl dieses Bundesversor-
gungsgesetz genauso für die Bundeswehr gilt, und 
von dem man doch annehmen müßte, daß er unser 
natürlicher Verbündeter ist, — Herr Strauß schweigt. 
Wenn aber Herr Strauß schweigt, dann spricht das 
Bände! Nach dieser Methode von 550 DM auf 70 DM 
werden aber seit 1945 unsere Kriegsopfer bzw. die 
Kriegerwitwen behandelt. 

Ist es nicht beschämend, wenn man sich immer 
wieder darauf beruft, daß — bei einem 40-Milliarden- 
Etat — nicht genügend Geld für eine angemessene 
Kriegsopferversorgung vorhanden sei? Sollte man 
nicht besser sagen, wir wollten alles tun, um an 
anderer Stelle Mittel einzusparen, damit diejenigen, 
die das höchste Opfer für das Vaterland bringen 
mußten, wenigstens materiell ausreichend entschä-
digt werden können? 

Wir Freien Demokraten haben die Konsequenz 
aus diesem ungleichen Recht, aus dem Messen mit 
ungleichen Maßstäben gezogen. Wir haben dem 
Hohen Hause bereits am 3. April 1959 auf Druck-
sache 962 einen Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem 
wir einen Weg zu einer gerechten Kriegsopferver-
sorgung aufzuzeigen glauben. Wir sind der Auffas-
sung, daß dieser Gesetzentwurf im Gegensatz zu 
allen anderen Vorlagen die Bezeichnung einer Re-
form verdient. Wir sind uns durchaus bewußt, daß  

dieser Gesetzentwurf vielleicht noch einige Un-
ebenheiten aufweist. Wir bitten aber dabei zu be-
rücksichtigen, daß uns eben nicht der Apparat eines 
Ministeriums zur Verfügung steht, sondern nur ein 
bescheidener Kreis von Mitarbeitern. Wir werden 
im Ausschuß für Kriegsopferfragen darüber reden 
müssen. 

Der FDP-Entwurf enthält zwei Schwerpunkte: 
erstens die Abkehr von der Ausgleichsrente mit der 
Bedürftigkeitsprüfung zur individuellen Berufsscha-
densrente, auch für Kriegerwitwen und Kriegerwai-
sen, und zweitens die Anhebung des Versehrten-
geldes, bisher Grundrente genannt, etwa auf die 
Höhe der Kriegsopferversorgung an der Saar, und 
zwar in bezug auf die Kaufkraft. 

Liebe Frau Kollegin Probst, ich vermisse in Ihrem 
Antrag die Saar-Klausel. Ohne eine solche werden 
Sie nämlich nicht das Wort des Herrn Bundes-
arbeitsministers einlösen, das er den Leuten an der 
Saar gegeben hat, daß eine Verschlechterung der 
Kriegsopferversorgung jedenfalls nicht eintreten 
wird. 

Man kann darüber streiten, wie hoch das Ver-
sehrtengeld zu bemessen ist. Daß eine Anhebung 
notwendig ist, hat sich inzwischen ja wohl auch bei 
der Bundesregierung herumgesprochen, obwohl der 
Herr Bundesarbeitsminister noch vor einigen Mo-
naten im Kriegsopferausschuß des Bundestages die 
Meinung vertreten hat, daß die Erhöhung der 
Grundrenten vergeudetes Geld sei. 

Uns erschien die Erhöhung auf das Niveau im 
Saarland nicht nur erforderlich, sondern auch zweck-
mäßig, weil man sonst den Deutschen an der Saar, 
die sich nicht nur im Kriege, sondern auch durch die 
Saarabstimmung zum zweitenmal für das Vaterland 
eingesetzt haben, eine böse Quittung für ihr Be-
kenntnis zu Deutschland gegeben hätte. 

Die Grundrente ist keinesfalls, wie oft gemeint 
wird, ein Zigarettengeld für begüterte Kriegsver-
sehrte, sondern sie hat einen nüchternen und realen 
Grund. Es kann doch niemand ernsthaft bestreiten, 
daß das Kriegsopfer infolge seiner Beschädigung zu-
sätzliche, meist unumgängliche Mehrausgaben ge-
genüber Nichtkriegsbeschädigten hat. — Hier wäre 
ich Ihnen, meine Damen und Herren von der CDU, 
die Sie nicht zu den 70 Leuten gehören, dankbar, 
wenn Sie mal zuhören wollten, damit Sie endlich 
jene falsche Vorstellung von der Grundrente auf-
geben. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Man kann doch nicht übersehen, daß die im Dienste 
für die Allgemeinheit erlittenen Verwundungen der 
Soldaten nicht nur heute noch mehr oder minder 
starke Schmerzen verursachen, sondern auch mit fi-
nanziellen Mehrbelastungen für die Beschädigten 
verbunden sind. 

Ein Beinamputierter z. B. wird schon bei kürzeren 
Wegstrecken Aufwendungen für eine Fahrgelegen-
heit haben. Derselbe Weg könnte für einen Gesun-
den ein Spaziergang sein. Der Armverletzte muß 
sich eines Gepäckträgers bedienen oder sein Gepäck 
bei der Bahn aufgeben, während der Gesunde hier- 
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zu nicht gezwungen ist. Solche Beispiele ließen sich 
zu Hunderten bringen. Die weitaus größte Zahl der 
Kriegsbeschädigten ist in ihrer körperlichen Lei-
stungsfähigkeit teilweise erheblich gemindert. Ist 
es nicht ein Gebot der Gerechtigkeit, daß die All-
gemeinheit den Kriegsopfern diese zusätzliche 
finanzielle Belastung abnimmt? 

Man wendet ein, das treffe alles für die Schwer-
kriegsbeschädigten zu, aber wohl kaum für die an-
deren. Auch das ist ein Irrtum. Man ist sich offenbar 
nicht darüber klar, wie und nach welchen Gesichts-
punkten die Kriegsopfer eingestuft werden. Ein 
Fußamputierter wird laut Rententabelle mit 30 % 
— Rente 30 DM —, ein Beinamputierter mit 50 % 
— Rente 48 DM — eingestuft. Der Verlust des Kehl-
kopfes wird mit 50 % bewertet. 

Beim Verlust des Kehlkopfes ist der Kriegs-
beschädigte nur noch in der Lage, sich durch 
Zeichensprache oder schriftlich seiner Umwelt mit-
zuteilen. Welche berufliche und welche Lebensum-
stellung im allgemeinen bedeutet das! Ein derart 
Beschädigter wird zwangsläufig ein erhöhtes kul-
turelles Bedürfnis haben — er kann mit niemandem 
mehr sprechen —, was auch mit nicht unerheblichen 
Kosten verbunden sein wird. Seine Rente beträgt 
aber 48 DM monatlich. 

Ich möchte jetzt nicht die vielleicht billige Frage 
an  Sie richten, ob Sie sich für 48 DM Rente monat-
lich dieses Schicksal aufbürden wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Aber von diesem Gesichtspunkt aus muß man 
die Frage der Kriegsopferversorgung betrachten, 
wenn man nicht kalt und egoistisch an den Nöten 
dieses Personenkreises vorbeigehen will. 

Einen weiteren Übelstand, der die Reform des 
heute gültigen Bundesversorgungsgesetzes drin-
gend erscheinen läßt, möchte ich Ihnen an einem 
Beispiel aus der Praxis aufzeigen. Ein Fein-
mechanikermeister in einer Spezialindustrie verlor 
im Kriege sämtliche Finger einer Hand. Er war daher 
nicht mehr in der Lage, seinen früheren Beruf aus-
zuüben, sondern konnte in seiner Fabrik nur noch 
als Pförtner Verwendung finden. Ohne seine ver-
krüppelte Hand hätte er in seinem alten Beruf als 
Feinmechanikermeister ein Einkommen von heute 
rund 800 DM bezogen, aber als Pförtner verdient 
er nur noch knapp 400 DM. Verlust aller Finger 
einer Hand wird nach der Rententabelle mit 40 % 
eingestuft, d. h. 38 DM Rente pro Monat. Aus-
gleichsrente kann er nicht beziehen, da er nicht min-
destens zu 50 % beschädigt ist. Dieser Mann trägt 
also jeden Monat seines Lebens einen Einkommens-
verlust von 400 DM. Als Entschädigung billigt ihm 
die Allgemeinheit einen Ausgleich von monatlich 
38 DM zu. 

(Abg. Lenze [Attendorn] : Bitte § 30 nicht 
vergessen!) 

— Gut, Herr Kollege, nehmen wir den § 30. Dann 
wird er um 10 % auf 50 % höhergestuft, und dann 
bekommt er keine Ausgleichsrente, weil er nicht 
bedürftig ist; denn er verdient 400 DM. 

Dieses offensichtliche Unrecht schreit doch nach 
einer Reform. Daher haben wir in unserem Gesetz-
entwurf die individuelle Berufsschadensrente an 
Stelle der auf die Bedürftigkeit abstellenden Aus-
gleichsrente vorgesehen. Sie soll den Schaden aus-
gleichen, den der Beschädigte dadurch erlitten hat, 
daß er infolge seiner körperlichen Beeinträchtigung 
den erlernten oder den zuletzt ausgeübten oder den 
nachweisbar angestrebten Beruf ganz oder teil-
weise nicht mehr ausüben kann. Wir haben die 
Berufsschadensrente auf 70 % des tatsächlichen 
Verlustes begrenzt. Diese Begrenzung schien uns 
gerechtfertigt zu sein, weil der Beschädigte von 
dieser Berufsschadensrente weder Sozialabgaben 
noch Steuern bezahlt. 

Bei Selbständigen, die mit Rücksicht auf ihre Be-
schädigung eine fremde Arbeitskraft zusätzlich be-
schäftigen müssen, gelten als Berufsschaden die für 
diese Kraft notwendigen Aufwendungen mit der 
gleichen Begrenzung. Neben der Berufsschadens-
rente bringt die vorgesehene Eingliederung des 
Versorgungsrechts in das allgemeine Altersver-
sicherungsrecht den Reformcharakter unseres Ge-
setzentwurfs am deutlichsten zum Ausdruck. Der 
Entwurf geht davon aus, daß der Beschädigte auch 
ohne seine Beschädigung in der Regel im Alter 
von 65 .Jahren aus dem Berufsleben ausgeschieden 
wäre und seinen Lebensunterhalt aus der während 
seiner beruflichen Tätigkeit geschaffenen Alters-
versorgung bestritten hätte. Deshalb erhält der Be-
schädigte, der bis zur Vollendung des 65. Lebens-
jahres Berufsschadensrente empfangen hat, nach 
unserem Gesetzentwurf aus der für ihn nach seiner 
beruflichen Eingruppierung zuständigen gesetz-
lichen Rentenversicherung eine Altersrente, deren 
Höhe sich nach der Höhe der Beiträge bestimmt, 
die er im Falle seiner vollen Erwerbsfähigkeit hätte 
entrichten müssen. Diese Renten bzw. deren Auf

-

stockung werden den Versicherungsträgern aus 
dem Kriegsopferetat erstattet. 

Als besonders ungerecht empfinden wir die heu-
tige Regelung der Kriegerwitwenversorgung. Heute 
erhält die Kriegerwitwe — ihre Bedürftigkeit vor-
ausgesetzt — eine Einheitsversorgung von maxi-
mal 180 DM, ohne Rücksicht auf das, was sie auch 
finanziell durch den Verlust des Ehemannes ein-
büßen mußte. Hier hat die kalte Sozialisierung 
einer Gruppe von Menschen stattgefunden, die dem 
Vaterland das Leben ihres Schicksalsgefährten, mit 
dem sie eine gemeinsame Existenz aufgebaut hat-
ten, opfern mußten. Statt sich zu bemühen, wenig-
stens den finanziellen Schaden gerecht auszuglei-
chen, werden alle diese Frauen auf das Einkom-
mensniveau der Witwe eines ungelernten Arbeiters 
herunternivelliert. Das gleiche Schicksal erleiden 
die Vollwaisen und die Halbwaisen. Die Witwen- 
und Waisenversorgung wird daher im FDP-Entwurf 
auch nach den Grundsätzen der Berufsschadens

-

rente geregelt. Somit fällt automatisch eine Nivel-
lierung weg. 

Auch in den Vorschlag des Bundesarbeitsmini-
steriums ist der Gedanke der Berufsschadensrente 
eingeflochten, allerdings in so unzureichendem 
Maße, daß er wenig Wirkung verspricht. Der Blank- 
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Entwurf der Berufsschadensrente läßt zunächst ein-
mal alle Berufsschäden unter 100 DM völlig unbe-
rücksichtigt. Erst ab 100 DM Berufsschaden soll 
die Hälfte des nachgewiesenen Schadens, später 
noch weniger, entschädigt werden. Ich möchte den 
Herrn Bundesarbeitsminister fragen, mit welcher 
Begründung er eine Entschädigung unter 100 DM 
Berufsschaden rundweg ablehnt. Für einen Kriegs-
beschädigten mit einem Einkommen von 300 DM 
sind 100 DM mehr oder weniger genau ein Viertel 
seines Gesamteinkommens und ein sehr spürbarer 
Schaden. Bei Ihrer Regelung, Herr Bundesarbeits-
minister, stand nicht die Gerechtigkeit, sondern 
standen rein fiskalische Erwägungen Pate; sie 
gehen zu Lasten der geschädigten Kriegsopfer. 

Wir wollen aber nicht verhehlen, daß wir das 
Bemühen, wenigstens den Gedanken der Berufs-
schadensrente zu berücksichtigen, durchaus positiv 
beurteilen. Denn damit ist auch in Ihrer Fassung, 
Herr Bundesarbeitsminister, ein kleines Stück Re-
form enthalten, das jedoch nur dann zur Auswir-
kung kommt, wenn die Konstruktion wenigstens 
mit der Zeit weiterentwickelt wird. 

Wenn man sich an den einstimmigen Beschluß 
aller Parteien hielte, dann wäre hier durchaus eine 
Chance gegeben. Schon bei den Beratungen der 
Sechsten Novelle zum Bundesversorgungsgesetz im 
2. Deutschen Bundestag — Plenarberatung am 
22. Mai 1957 — wurde im Ausschußbericht, Druck-
sache 3488, ausdrücklich folgende Feststellung ge-
troffen — ich zitiere mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten —: 

Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß 
alle Einsparungen innerhalb des Kriegsopfer-
etats so lange für Leistungsverbesserungen in 
der Kriegsopferversorgung Verwendung fin-
den sollen, bis eine den Vergleich mit den 
übrigen Sozialleistungsempfängern standhal-
tende ausreichende Versorgung der Kriegs-
opfer sichergestellt ist. Der Ausschuß erwartet, 
daß die Bundesregierung diesem Anliegen bei 
ihren zukünftigen Planungen Rechnung trägt. 

Keine Fraktion, auch die Bundesregierung nicht, 
hat dem widersprochen. Die Bundesregierung hat 
jedoch entgegengesetzt gehandelt. Im Etat 1957/58 
wurden über 30 Millionen DM als Einsparungen ge-
strichen. Im Etat 1958/59 waren es bereits 238 Mil-
lionen DM. Wir Freien Demokraten protestieren 
entschieden gegen diese Methode der Bundesregie-
rung, sich über die Entschließung des Parlaments 
einfach hinwegzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Offensichtlich meint man mit Haushaltsmanipulatio-
nen berechtigte Ansprüche umgehen zu können; 
man will sich seine Wahlchancen nicht verderben. 
Das beweist uns auch die abgeänderte CDU/CSU-
Vorlage, die eine Verschiebung des Inkrafttretens 
des Gesetzes um ein Jahr vorsieht. Man tut so, als 
ob man etwas gäbe; in Wirklichkeit nimmt die linke 
Hand wieder weg, was die rechte — scheinbar — 
gibt. 

In geradezu bedenklicher Weise hat das Bundes-
arbeitsministerium versucht, das Bemühen der 
Freien Demokraten um eine gerechte Kriegsopfer-

versorgung in der Öffentlichkeit zu diskreditieren. 
Zunächst setzte man die Behauptung in die Presse, 
der FDP-Entwurf verursache 2,95 Milliarden DM 
Mehrkosten, ein utopisches Verlangen der FDP. 
Endlich, vorige Woche, überließ man uns, nachdem 
wir uns lange vorher darum bemüht hatten, eine 
knappe Aufstellung der Berechnung des Bundes-
arbeitsministeriums über den FDP-Entwurf. In die-
ser Berechnung war ganz eindeutig die Tendenz zu 
spüren, so ungünstig wie möglich zu rechnen. Z. B. 
wurde für die Berechnung der Berufsschadensrente 
für Kriegsbeschädigte, Witwen und Waisen ein 
Durchschnittseinkommen der Bevölkerung der Bun-
desrepublik von 600 DM unterstellt. Natürlich ergab 
diese Grundlage astronomische Zahlen, z. B. allein 
bei der Witwenversorgung einen Aufwand von 2,92 
Milliarden DM. 

Im letzten Sozialbericht der Bundesregierung, der 
uns vor einigen Wochen vorgelegt wurde, wird aber 
das Durchschnittseinkommen mit 428 DM ausge-
wiesen. 

(Abg. Ruf: Das haben Sie aber 
falsch gelesen!) 

Für unsere Berechnung unterstellt aber das Bundes-
arbeitsministerium 600 DM. Innerhalb einer Woche 
ist es uns nun nicht möglich gewesen, all die Zah-
len des Bundesarbeitsministeriums in vollem Um-
fange nachzuprüfen. Aber heute kann schon mit 
Sicherheit gesagt werden, daß das Bundesarbeits-
ministerium zumindest um 1,2 Milliarden DM über-
trieben hat. 

(Abg. Maier [Mannheim] : Herr Rutschke, 
haben Sie hier ein falsches Einkommen zu

-

grunde gelegt? Die eine Summe betrifft nur 
die Einnahmen der Versicherten, und die 
andere ist das Gesamteinkommen ein

-

schließlich der Selbständigen!) 

— Ja, das meine ich. 

(Abg. Maier [Mannheim] : Ja, eben das 
haben Sie nicht begriffen!) 

Wollte das Bundesarbeitsministerium hiermit den 
Steuerzahler schrecken, so ging es bei den Kriegs-
opferverbänden den anderen Weg. In den sozial-
politischen Informationen der Pressestelle des 
Bundesarbeitsministeriums werden die Auswir-
kungen der einzelnen Gesetzesvorschläge auf die 
Rentenhöhe nebeneinandergestellt. Hier ist der 
FDP-Entwurf der magerste, ja, bedeutet sogar 
eine Verschlechterung gegenüber dem jetzt gültigen 
Gesetz, während der Blank-Entwurf im Durchschnitt 
in bezug auf die Höhe der Kriegsopferrenten gerade-
zu paradiesische Zustände ankündigt. Herr Bundes-
arbeitsminister, das sind Methoden, die sich für ein 
Bundesministerium nicht geziemen. Wenn man von 
seiten des Bundesarbeitsministeriums zu solchen 
fragwürdigen Mitteln greift, muß es um den eige-
nen Gesetzentwurf schlecht bestellt sein. 

Eigentlich müßte man mit Ihnen, Herr Bundes-
arbeitsminister, Mitgefühl haben. Ursprünglich hatte 
Ihnen der Bundesfinanzminister mit Unterstüzung 
des Bundeskanzlers erklärt, daß es unmöglich sei, 
mehr als 550 Millionen DM für die Verbesserung 
der Kriegsopferversorgung bereitzustellen. Ihnen 
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mußte klar sein, daß mit diesem Betrag eine wirk-
same Verbesserung nicht durchzuführen ist. Anstatt 
hier Widerstand zu leisten und als zuständiger Bun-
desminister für die gerechte Behandlung der Kriegs-
opfer einzutreten und auf höhere Mittelzuweisun-
gen zu drängen — schließlich auch mit der Drohung 
Ihres Rücktritts —, haben Sie sich allzuschnell auf 
die andere Seite geschlagen. Nun, bei uns ist es 
Mode geworden: ein Bundesminister tritt allenfalls 
daneben, aber niemals zurück. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat ein sehr feines Gefühl 
für kommende Wahlchancen, und als er sah, daß die 
3,5 Millionen Kriegsopfer nicht gewillt sind, sich in 
dieser Weise abspeisen zu lassen, stimmte er flugs 
einer Grundrentenerhöhung zu, während der Bundes-
finanzminister — offensichtlich mit einigen geübten 
Haushaltstricks — die Sache abmilderte. Während 
Sie, Herr Bundesarbeitsminister, noch mit allen Kali-
bern gegen die Leute schossen, die die Notwendig-
keit der Grundrentenerhöhung vertraten, während 
Sie, Herr Bundesarbeitsminister, Bundeskanzler und 
Bundesfinanzminister noch mit vollen Salven ver-
teidigten, hatten sich diese beiden aus dem Staube 
gemacht und bereits die weiße Fahne aufgezogen. 

(Heiterkeit.) 
Keine beneidenswerte Position für Sie! 
Während Sie sich noch als Winkelried wähnten, 

waren ,Sie durch Bundeskanzler und Bundesfinanz-
minister zu einem Michael Kohlhaas gemacht wor

-

den. Das Schicksal dieses Mannes ist Ihnen bekannt. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen einige 
Beispiele gebracht, die Ihnen die jetzige Lage der 
Kriegsopfer verdeutlichen sollten. Ich habe Ihnen die 

 Grundgedanken unseres Antrages erläutert. Ich 
möchte zum Schluß auf das zurückkommen, was ich 
zu Anfang über die Grundlagen, den Grundgedanken 
der Kriegsopferversorgung überhaupt ausgeführt 
habe. 

Der französische Philosoph Vauvenargues hat das 
Wort gesprochen: „Die großen Gedanken kommen 
aus dem Herzen." Dieser hier, der Gedanke der Für-
sorge für den Bruder, der das Höchste für uns ge-
opfert hat, kommt aus dem Herzen und muß mit dem 
Herzen und darf nicht nur mit dem kalten Verstand 
oder gar mit dem Rechenstift 'behandelt werden. Das 
Wort „Niemand hat größere Liebe, denn der sein 
Leben läßt für seine Freunde" muß in unseren Her-
zen einen Widerhall der Liebe erwecken. Jeder von 
uns muß mit freudigem Herzen die Pflicht der Für-
sorge mittragen, wenn wir überhaupt auf den Namen 
„Christen" Anspruch erheben wollen. 

(Abg. Arndgen: Das habe ich auch schon 
einmal gehört!) 

Es ist ein Appell an die Herzen, den ich an Sie richte 
und der, das weiß ich,  auch der Ruf Ihres Herzens, 
wenn Sie darauf hören wollen, ist; jedenfalls müßte 
es der Ruf Ihres Herzens sein. Hören Sie, meine Da-
men und Herren von den Regierungsparteien, diesen 
Ruf! 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur 
Einbringung des Antrages unter Punkt 1 c — Druck-
sache 1239 — wird nicht gewünscht. 

Ich gebe das Wort zur Begründung des Antrages 
der Fraktion der SPD — Drucksache 1262 — dem Ab-
geordneten Rasch. 

Rasch (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin etwas überrascht, daß ich schon 
drankomme, um den SPD-Antrag zu begründen; 
denn ich hatte erwartet, daß der Herr Bundes-
arbeitsminister jetzt den Entwurf der Bundesregie-
rung begründen würde. Aber er hat es sich sehr 
leicht gemacht. Er hat eine knappe Schreib-
maschinenseite vorgelesen und gesagt, daß er sich 
nun eines Besseren besonnen habe. Man kann dar-
über „traurig" sein, daß über Parlamentsreform 
diskutiert wird. Auf jeden Fall hat es auch seine 
guten Seiten, wenn der Gegner gleich lesen kann, 
was der Herr Vorredner gesagt hat. Ich bin auch 
im Zweifel gewesen, ob ich eine Rede vorlesen oder 
mich bemühen soll, in knapper, prägnanter Form 
auf die wesentlichen politischen Dinge hinzuweisen. 

Herr Minister Blank, es ist nicht so, daß die 
Öffentlichkeit das, was sich in den letzten Wochen 
und Monaten abgespielt hat, nicht begriffen hat. 
Einer meiner Kollegen war vorhin so freundlich, 
mir eine Zeitung aus München zu übergeben. Dort 
ist ein Bild: Sie liegen auf einem Stuhl, und auf dem 
Stuhl steht geschrieben „Kriegsopferrentenreform". 
Die Unterschrift lautet: „Theo Blank, der Bundes-
prügelknabe". Der Herr Bundeskanzler klatscht Ihnen 
gerade ein paar 

(Heiterkeit) 

und sagt dabei: „Dat Anjenehme is, dat e' dabei nie 
ene Muckser tut!" 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

So weit, so schön! Ich weiß nicht, Herr Präsident, ob 
ich es richtig gemacht habe, ich glaubte, man könne 
vielleicht demnächst auch diese etwas köstliche 
Methode gebrauchen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter, da ist kein Ordnungsruf fällig. Wenn sich 
der Herr Bundesarbeitsminister das gefallen läßt, 
dann kann ich nichts dagegen tun. 

(Beifall bei der SPD. — Heiterkeit. — Zu

-

ruf von der SPD: Er tut keinen Muckser!) 

Rasch (SPD) : Meine Damen und Herren, damit 
möchte ich nicht gesagt haben, daß das Parlament 
mit dieser Methode an die Problematik der Kriegs-
opferversorgung herangehen sollte. 

Herr Minister Blank, ich bin sehr dankbar, daß 
Sie vorhin in Ihrer Rede oder in Ihrer Ansprache 
gesagt haben: „Wenn nun mehr Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden können, so freue ich mich 
darüber." Das schafft aber nicht aus der Welt, daß 
Sie im Dezember vergangenen Jahres im Westdeut-
schen Rundfunk erklärt haben: „Ich bin der Mei-
nung, daß eine allgemeine und beträchtliche Stei- 
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gerung der Grundrente verfehlt wäre." — „Wir 
würden damit Unsummen vergeuden", sagten Sie 
weiter. 

Ich freue mich, Frau Kollegin Probst, daß Sie vor-
hin so nett waren, Ihrem Kollegen einmal Ihre Mei-
nung vorzutragen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber der Herr Arbeitsminister hat, glaube ich, vor 
den Sozialausschüssen der CDU/CSU erklärt: Wenn 
man an eine Erhöhung der Grundrenten in der 
Kriegsopferversorgung denkt, können dabei nur 
Trinkgelder herauskommen; es ist jedoch verfehlt, 
solche Trinkgeldmanieren auf die Kriegsopferver-
sorgung anzuwenden. — Und Ihr Herr Staatssekre-
tär war so „freundlich" zu sagen, eine Erhöhung 
der Grundrenten bedeute nichts anderes, als daß 
man Geld anderer Leute aus dem Fenster hinaus-
werfe. 

(Pfui-Rufe bei der SPD.) 

Wenn man das dem gegenüberstellt, was Frau 
Kollegin Dr. Probst gesagt hat, muß man sich doch 
fragen: Welche Meinung ist nun verbindlich? Die 
Meinung, die im Antrag der CDU/CSU-Fraktion zum 
Ausdruck kommt, oder die, die der Herr Bundes-
arbeitsminister für die gesamte Bundesregierung in 
den letzten Wochen und Monaten dauernd vertre-
ten hat? 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Das ist die Frage, und diese Frage muß deshalb ge-
stellt werden, weil auf der Tagesordnung der heuti-
gen Sitzung der Antrag der Bundesregierung in vol-
ler Form aufgeführt ist. Es wäre, glaube ich, im In-
teresse der Sache günstig gewesen, wenn man die-
sen Antrag zurückgezogen hätte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das ist jedoch nicht geschehen, und wir müssen uns 
damit abfinden. 

Wir sind gegenwärtig in der Diskussion um die 
Parlamentsreform. Eben haben wir es erlebt — an-
scheinend soll das nun so sein —, daß die Herren 
Bundesminister sich beim Vorbringen ihrer Anlie-
gen gegenseitig vertreten. Der Finanzminister be-
gründet Sozialgesetze, und vielleicht wird der Herr 
Arbeitsminister einmal Vorlagen des Finanzmini-
sters begründen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich weiß nicht, ob das so ist; aber heute haben wir 
es auf jeden Fall einmal erlebt. 

Bei der Betrachtung dieser Frage darf man nicht 
übersehen, daß es sich hier um einen riesengroßen 
Personenkreis von schwer geschlagenen Menschen 
handelt. Es ist, glaube ich, gut, wenn in diesem 
Haus einmal festgestellt wird, daß immerhin noch 
das Lebensschicksal und die Lebensexistenz von 
vier Millionen Menschen von unserer Entscheidung 
hier abhängen. Wir sollten hier nicht lediglich lapi-
dar feststellen, daß wir 1,4 Millionen Beschädigte 
und darunter rund 680 000 Schwerbeschädigte ha-
ben, sondern auch einmal zur Kenntnis nehmen, daß 
darunter 7000 Blinde sind, daß es 67 000 Schwer- 

Kopfverletzte gibt, daß es 71 000 schwer tuberkulös! 
Erkrankte gibt, daß es 1500 Menschen gibt, die 
dauernd ans Bett gebunden sind, ferner, daß es 
125 000 Beinamputierte, 41 000 Armamputierte und 
10 000 Doppelt-Beinamputierte gibt. Es gibt 1000 be-
schädigte Soldaten, die blind sind und gleichzeitig 
beide Hände verloren haben, und es gibt 18 000 
Menschen, die dauernd auf die Benutzung eines 
Krankenfahrzeugs angewiesen sind. 

Das Schicksal dieser Menschen steht zur Debatte, 
und dieses Haus hat zu entscheiden, wie es sich 
in Zukunft gestalten soll. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: 
Ausgezeichnet! — Das spricht genau für 

Blank!) 

Ich fühle mich verpflichtet, festzustellen, daß Ver

-

treter meiner Partei und auch die Vertreter der 
großen Kriegsopferverbände eine derart harte Dis-
kussion nicht gewünscht und auch nicht ausgelöst 
haben. Für das, was heute in der Öffentlichkeit dar-
gestellt wird, tragen Sie, Herr Minister Blank, 
selber einen erheblichen Teil Schuld. 

(Beifall bei der SPD.) 

Gerade die letzten Ereignisse haben der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion die Bestätigung 
gegeben, daß ihr Antrag Drucksache 1262 sachlich 
fundiert ist. Er verdient es, sachlich von Ihnen auf-
genommen zu werden. Er ist in keiner Weise 
finanziell überspitzt. 

Wir sind als Sozialdemokraten heute als letzte an 
der Reihe, einen Antrag zu begründen. Viele 
werden gefragt haben: Warum haben Sie das getan? 
Wir haben es getan, um der Regierung den Vor-
tritt zu lassen und einmal zu erfahren, welche Vor-
stellung von dem Problem der Kriegsopferversor-
gung die Bundesregierung selber hat. Was wir in 
dem Regierungsentwurf lesen mußten, Herr Bun-
deskanzler, hat uns doch sehr enttäuscht und sehr 
erschüttert. 

Wir Sozialdemokraten sprechen nicht von einer 
Reform, und — das möchte ich mit aller Deutlich-
keit sagen, Frau Dr. Probst — auch Ihr jetziger 
Fraktionsantrag verdient dieses Wort „Neuord-
nung" nicht ganz zu Recht. Aber wir können uns 
darüber unterhalten, wir brauchen uns deshalb nicht 
zu streiten. Wir Sozialdemokraten sind so ehrlich 
und sagen es eindeutig: wir wollten die wahre Ab-
sicht der Bundesregierung über die Reform erfahren, 
und als wir diese Absicht erkannten, haben wir 
unseren eigenen Antrag zur Kriegsopferversorgung 
schlicht und einfach einen „Entwurf eines Siebenten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Bun-
desversorgungsgesetzes" genannt. Wenn man von 
Reform spricht, muß man doch den Gedanken haben, 
etwas zu ändern, etwas zu verbessern, etwas zum 
Positiven zu wenden. Es darf doch nicht, wie hei 
Ihnen, Herr Minister Blank, genau das Gegenteil 
dabei herauskommen. Ihr Gesetzentwurf bedeutet 
doch nichts weiter als eine Zementierung des so 
bekämpften Bedürftigkeitsprinzips in der Kriegs-
opferversorgung. Darüber hinaus bedeutet er eine 
Verwässerung des Rechtsanspruches in der Kriegs- 
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opferversorgung. Wir Sozialdemokraten sind der 
Auffassung, daß Leben und Gesundheit in unserem 
Staate genau den gleichen Schutz — wenn nicht 
noch größeren — verdienen wie Eigentum und Ver-
mögen. 

Es ist doch die Tatsache festzustellen, daß die 
deutschen Kriegsopfer nach dem letzten Kriege 
mit ihrer Versorgung schlechthin zu kurz gekom-
men sind. Das, was ihren Anteil am Haushalt des 
Bundes ausmacht, ist hier schon von meinen beiden 
Vorrednern gesagt worden. Ich brauche das nicht 
zu wiederholen. Es ist eine gute Sache, wenn man 
frei spricht; man kann dann schlicht, einfach und 
nüchtern auf das von Vorrednern Gesagte verweisen 
und braucht sich nicht an einen Zettel zu halten. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Eine Sache muß hier festgestellt werden: daß die 
finanziellen Leistungen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz die schlechtesten sind, wenn man sie 
mit den Leistungen aus anderen Sozialgesetzen der 
Bundesrepublik vergleicht. Das ist eine Tatsache, 
die in keiner Weise bestritten werden kann. 

Ich darf mir hier einmal eine Gegenüberstellung 
erlauben; Herr Bundeskanzler, vielleicht interessiert 
Sie das auch. Ein hundertprozentig Beschädigter er-
hielt nach dem 1. Weltkrieg schon eine nicht an-
rechnungsfähige Rente von 190 RM; er erhält in  der 
Bundesrepublik 140 DM. Ich bin der Meinung, daß 
das, was die Weimarer Republik unter ganz ande-
ren wirtschaftlichen Verhältnissen leisten konnte, 
dieser Bundesrepublik auch möglich sein müßte. 

(Beifall bei der SPD und FDP.) 

Wenn wir kurz einen Blick in die Vergangenheit 
werfen, können wir feststellen, daß die Verbesse-
rungen in den Leistungen der deutschen Kriegsopfer 
erst auf Vorschlag dieses Hauses zustande gekom-
men sind und daß sie — das darf ich als Sozial-
demokrat sagen — in erster Linie auf Anträge mei-
ner Fraktion zurückgehen. 

Die Regierung wird jetzt wach. Gott sei Dank ist 
sie von den Kriegsopfern draußen wachgetrommelt 
worden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es freut uns Sozialdemokraten — ich sage das ganz 
offen —, daß Sie, Herr Bundeskanzler, in der heuti-
gen Kriegsopferdebatte zugegen sind. Vielleicht ist 
es darauf zurückzuführen, daß Sie sich Ihrer Auf-
gabe besinnen, die Richtlinien der Politik in Ihrer 
Regierung zu bestimmen. Wäre das von Anfang an 
geschehen, dann wäre nicht das Theater mit Ihrem 
Finanzminister, Ihrem Arbeitsminister und mit 
Ihnen selber ebenso wie die große Diskussion in 
der Öffentlichkeit gewesen; notwendig war es 
jedenfalls nicht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sind der Meinung, daß 14 Jahre nach Kriegs-
ende damit begonnen werden muß, eine gerechte 
Versorgung zu schaffen. Die Leistungen in der 
Kriegsopferversorgung müssen endlich eine ge-
rechte Entschädigung und einen gerechten Ausgleich 
für dargebrachtes Leben, dargebrachte Gesundheit,  

für den Verlust der körperlichen Unversehrtheit, für 
Schmerzen und entgangene Lebensfreude, für wirt-
schaftliche und berufliche Schäden sowie für vieles 
andere mehr bringen. 

Wir Sozialdemokraten machen auch gar kein Hehl 
aus unserer Auffassung, daß die Kosten der Kriegs-
opferversorgung vom gesamten deutschen Volk ge-
tragen werden müssen. Es wäre aber gut, die Teile 
des Volkes, die heil aus dem Kriege gekommen 
sind und teilweise erheblichen Gewinn im Kriege 
und in der Nachkriegszeit verbuchen konnten, in 
besonderer Weise zu dieser Leistung heranzuziehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich persönlich bin der Auffassung, daß der Herr 
Finanzminister besser daran täte, Überlegungen 
darüber anzustellen, ob er nicht auf diese Weise 
mehr Mittel beschaffen könnte, als immer wieder 
mit einer Erhöhung der allgemeinen Verbrauch-
steuern zu drohen. Es gibt in Deutschland einige 
wenige Menschen, die in den vergangenen Jahren 
mehr Geld verdient haben, als wir für die Reform 
der deutschen Kriegsopferversorgung notwendig 
hätten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es gibt in dieser Frage selbstverständlich verschie-
dene Meinungen. 

Daß wir Sozialdemokraten in diesem Hause mit 
unseren Reformvorschlägen, die Sie kennen, zur 
Zeit nicht durchkommen, ist für mich eine Selbst-
verständlichkeit. Trotzdem bemühen wir uns, mit 
unserem Antrag die Weichen für eine Reform zu 
stellen. Wir wollen mit unserem Antrag versuchen, 
die Mißverhältnisse und krassen Gegensätze im 
Bundesversorgungsgesetz zu beseitigen. 

Wir wollen vor allen Dingen die Grundrenten er-
höhen. Das ist das Problem schlechthin. Alles 
andere, was man hier in langen Vorlesungen vor-
trägt, mag staatsrechtlich und sozialrechtlich ganz 
gut und schön sein. Aber die Kernfrage der Kriegs-
opferversorgung ist die Erhöhung der Grundrenten, 
und zwar in der Form, daß man sie garantiert, daß 
sie von keiner anderen Seite antastbar sind. Das ist 
das Kernproblem, alles andere tritt in den Hinter-
grund. Wir wollen uns deshalb bemühen, diese 
Frage einigermaßen zu lösen. 

Was sagt unser Antrag aus? Wir haben die Ab-
sicht, zunächst einmal den § 1 des Bundesversor-
gungsgesetzes zu ändern, nach dem der Beschädigte 
die Voraussetzungen für seine Ansprüche gegen-
über dem Staat nachweisen muß. Wir sind der Auf-
fassung, daß diese Bestimmung in der jetzigen 
Form nicht genügt. 

Deshalb wollen wir in den Fällen, in denen der 
Kriegsbeschädigte oder Kriegskranke nicht nachwei-
sen kann, daß das Leiden oder die Krankheit, die 
er zur Zeit hat, durch den Krieg gekommen ist, ihm 
zumindest dann recht geben, wenn medizinisch

-

wissenschaftliche Auseinandersetzungen stattfinden 
und die hohen Professoren sich nicht einigen kön-
nen. Diese Auseinandersetzungen sollen auf keinen 
Fall zu Lasten des Erkrankten oder Beschädigten 
gehen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Das ist eine Grundsatzfrage, die in der gesamten 
deutschen Sozialgesetzgebung Allgemeingut werden 
sollte. 

Wir beantragen ferne r eine Änderung der 
Leistungszulagen für Beschädigte, die besonders 
betroffen sind. Wir wollen also die Kleider- und 
Wäscheverschleißzulagen erhöhen. 

Uns liegt aber besonders am Herzen, auch dem 
beschädigten Arbeiter zu garantieren — ich sage 
das ganz klar und mit  ,aller Deutlichkeit —, daß er 
von dem Inhalt des Gesetzes Gebrauch machen 
kann, so daß auch der Arbeiter eine Kur zur Er-
haltung seiner Arbei tskraft ,beanspruchen kann. 
Nach den jetzigen Voraussetzungen ist er dazu nicht 
in der Lage, weil für den Fall seiner Kur die wirt-
schaftliche Sicherstellung seiner Familie nicht ge-
geben ist. Deshalb beantragen wir, daß der Beschä-
digte in diesem Falle für die Zeit der Kur eine L ei-
stung von 90 % seines Nettoeinkommens erhält. 

Ich sehe, daß die Herren des Arbeitsministeriums 
anwesend sind. Ich bitte sie,  einmal die Akten in 
dem Verfahren der Deutschen Angestelltenkranken-
kasse gegen das Land Baden-Württemberg beim 
Sozialgericht Hamburg einzusehen. Es kommt 
immer wieder vor, daß die Krankenkassen es ab-
lehnen, den Beschädigten die Krankengelder zu 
zahlen. Der Beschädigte gerät dann in die Mühle 
der Verwaltungsschwierigkeiten hinein, so daß er 
verärgert und verstimmt seinen Weg nach Hause 
antritt. 

Es ist auch nicht in Ordnung, daß man dem Be-
schädigten unter gewissen Umständen seine Rente 
entziehen kann, wenn er in eine Heilanstalt oder 
ein Krankenhaus muß. Hier sollte man großzügiger 
praktizieren und eine andere Regelung finden. 

Wir wünschen weiterhin für besonders schwer 
Beschädigte, die einen spezifischen Schaden haben, 
der sich auf ihre berufliche Tätigkeit auswirkt, eine 
eigene Zulage. Wir denken hier vorerst an Monats-
beträge zwischen 30 und 60 DM. 

Wir vertreten die Meinung, daß das Schwerge-
wicht bei der Erhöhung der Renten auf der Grund-
rente liegen sollte. Deshalb beantragen wir eine 
Erhöhung der Grundrenten in der Form, daß die 
Grundrente das Übergewicht in dem Gesamtrenten-
komplex behält. In Zahlen ausgedrückt: Wir wollen 
für einen zu 100 % Beschädigten 210 DM Grundrente 
und 190 DM Ausgleichsrente und glauben, daß 400 
DM für einen so schwer Geschlagenen nicht zuviel 
sind. Die Notwendigkeit einer Erhöhung auch der 

 Ausgleichsrente sehen wir ein; wir beantragen sie. 
Ich kann mir darüber ins einzelne gehende Aus-
führungen ersparen; das geht aus unserem Antrag 
hervor. Dort kann ma in unsere Vorschläge nach-
leisen. Im übrigen wird es Sache des Ausschusses 
sein, dazu Stellung zu nehmen. 

Dann haben wir eine Neuerung in  Form  der  Ein-
führung einer Zulage vorgesehen. Wir wünschen, 
daß z. B. für einen Blinden — der also schon 100 % 
beschädigt ist —, der gleichzeitig noch seine beiden 
Hände verloren hat, etwas Besonderes getan wird. 
Unser Antrag sieht dies vor. 

Es ist auch nicht mehr als recht und billig, den 
Schwerbeschädigten ein Kindergeld zu zahlen. 
Einen dementsprechenden Passus haben wir in 

 unseren Antrag eingebaut. 

Wir beantragen weiter eine wesentliche Ver-
besserung der Pflegezulage für Beschädigte und 
wünschen, daß sie in den verschiedenen Gruppen 
bis zu einem Höchstbetrag von 350 DM heraufge-
setzt wird. In besonders gelagerten Fällen soll diese 
Pflegezulage dem tatsächlichen Aufwand ent-
sprechen. Wenn also ein Blinder eine Pflegerin be-
nötigt, die 400 DM im Monat kostet, muß dem 
Blinden dieser Betrag erstattet werden. Ich darf 
darauf hinweisen, daß nach dem Tarifvertrag für 
Bedienstete dieser Berufssparte, in diesem Fall für 
eine Pflegerin ohne volle staatliche Prüfung, 535 DM 
im Monat zu zahlen sind. Man mag mir sagen, daß 
das zuviel und zu hoch .sei; wir sind aber der 
Meinung, daß dieser schwer und hart getroffene 
Mensch die Folgen seiner schweren Beschädigung 
nicht allein zu tragen hat. Diese unsere Meinung 
wird durch ein Urteil des Sozialgerichts Stuttgart 
gestützt. Man wollte einem Blinden, der nach dem 
Tod seiner Eltern nicht in ein Heim wollte, einfach 
nicht mehr als 150 DM Pflegegeld bewilligen. Das 
ist eine Unmöglichkeit für derartige Menschen. 

Wir sind auch der Meinung, daß entsprechend 
den Vorschriften der Sozialversicherungsgesetzge-
bung die Bestattungs- und Sterbegelder ,erhöht wer-
den müssen. 

Auch die Grundrenten der Witwen wollen wir 
erhöhen, und zwar von 70 lauf 100 DM. Dement-
sprechend ist auch die Ausgleichsrente zu gestalten. 
Es ist unsere Absicht, daß die Kriegerwitwe in 

 etwa 60 % der Rente eines voll erwerbsunfähigen 
Beschädigten erhält. 

Wir schlagen weiter Verbesserungen für Krieger-
witwen vor, die sich wieder verheiraten. Auch hier 
wollen wir soziale Ungerechtigkeiten beseitigen 
und hoffen, daß dieses Haus uns dabei folgen wird. 

Nun ein besonderes Kapitel. Der Herr Finanz-
minister hat selber gesagt, daß im nächsten und 
übernächsten Jahre Kriegswaisen ausscheiden wer-
den. Ich darf das noch etwas genauer sagen. Im 
nächsten und übernächsten Jahr werden fast 
300 000 Waisen der Geburtsjahrgänge 1941 und 
1942' ausscheiden. Es wäre eine sehr gute Sache 
und eine gute soziale Tat, wenn man die Renten 
dieser Kriegswaisen jetzt noch einmal besonders 
berücksichtigte. 

Die Bestimmungen, die für Schwerbeschädigte 
gelten, sollten nicht so besonders eng ausgelegt 
werden. Auch hier ist es notwendig, daß etwas ge-
tan wird. 

Nun komme ich zu den Elternrenten. Hier müs-
sen wir einmal den Vorschlägen des Bundesrates 
und des Beirates für Versorgungsrecht folgen. Wir 
müssen die Vorschrift betreffend die Ernährer

-

eigenschaft des Gefallenen verschwinden lassen. In 
den Verwaltungsvorschriften heißt es in etwa: Ist 
der noch Lebende ein häßlicher Bursche, dann ist 
daraus zu schließen, daß der Gefallene auch ein 
schlechter Mensch geworden wäre, und die Rente 
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ist zu versagen. Diese Praxis sollte man abschaf-
fen und sollte andere und modernere Wege gehen. 

Wir beantragen eine Erhöhung der Elternrente 
von 130 auf 190 DM für ein Elternpaar und von 
90 auf 130 DM für einen Elternteil. Selbstverständ-
lich müssen dann auch die Einkommensgrenzen in 
entsprechender Form erhöht werden. 

Die Kapitalabfindung muß ebenfalls neu geord-
net werden. Wir möchten gern, daß der Zeitraum, 
für den die Abfindung gegeben wird, von zehn auf 
fünfzehn Jahre ausgedehnt wird. 

Ferner ist es notwendig, zu überprüfen, ob nicht 
Änderungen in der Verwaltung vorgenommen wer-
den müssen. Darauf weisen wir in unserer schrift-
lichen Begründung hin. Wir wünschen nämlich, daß 
die Durchführung des Gesetzes so einfach wie mög-
lich gestaltet wird. 

In der Diskussion der Fachleute ist angeklungen, 
daß man die Absicht hat, die Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz als soziale Fürsorge in 
die allgemeine Fürsorge zu bringen. Wir möchten 
heute schon sagen, daß wir dieses Vorhaben gene-
rell ablehnen. Diese sozialen Leistungen sind Ver-
sorgungsleistungen und müssen im Bereich des 
Versorgungsgesetzes bleiben. — Sie schütteln den 
Kopf, Herr Kollege Ruf; Ihre Kollegin Frau Dr. 
Probst nickt mir zu. Also werden Sie sich bitte 
einig, welchen Weg Sie im Ausschuß gehen wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun komme ich zu dem, was in den vergangenen 
Tagen eine lebhafte Diskussion ausgelöst hat: zu 
dem Termin des Inkrafttretens des Gesetzes. Ich 
möchte fast sagen, wir erleben nun der Tragödie 
zweiter Teil; er hat gestern begonnen, als die Mel-
dungen bekannt wurden. Ich glaube nicht, daß das 
von den Betroffenen so ohne weiteres hingenom-
men wird; denn es bedeutet doch eine völlige Ver-
änderung dessen, was man gewollt hat. Ich möchte 
dem Bundesarbeitsminister sagen, daß seine Nie-
derlage hier im Verhältnis zur Verwirklichung 
seiner sonstigen politischen Absichten die größte 
ist. Ich frage Sie: Wie können Sie es vor Ihrem 
Gewissen verantworten, den Millionen Menschen 
im Gegensatz zu dem, was Sie draußen reden und 
versprechen, zu sagen: „Ihr kriegt erst Weihnachten 
1960 eine Zulage!"? 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist doch das praktische Ergebnis! 

Nun eine Frage. Ich bin kein Finanzfachmann; 
aber ich möchte einmal die Frage stellen, Herr 
Finanzminister Etzel: Waren denn nun 550 Millio-
nen da, oder waren sie nicht da? Also sie waren 
da; und ich habe Sie vorhin so verstanden: Sie 
wollen sie ins nächste Jahr hinübernehmen. Da 
liegt nämlich der Hund begraben. — Wir haben ja 
freie Rede; da kann man ruhig einmal ein etwas 
derbes Wort gebrauchen. — Ihr Vorgänger hat mir 
von dem Platz aus, auf dem Sie heute sitzen, immer 
wieder gesagt: „Herr Rasch, das ist unmöglich; das 
ist gegen das Grundgesetz, das ist gegen die 
Reichshaushaltsordnung, und es ist in der Ver-
gangenheit auch nie geschehen." Ich weiß, daß es  

in anderen Fällen passiert ist.. Ich persönlich habe 
nichts dagegen, wenn Sie so praktizieren wollen; 
aber Sie müssen es sich doch gefallen lassen, daß 
wir Sozialdemokraten feststellen, daß Sie hier so 
Politik machen, wie es Ihnen im Moment gefällt. 
Das ist doch eine Tatsache. 

(Zuruf von der SPD: Wahlspeck!) 

Ich kann mich erinnern, daß die Kriegsopfer-
verbände, daß die FDP, daß auch die sozialdemo-
kratische Fraktion bei den Haushaltsdebatten im-
mer wieder diese Frage aufgeworfen haben. Alle 
sind abgewiesen worden mit der Begründung des 
Herrn Finanzministers Schäffer. Die gleiche Begrün-
dung haben Sie sich zu eigen gemacht, zum min-
desten bei der Haushaltsdebatte. Ich muß fest-
stellen, daß Sie heute einen anderen Standpunkt 
vertreten. 

Aber es ist doch — ich möchte das ausdrücklich 
für mich persönlich sagen — ein etwas häßliches 
Spiel,. es ist doch etwas häßlich, wenn man nun da 
sucht und dort sucht, wenn man mit Steuererhö-
hungen droht, wenn man sagt — man sagt es doch 
praktisch! —: „Wenn du, Bevölkerung, den Kriegs-
opfern mehr geben willst, mußt du deinen Schnaps, 
mußt du deine Zigaretten, mußt du deine sonstigen 
Verbrauchsgüter teurer bezahlen!" Da bin ich der 
Meinung: das mag vielleicht für den Haushalt not-
wendig sein; aber daß man gerade hier die Kriegs-
opfer zitiert, Herr Finanzminister, das ist das Häß-
liche bei der Geschichte. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Arnd

-

gen: Die Bevölkerung ist doch das Vater

-

land!) 

Und wissen Sie, was die Kriegsopfer draußen sa-
gen? Die Kriegsopfer, die Betroffenen — und ich 
bin ja einer von ihnen — sagen: Was der Herr 
Finanzminister jetzt mit Zahlen jongliert, bedeutet 
für uns in der Praxis: „Kamerad, stirb schneller, da-
mit ich bald eine höhere Rente bekomme!" 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU. — Abg. Arnd
- gen: Das ist ja unerhört! — Anhaltende 

Pfui-Rufe von der CDU/CSU. — Abg. Ras
-

ner: Das ist billige Polemik!) 

— Herr Arndgen, das mag für Sie unerhört sein; 
für mich ist es eine Tatsache, und in der Praxis 
ergibt sich diese Tatsache. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der Mitte.) 

— Nun regen Sie sich nicht so auf. Das Aufregen 
ist nicht nötig. Wir kennen uns ja. 

Weil ich vom Jonglieren gesprochen habe, möchte 
ich auch sagen, daß man manipuliert hat. Man hat 
in den vergangenen Jahren diesem Hohen Hause 
hier nicht die Wahrheit gesagt, man hat dem Kriegs-
opferausschuß dieses Hauses nicht die Wahrheit 
gesagt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich darf das einer Aufstellung des Arbeitsmini-
steriums entnehmen. Im Jahre 1957 bei der Verab-
schiedung der sechsten Novelle hat man geschrie-
ben und hat geredet, daß die Mehrkosten 542 Mil- 
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lionen DM betragen würden. Das mußten wir glau-
ben; wir konnten es nicht so schnell untersuchen. 
Wir haben dann festgestellt, daß nicht nur dieser 
Betrag nicht ausgegeben wurde, sondern daß auch 
von dem ordentlichen Voranschlag weitere 345 Mil-
lionen DM nicht gebraucht wurden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wir haben festgestellt, daß in diesem Jahre insge-
samt 887 Millionen DM nicht an die Kriegsopfer 
gegeben wurden. Wenn Sie mir nun sagen wollen, 
was ich sage, sei unerhört, dann müssen Sie eben 
beweisen, daß es anders ist. Wir sind in der Lage, 
nachzuweisen, daß man im Kriegsopferhaushalt Be-
träge bewußt versteckt hat, um sie anderen Haus-
haltspositionen zuzuführen. Wir werden uns dar-
über unterhalten und sind jederzeit gern bereit, 
auch hierfür den Beweis anzutreten. Diese Dinge 
muß man doch hier ansprechen! 

Ich möchte abschließend folgendes sagen. Daß 
diese Dinge bei Ihnen, meine Damen und Herren 
von der CDU, und bei der Bundesregierung schief

-

gelaufen sind, ist darauf zurückzuführen, daß Ihr 
Arbeitsminister jeden Rat, der aus gutem Munde 
und von guten Institutionen kam, in den Wind ge-
schlagen hat. Er hat nicht auf den Beirat für Ver-
sorgungsrecht gehört; er hat ja nicht einmal auf die 
kriegsbeschädigten Kollegen in der eigenen Frak-
tion gehört. Daß es keinen Streit gab, wollen Sie 
uns doch heute wohl nicht weismachen! Er hat auch 
nicht auf das gehört, was der Bundesrat gesagt hat. 
Jetzt, in letzter, größter Not, mußte der Herr Bun-
deskanzler aufkreuzen. Ich danke Ihnen dafür, Herr 
Bundeskanzler, daß Sie erschienen sind und daß Sie 
sich das einmal angehört haben; aber ich glaube, 
Herr Bundeskanzler, Sie werden viel Mühe haben, 
diese Dinge draußen zu korrigieren. Ich habe dort 
auf der Bank gesessen, Herr Bundeskanzler, als Sie 
sagten: „Dann machen Se dat doch so wie ich! 
Machen Se eine leichte Holzhammernarkose!" Wir 
werden das nicht in dieser Form tun. Aber wir wer-
den • die Kriegsopfer draußen aufklären und ihnen 
Rechenschaft darüber abgeben, was hier geschehen 
ist. Wir glauben den Kriegsopfern versprechen zu 
können, daß das, was wir beantragt haben, reali-
sierbar ist. Die sozialdemokratische Fraktion wird 
dafür eintreten. 

Ich beantrage die Überweisung unseres Antrags 
an den zuständigen Ausschuß. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Bundesminister Blank. 

Blank,  Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

(Zuruf von der SPD: Der erste Muckser!) 

Ich beabsichtige jetzt nicht, auf all die Einzelheiten 
einzugehen. Nur eines! Herr Kollege Rasch, Sie 
haben eben ein bitterböses Wort gesagt: „Kamerad, 
stirb schneller!" 

(Zurufe von der SPD.) 

Und dann ertönte aus diesem Hause mit Recht der 
Ruf: „Pfui!" Sie haben damit an Überlegungen an-
geknüpft, spätere Minderausgaben jetzt schon in 
die Betrachtung möglicher Leistungen einzubezie-
hen, und haben in diesem Zusammenhang erklärt, 
daß das die Aufforderung sei: „Kamerad, stirb 
schneller!" 

Nun darf ich Ihnen, Herr Rasch, der Sie zweiter 
Vorsitzender des Reichsbundes sind, erklären, daß 
bei einer Besprechung, die unter dem Vorsitz des 
Herrn Bundeskanzlers im Palais Schaumburg statt-
gefunden hat und bei der ich zugegen war, Ihr So-
zialreferent, der Sozialreferent des Reichsbundes, 
Herr Dauß, erstmalig diesen Vorschlag gemacht hat. 

(Hört! Hört! und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, zu Punkt le liegt ein Schriftlicher Bericht 
des Abgeordneten Dr. Rutschke vor. Ich danke ihm 
für den Schriftlichen Bericht. Wird eine Ergänzung 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen damit zur Aussprache über den Ta-
gesordnungspunkt 1 insgesamt. — Bitte sehr, Herr 
Abgeordneter Bazille. 

Bazille (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die überwiegend kühle Distanziertheit, mit 
der dieses Hohe Haus die Vorlagen zur Neuord-
nung des deutschen Kriegsopferrechts entgegenge-
nommen hat, steht in einem gewissen Widerspruch 
zu der Tatsache, daß draußen in der Öffentlichkeit 
seit nahezu einem Jahr die erregendste Auseinan-
dersetzung tobt, die es in diesem Lande jemals über 
deutsches Kriegsopferrecht gegeben hat. 

Diese Auseinandersetzung ist keine zufällige 
Zeiterscheinung, sondern sie wurde ausgelöst durch 
jenen Stil des Herrn Bundesarbeitsministers, die 
Diskussion um dieses ganz besondere Recht — denn 
das Kriegsopferrecht ist ein besonderes Recht, so 
wie Blut ein besonderer Saft ist, mit dem die An-
sprüche besiegelt wurden — nach der Methode des, 
wie es der Volksmund so plastisch ausdrückt, „Ele-
fanten im Porzellanladen" zu führen. Nicht nur, daß 
er die Einleitung der Gespräche über die Neuord-
nung damit begann, daß er die Verbände der deut-
schen Kriegsopfer robust vor den Bauch trat, indem 
er ihre Forderungen ins Reich der Utopie verwies, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

unabhängig davon, daß sein Regierungschef, Herr 
Dr. Adenauer, noch kurze Zeit zuvor dem größten 
deutschen Kriegsopferverband gedankt und ihm be-
scheinigt hatte, er habe sich durch sachliche und 
maßvolle Haltung Verdienste um den Staat erwor-
ben — nein, Herr Blank ging einen Schritt weiter. 
Er sprach — das ist hier schon gesagt worden, aber 
man muß es wiederholen — von der Vergeudung von 
Unsummen, die durch eine Verwirklichung der Vor-
stellungen eintreten werde. Er sagte, daß er sich 
dagegen zur Wehr setzen müsse, kraft seines Am-
tes. Er suchte sich nirgendwo einen Verbündeten, 
weder im Bundestag noch bei den Ländern, die sich 
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sicher manches Verdienst um die deutschen Kriegs-
opfer erworben haben, noch bei seinem eigenen 
wissenschaftlichen Beirat, noch bei den sachverstän-
digen Organen seiner eigenen Partei. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß die CDU Sachverständigenbei-
räte für das Kriegsopferrecht einberuft, die des 
Sachverstandes ermangeln. 

Herr Blank setzte sich über alles, was in 10 
Jahren auf diesem Gebiet an Einsichten und Er-
fahrungen gesammelt wurde, elegant hinweg. Ja, 
er empfahl sich als ein politischer Tausendsasa, als 
ein Zauberkünstler, dem es nach der Methode von 
Goethes Hexeneinmaleins: „Du mußt verstehn, aus 
eins mach zehn" gelingen könnte, mit einem Betrag 
von 550 Millionen DM ein Gesetzgebungswerk zu 
finanzieren, das man vor dem deutschen Volk, 
seinen Kriegsopfern und den Wehrdienstpflichtigen 
als die versprochene Neuordnung des Versorgungs-
rechts ausgeben könnte. Er hätte als der zuständige 
Minister wissen müssen, daß dieser Betrag für eine 
angemessene Lösung dieser Aufgabe völlig unzu-
reichend war. 

Ich bin erfreut darüber, daß die Frau Kollegin 
Probst namens der Fraktionen der Regierungs-
parteien sehr viele Feststellungen zu diesem Gegen-
stand getroffen hat, die man nur vorbehaltlos unter-
streichen kann. Aber die Tatsache, daß sich der ver-
antwortliche Minister und mit ihm das Bundes-
kabinett ein volles Jahr lang geweigert haben, 
solche Feststellungen als richtig anzuerkennen, hat 

 dazu geführt, daß ein wertvolles Jahr verloren-
ging, um das sich die deutschen Kriegsopfer betro

-

gen sehen. Sie sollen jetzt sogar noch weitere acht 
Monate warten, ehe sie in den Genuß der verbes-
serten Leistungen kommen. 

Man muß sich bei dieser Sachlage fragen, ob die 
Regierung denn kein Gefühl für bestimmte Grund-
notwendigkeiten in der Demokratie hat, ob es ihr 
völlig gleichgültig ist, daß alle Parteien dieses 
Hauses am Ende des 2. Bundestages den Kriegs-
opfern die Neuordnung ihres Rechts versprochen 
hatten. Empfindet die Regierung nicht, daß dieses 
Versprechen eingelöst werden muß, wenn man nicht 
an die Grundfesten der demokratischen Ordnung 
rühren will?! Die Bundesregierung hat sich lange 
Zeit gelassen, die Vorbereitungen für die Ein-
lösung dieses Versprechens zu treffen. Was sie in 
den vergangenen Jahren auf diesem Gebiet getan 
hat, war — das muß ich mit Bedauern feststellen — 
immer unzureichend, mangelhaft. Die Initiative für 
eine angemessene Neuordnung mußte wieder ein-
mal, wie immer in den vergangenen Jahren, aus der 
Mitte des Hauses kommen. 

Aber die Angriffe,  die man  gegen die Bundes-
regierung führen muß, richten sich nicht nur gegen 
die unangenehmen, peinlichen Begleitumstände der 
Behandlung des Inhalts der Vorlage. Sie gehen viel 
weiter; sie reichen in das politische Leben unseres 
Volkes hinein. Der Bundesarbeitsminister hat es 
fertiggebracht, einen Teil der deutschen Ö ffentlich

-

keit gegen die Kriegsopfer und ihre Organisationen 
geradezu aufzuwiegeln, gegen Männer und Frauen, 
die sich seit Jahr und  Tag, schon zu einer Zeit, als es  

in diesem Lande für viele noch zum guten Ton ge-
hörte, den ehemaligen Soldaten als Militaristen zu 
schmähen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer war denn 
das?! 	Unruhe in der Mitte) 

zur Aufgabe gesetzt hatten, für ihre Kameraden ein-
zutreten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Bazille, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Frau Kalinke? 

Bazille (SPD) : Aber gern, Frau Kollegin Kalinke! 

Frau Kalinke (DP) : Herr Kollege Bazille, erinnern 
Sie sich auch noch, aus welchen Reihen und von wem 
die deutschen Soldaten beschimpft wurden? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Bazille (SPD) : Frau Kollegin Kalinke, ich bin gern 
bereit, Ihnen diese Frage sehr dezidiert zu beant-
worten. Sehen Sie, Frau Kollegin Kalinke, mir hat 
man nicht an der Wiege gesungen, daß ich einmal in 
diesem Hause als Sprecher der Sozialdemokratischen 
Partei stehen würde. Sie wissen, daß ich nach meiner 
Herkunft vielleicht in eine ganz andere politische 
Richtung gehört hätte. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Nun, ich werde diese Frage sehr detailliert beant

-

worten und  es ist notwendig, sie hier zu beantworten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe sehr lange Zeit gehabt, Frau Kollegin 
Kalinke, in  den Monaten meines Lazarettaufenthaltes 
in der Zeit zwischen mehr als 30 Operationen darüber 
nachzudenken, warum das deutsche Volk  in  diese 
Lagegekommen und warum uns jungen Menschen 
dieses Schicksal nicht erspart geblieben ist. Ich habe 
mich als ehemaliger Offizier auch gefragt: Sind wir 
selber schuldig geworden? Wir :haben unser Gewissen 
geprüft. Wir haben es uns nicht leicht gemacht. Wenn 
Sie den Blick ein wenig darauf zurückrichten, wie das 
alles in Deutschland gekommen ist und warum wir 
uns hier heute über die Versorgung von rund 4 Mil-
lionen Kriegsopfern unterhalten müssen, dann wer-
den Sie feststellen, welche politischen Kreise Deutsch-
lands es waren, die den Umschwung zur Diktatur und 
das Unheil des nationalsozialistischen Unrechts poli-
tisch zu vertreten hatten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Bazille, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
der Abgeordneten Frau Kalinke? 

Bazille (SPD) : Nein, ich möchte erst meinen Ge-
danken zu Ende führen! 

(Große Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die Entscheidung darüber liegt bei dem 
Herrn Redner. — Ja oder nein? 
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Bazille (SPD) : Ich werde  diese Zwischenfrage gern 
zulassen, möchte aber zunächst meinen Gedanken 
zu Ende führen. 

Die deutsche Sozialdemokratie war diejenige 
Partei, die das deutsche Volk mit allem Ernst, mit 
allem Nachdruck und mit einem unerhörten per-
sönlichen Einsatz der Handelnden in einer Zeit poli-
schen Terrors darauf aufmerksam gemacht hatte, 
daß der Weg Hitlers unmittelbar in diese Kata-
strophe hineinführen würde. Damals war man be-
reit, um gewisser wirtschaftlicher Vorteile willen, 
die man sich von diesem System versprach, auf be-
stimmte Inhalte des Staates, Inhalte seiner Ord-
nung, des Rechts, der Verfassung, zu verzichten. 
Das alles wurde als etwas Nebensächliches hin-
weggeschoben, und aus diesem Prozeß heraus ist 
die deutsche Jugend schließlich auf die Schlacht-
felder rings um Deutschland getrieben worden. Die 
erste Überlegung, die man nach 1945 anzustellen 
hatte, war die: Was war die Ursache? Was muß 
politisch in diesem Land geschehen, daß sich das 
nie wiederholen kann? 

Dann noch ein Zweites. Ich hatte in den dama-
ligen Jahren schon sehr bald die erste Begegnung 
mit Dr. Kurt Schumacher. Damals gehörte ich noch 
keiner Partei an, Frau Kalinke. Damals war ich 
noch der  einfache Sachverständige eines Kriegsopfer-
verbandes in meinem abgeschabten Militärkleid. 
Damals war es Kurt Schumacher, der erklärte: Die 
Sozialdemokratie fragt nicht danach, ob einer seine 
Pflicht als Soldat in der SS oder als Offizier oder 
wo immer getan hat, wenn er selber nicht schuldig 
geworden ist. Ich habe als Sachverständiger, Frau 
Kalinke, als einfacher Sachverständiger, der keiner 
Partei angehörte, im süddeutschen Länderrat in 
Stuttgart und noch im Zweizonenwirtschaftsrat in 
Frankfurt sehr wohl die Möglichkeit gehabt, die 
Haltung der politischen Parteien zum Problem der 
Kriegsopferversorgung zu prüfen. Es hat sich sehr 
schnell herausgestellt, daß genauso wie nach dem 
ersten Weltkrieg die einzige Partei — die einzige, 
Frau Kalinke —, die bereit war, dem deutschen 
Volk und der deutschen Gesellschaft schwere Opfer 
zuzumuten, um das zu verwirklichen, was man 
soziale Gerechtigkeit nennt, die Sozialdemokratie 
war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso die ein-
zige Partei?) 

— Die einzige Partei! 

(Abg. Rasner: Sie wissen, daß das nicht 
wahr ist!) 

— Das weiß ich sehr genau, Herr Kollege Rasner, 
denn ich habe die Entwicklung verfolgt. An der 
Stelle, an der wir heute stehen, erweist sich haar-
genau, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

daß diese Entwicklung in der Zeit zwischen 1945 
und heute genauso gelaufen ist wie in der Zeit von 
1918 bis 1933. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Geschichtsklitterung!) 

Zuerst, in der Zeit der gemeinsamen Not, war man 
bereit zu sagen: Jawohl, jetzt müssen alle zugrei-

fen! Jetzt müssen alle anpacken! Nun muß das 
Volk auf seinem Weg durch die Geschichte durch 
dieses Tal der Schrecken hindurch, und da wird 
jede Kraft gebraucht! 

Die Kriegsopfer sind diesem Appell willig ge-
folgt. Sie waren es gewöhnt, um des Vaterlandes 
und der Gemeinschaft willen Opfer auf sich zu 
nehmen. Sie haben auf Entschädigungsleistungen 
verzichtet und jene Grundrenten akzeptiert, von 
denen man heute als „Trinkgelder", als „Zigaretten-
gelder" spricht, weil sie wußten, daß in diesem 
Lande zuerst die Wirtschaft wieder aufgebaut wer-
den muß, daß sich zuerst deren Räder wieder ein-
mal drehen müssen. Aber jetzt —und das ist genau 
wie nach 1918 —, wo sich die Räder der Wirtschaft 
drehen, wo das Leistungsvermögen der Wirtschaft 
wieder hergestellt ist, fließen die Erträge dieser 
Wirtschaft wieder in erster Linie in die Taschen 
derselben Leute wie damals. 

(Beifall bei der SPD.) 

Eine sehr angesehene deutsche Zeitung, die nicht 
verdächtig ist, der Sozialdemokratie nahezustehen, 
nämlich „Christ und Welt" in Stuttgart, schreibt 
einen sehr bemerkenswerten Artikel „Woher Geld 
für die Kriegsopfer?". Dort heißt es: 

Der strittige Betrag ist eine halbe Milliarde. 
Ist das viel oder wenig? Es ist doppelt soviel, 
als für die Annullierung der mit den Ameri-
kanern geschlossenen Kohlenlieferungsverträge 
an Reuegebühr bezahlt werden muß, 

— und nun kommt der entscheidende Satz — 

genauso viel, wie ein einziger bekannter Mil

-

liardär in drei Jahren Vermögenszuwachs an 
seinem übersehbaren Aktienbesitz erzielt hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Wer?) 

Dann schreibt die Zeitschrift „Christ und Welt" 
weiter: 

Man kann sich dem Argument nicht ver-
schließen, daß die Steuerfreiheit der großen, 
durch Aktien erzielten Kursgewinne an  das 
Gerechtigkeitsempfinden des Durchschnittsbür-
gers zu starke Anforderungen stellt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die 1959 an dem nicht fest verankerten Aktien-
besitz erzielten Kursgewinne sind nur in zwei-
stelligen Milliardenbeträgen ausdrückbar. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ja, meine Damen und Herren, da muß man die 
Frage nach dem gesellschaftspolitischen Leitbild die-
ser Regierung stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man muß fragen, ob die Regierung es für richtig 
hält, daß im gesellschaftlichen Aufbau des deut-
schen Volkes diejenigen Schichten, die sich vorne 
an der Spitze bewegen und die Kolonne anführen, 
die Erträge des Sozialprodukts, all die Werte, die 
der Schöpfer dem Menschen gegeben hat, um sein 
Leben zu bereichern und zu verschönern, gewisser-
maßen mit Großbaggern in ihre Scheuern einbrin- 
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gen, während auf der anderen Seite die Kriegsopfer 
und die Wehrpflichtigen, die man auffordert, für das 
ganze Volk wieder das Risiko der Hingabe von 
Leben und Gesundheit auf sich zu nehmen, ins 
zweitletzte Glied verwiesen werden und nach ihnen 
nur noch die Fürsorgeempfänger kommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie mögen glauben, das sei eine überspitzte For-
mulierung. Ich werde Ihnen am praktischen Beispiel 
beweisen, daß es so ist. Nehmen Sie einmal eine 
demokratische Idealgestalt, den jungen, leistungs-
willigen Bürger, fleißig, verantwortungsbewußt, 
intelligent. Er arbeitet sich aus der Volksschule her-
aus über den Beruf, über Fernunterricht, über den 
Facharbeiter zur Meisterschaft in seinem Beruf, aus 
der einmal eine Meisterschaft im Leben werden soll. 
Und nun schickt ihm Herr Strauß den Einberufungs-
befehl zur Ableistung seiner Wehrpflicht. Der Zufall 
will es, der grausame, daß er unter einen stürzen-
den Panzer gerät und seine Hände verliert, die 
Werkzeuge, mit denen er sein Leben aufbauen 
wollte. Und nun steht er vor den Trümmern eines 
vernichteten Lebensglücks und gerät in die Lei-
stungsmechanik des Bundesversorgungsgesetzes. 

Nun, Herr Blank, will ich Ihnen einmal sagen, wie 
sich das auswirkt, was Sie der deutschen Öffentlich-
keit als ein ideales Bild sozialer Gerechtigkeit emp-
fehlen. 

(Zuruf von der SPD: Sag's dem 
Bundeskanzler!) 

Nun kehrt dieser Mann in seinen Beruf, in seinen 
Betrieb zurück, der ihm im Start schon beinahe aus 
den Händen geschlagen worden wäre. Aber zäh und 
leistungswillig, wie er ist, läßt er sich nicht unter-
kriegen und macht weiter. Und dann tritt er jeden 
Monat vor den Schaltern des Staates an, um seinen 
Offenbarungseid abzulegen und anzugeben, was er 
verdient hat, damit festgestellt wird, ob er würdig 
ist, eine Rente zu bekommen, oder ob er ein paar 
Mark mehr verdient hat und diese Rente wieder ab-
liefern muß. Diese Begleitung des Staates in sein 
Wohnzimmer soll nun ein ganzes Leben lang statt-
finden. Das ist das Bild vom freien Bürger im sozia-
len Rechtsstaat Konrad Adenauers! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Das ist der Grund dafür, daß die deutschen 
Kriegsopfer verlangen, daß endlich Schluß gemacht 
wird mit jener Unwürdigkeit des Ausgleichsrenten-
systems, die sie Monat für Monat zwingt, ihre wirt-
schaftliche Lage zu offenbaren. 

Hier in der Bundesrepublik Deutschland regen wir 
uns darüber auf, daß drüben in Mittel- und Ost-
deutschland Herr Ulbricht unsere Brüder und Schwe-
stern geistig und sozial in einen Eintopf hineinge-
preßt hat, daß dort der Mensch weithin seiner 
Würde beraubt und verstaatlicht ist. Und hier bei 
uns in der Bundesrepublik soll ausgerechnet jene 
Schicht von Menschen, die um der Gemeinschaft 
willen höchste Opfer auf sich genommen haben, 
aus dieser halben Verstaatlichung ihres gesell-
schaftlichen Seins nicht herauskommen und soll es 
hinnehmen müssen, daß der Staat ununterbrochen  

darüber befindet, was diese Menschen an Einkom-
men im ganzen haben dürfen? 

(Abg. Frau Kalinke: Sie sollten solche 
Dinge nicht überspitzen!) 

— Frau Kollegin Kalinke, das ist die Situation der 
Menschen, die als Empfänger von Ausgleichsrente 
eines Stückes ihrer sozialen Freiheit beraubt sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 
demagogisch!) 

— Ich weiß nicht, was Sie daran demagogisch fin-
den. Denn den Tatbestand können Sie nicht aus der 
Welt schaffen, daß diese Menschen gezwungen sind, 
ununterbrochen Rechenschaft zu legen nicht nur 
über das, was sie verdienen, sondern auch über 
jedwede Einkünfte in Geld und Geldeswert, gleich 
aus welcher Quelle. Wenn der Bruder aus Amerika 
kommt und sagt: „Liebe Schwester, hier lege ich 
dir 500 Mark auf den Tisch, du sollst es besser 
haben!", dann ist sie kraft Gesetzes gezwungen, das 
zu melden, und dann kommt der Fiskus und sagt: 
Sie haben 500 Mark bekommen, das muß an Ihrer 
Rente abgezogen werden. 

(Abg. Arndgen: Das habt Ihr doch mitbe-
schlossen! — Gegenrufe von der SPD. — 
Abg. Maier [Mannheim] : Haben Sie nicht 
auch zugestimmt, Herr Kollege Bazille?) 

— Ich danke Ihnen für diese Frage, ich werde sie 
beantworten. 

(Zuruf von der CSU: Aber schnell! — Leb

-

hafte Gegenrufe von der SPD.) 

Ich habe keinen Grund, hier etwas, was bei der 
Schaffung des Bundesversorgungsgesetzes geschah, 
zu beschönigen. 

(Weitere Rufe und Gegenrufe. — Unruhe. 
— Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte auf allen Seiten des Hohen 
Hauses um Aufmerksamkeit für den Redner bitten. 

(Zuruf von der SPD zur CSU: Passen Sie 
auf! — Gegenrufe von der Mitte.) 

Bazille (SPD) : Im Jahre 1950, ich wiederhole  es, 
 war das deutsche Volk auf seinem Weg durch die 

Geschichte noch nicht aus dem Tal der Schrecken 
heraus. Die Räder der deutschen Wirtschaft liefen 
nicht. Der Wert des Sozialprodukts lag, wenn ich 
mich recht entsinne, so um 78 Milliarden Mark. 
Niemand wußte, ob diese Wirtschaft und wann 
diese Wirtschaft in der Lage sein würde, den 
Kriegsopfern Arbeit und Brot zu geben. Ein Millio-
nenheer von Flüchtlingen und Heimatvertriebenen 
mußte untergebracht werden. Damals haben die 
deutschen Kriegsopfer mit Zustimmung ihrer Funk-
tionäre — ich war damals einer, ich bekenne mich 
dazu — erklärt: Wir verzichten auf eine Entschädi-
gung unserer Ansprüche gegenüber der Gesellschaft 
in Geld zugunsten des Wiederaufbaues unseres 
Vaterlandes, denn dieser Wiederaufbau hat Vor-
rang, und wir muten denjenigen, die sich nicht 
selber helfen können und die auf Ausgleichsrenten 
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angewiesen sind, diese Peinlichkeit zu, denn Not 
kennt kein Gebot. Aber diese Notzeit des Jahres 
1950 ist überwunden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht durch 
euch! — Weiterer Zuruf: Da haben Sie 

wenig mitgeholfen!) 

— Ich danke Ihnen für das freundliche Kompliment, 
das Sie mir machen, daß ich wenig mitgeholfen 
hätte. 

Da es heute darum geht, eine Neuordnung in der 
Versorgung einzuleiten, kann man nicht auf jenes 
System zurückgreifen, das die Notzeit gebar, viel-
mehr hat sich das Versorgungsrecht unseren heu-
tigen Gesellschaftsverhältnissen anzupassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Bazille, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Ruf? 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Bazille, haben Sie 
übersehen, daß sich die Ausgaben der Bundes-
republik Deutschland für die Grundrenten, also für 
die festen Rentenansprüche, seit dem Jahre 1950 
verdoppelt haben, daß wir von Jahr zu Jahr mehr 
für diese Grundrenten ausgegeben haben, während 
sich die Ausgleichsrenten laufend ermäßigt haben? 

(Zurufe von der SPD: Sie waren doch da-
gegen! — Im Verhältnis zum Gesamtetat 

sind sie zurückgegangen!) 

Bazille (SPD) : Herr Kollege Ruf, ich habe es in 
keiner Weise übersehen. Sie werden aber nicht be-
streiten können, daß wir bei den Novellen — und 
Sie werden mir nicht absprechen, daß ich an dem 
Zustandekommen der sechs Novellen zum Bundes-
versorgungsgesetz einen nicht ganz unbeträcht-
lichen persönlichen Anteil habe — jedesmal das-
selbe erlebten, was wir heute erleben, daß nämlich 
die Regierung nicht von vornherein das Notwendige 
tun wollte, sondern daß die Initiative immer wieder 
aus dem Parlament kam. Die Frau Kollegin Probst 
— sie sitzt vor mir — hat nicht zum erstenmal die-
sen Kampf gegen die Regierung geführt. Ich glaube, 
es ist jetzt das fünfte Mal, daß sie ihn führen und 
die Widerstände niederringen mußte, ehe sie das 
sagen durfte, was sie vor mir an dieser Stelle ge-
sagt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn der verantwortliche Sprecher dieser Regie-
rung, der Herr Bundesarbeitsminister, hier die Re-
gierungsvorlage vertreten hätte, hätte das ganz an-
ders geklungen, als was Frau Probst sagte. 

Mit diesen Tatsachen haben wir uns auseinander-
zusetzen. Die Opposition ist nicht dazu da, der Re-
gierung Lorbeerkränze zu winden, sondern hat hart 
und unerbittlich Kritik zu üben, wo diese Regierung 
Kritik verdient. 

(Abg. Höcherl: Aber anständig!) 

— Ich wüßte nicht, Herr Kollege, in  welchem Punkt 
ich an dieser Regierung unanständig Kritik geübt 
hätte. Ich habe Feststellungen getroffen, die durch 
Tatsachen gestützt sind. Wollen Sie allen Ernstes 

die Meinung vertreten, daß nationalpolitische La-
sten ausgerechnet auf die Schultern der Kriegsopfer 
gelegt werden müssen? Sind Sie nicht mit mir der 
Auffassung, daß es viel breitere Schultern gibt und 
daß die Lasten, die im Bundeshaushalt ihren finan-
ziellen Niederschlag finden — Aufrüstung, Straßen-
bau usw.; ich will das alles gar nicht anschnei-
den —, vom ganzen Volk getragen werden müssen 
und daß es nicht angeht, von den Kriegsopfern 
einen einseitigen Verzicht auf eine angemessene 
Entschädigung ihrer Vorleistungen zu verlangen? 

Das Problem ist doch 	Herr Kollege Rutschke 
hat es gesagt; ich wiederhole es —, daß die Bundes-
regierung einen ganzen Katalog von Maßnahmen 
für wichtiger und für vordringlicher hielt und daß 
sie jetzt mit mehr oder weniger leeren Händen 
dasteht. 

(Abg. Höcherl: Eine Milliarde!) 

— Nein, keine Milliarde, sondern die Kriegsopfer 
sollen bis zum nächsten Haushaltsjahr warten! 
Wenn man diskutiert, muß man Tatsachen und nicht 
Wunschvorstellungen diskutieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Tatsache, die wir diskutieren, ist, daß diese 
Bundesregierung für die Neuordnung des Kriegs-
opferrechts im notwendigen Umfang keine Vorsorge 
getroffen hat und daß wir deshalb nach den Vor-
stellungen der Regierung und der Mehrheitspartei 
das Kriegsopferrecht nicht in diesem Haushaltsjahr 
verbessern können, sondern daß die Kriegsopfer 
bis zum nächsten Jahr warten sollen. 

Dieser Tatbestand ist auf die Versäumnisse der 
Bundesregierung zurückzuführen. Wenn die Bundes-
regierung sich das Volumen, das auf sie zukommt, 
vor Augen gehalten hätte, dann hätte sie sich über-
legen müssen, ob man etwa die Umsatzsteuer er-
mäßigen kann oder nicht. Aber sie hat eben ge-
glaubt, daß gewisse Steuergeschenke an Großein-
kommensbezieher wichtiger seien als eine Erhöhung 
der Versorgungsrenten der Kriegsbeschädigten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist jener Teil der gesellschaftspolitischen Aus-
einandersetzung mit dieser Regierung, zu dem mich 
Frau Kollegin Kalinke in dankenswerter Weise in-
spiriert hat. 

(Heiterkeit. — Abg. Frau Kalinke: Ich habe 
Sie doch zu sehr inspiriert, Herr Kollege!) 

— Frau Kollegin Kalinke, Sie können nachher gerne 
vieles sagen. Sie werden die Tatbestände nicht aus 
der Welt schaffen können, daß in dieser Gesell-
schaft für den Soldaten von gestern und 
für den Soldaten von morgen nur so viel 
übrig ist, wie er durch politische Macht er-
zwingen kann. Er kann nicht bestimmte Par-
teien mit Wahlspenden animieren, das zu tun, 
was im Interesse der Sache notwendig wäre. Des-
wegen werden diejenigen vorgezogen, die das tun 
können. Das ist die bittere Tatsache. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich erinnere mich an die Vergangenheit, Frau 
Kalinke; das paßt auch so schön ins Bild. Als im 
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Jahre 1953 im Ausschuß für Kriegsopfer- und Heim-
kehrerfragen darüber beraten wurde, ob man die 
Heimkehrergabe, jenen bescheidenen Hundertmark-
schein, den man dem Rußlandheimkehrer bei sei-
ner Ankunft in Deutschland in die Hand drückte, 
verdoppeln könne, da bemühte sich der damalige 
Finanzminister des Kabinetts Adenauer sogar in 
den Ausschuß und beschwor die Währung. 

(Lachen bei der SPD.) 

Er beschwor die Währung, meine Damen und Her-
ren, und erklärte, man müsse an die Währung den-
ken, ehe man solche aufwendige sozialpolitische 
Maßnahmen ins Auge fasse. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Da ich die Ehre habe, auch dem Verteidigungs-
ausschuß des Bundestages anzugehören, muß ich 
feststellen, daß ich bei all den Milliardenausgaben, 
wenn es darum ging, so umstrittene Dinge wie 
längst schrottreife Panzer der Amerikaner für 
Deutschland aufzukaufen und sie den Bundeswehr-
soldaten anzubieten, gar nie den Finanzminister 
oder seinen Vertreter die Mahnung habe ausspre-
chen hören, an die Staatsfinanzen zudenken, weil 
gefährliche inflationäre Tendenzen ausgelöst wer-
den könnten, wenn man allzu üppig mit dem Geld 
umgehe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Da wurde mit Großzügigkeit immer alles bewil-
ligt, was gebraucht wurde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Bazille, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Zimmermann? 

Bazille (SPD) : Bitte, Herr Kollege! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Zimmermann! 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Wollen Sie bitte 
sagen, Herr Kollege Bazille, um welche schrott-
reifen amerikanischen Panzer, in welcher Zahl und 
mit welchem Betrag, es sich gehandelt hat? 

Bazille (SPD) : Das können Sie alles in den Pro-
tokollen des Verteidigungsausschusses nachlesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Das ist eine ganz 
billige Antwort, weil es nämlich nicht wahr ist, was 
Sie gesagt haben. Unwahr ist es! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Zimmermann, Sie können nur Zwischenfragen 
stellen. 

(Zuruf bei der SPD: Er war ja selber bei 
den Beratungen dabei!) 

Bazille (SPD) : Herr Kollege Dr. Zimmermann, 
wenn ich Ihrem Gedächtnis nachhelfen darf: Sie 
werden sich daran erinnern, welche Bedenken die 
Sozialdemokratie — der Kollege Schmidt und ich— 
etwa beim Beschaffungsprogramm des Hispano- 
Suiza angemeldet haben, von dem nur ein Holz-
modell bestand. Aber man munkelte in der Öffent-
lichkeit — und es ist nie widerlegt worden —, daß 
gewisse finanzielle Transaktionen im Hintergrund 
der beschleunigten Beschaffung dieses Fahrzeugs 
den notwendigen Auftrieb gegeben haben. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Bei der Beratung all dieser Fragen habe ich nie 
etwas davon gehört, daß man an die Finanzlage 
denken müsse. Aber wenn die Kriegsbeschädigten 
in ihren Alltagsschwierigkeiten die staatliche Hilfe 
nötig haben, dann werden die notwendigen Mittel 
immer nur widerwillig oder gar nicht bereitgestellt. 

Ein Beispiel möge für die Gesinnung stehen, die 
hier waltet. Wenn ich heute im Straßenverkehr mit-
ten  unter den Tausenden und aber Tausenden 
chromglitzernden Automobilen aller Farben, Grö-
ßen und Fabrikate — den Zeugen des sozialen Gel-
tungsstrebens ihrer Besitzer — dem kriegsbeschädig-
ten  Kameraden begegne, der beide Beine verlor, auf 
seinem Selbstfahrer aus Holz, mit Wachstuch be-
spannt, eine Decke über den Knien, die ihn nur un-
zulänglich gegen die Unbilden der Witterung 
schützt, durch dieses armselige Gefährt für jeder

-

man sichtbar mit dem Stigma des Krüppels gezeich-
net, und ich denke daran, welche Möglichkeiten der 
technischen Entwicklung und des Fortschritts in 

 einer Zeit, wo die ersten von Menschen in den Welt-
raum gejagten Himmelskörper über unseren Häup-
tern kreisen, zur Verfügung stehen, dann schäme 
ich mich nicht nur dieser Regierung, sondern mei-
nes ganzen Volkes. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Vergleichen Sie einmal die Beinprothese aus dem 
Jahre 1920 mit der von heute! Sie werden kaum 
große Unterschiede feststellen. Aber vergleichen Sie 
einmal ein Auto von 1920 mit einem Auto von 
heute oder ein Kriegsflugzeug von 1920 mit einem 
Kriegsflugzeug von heute! Dann sehen Sie, was der 
technische Fortschritt für eine Revolution ausgelöst 
hat. Aber daran hatte die Gesellschaft Interesse, 
und an der besseren Ausstattung der Kriegsbeschä-
digten mit Körperersatzstücken hat die Gesellschaft 
kein Interesse. 

(Abg. Storch: Das ist ja nicht wahr!) 

— Herr Kollege Storch, jene mittelständischen 
Kleinbetriebe, denen die orthopädische Versorgung 
der Kriegsopfer übertragen ist, haben niemals die 
gewaltigen Summen zur Verfügung, die angesichts 
der revolutionären Entwicklung in der Technik not-
wendig sind, um die Entwicklung auf diesem Gebiet 
forschungsmäßig voranzutreiben. Die wenigen Be-
träge, die in den Bundeshaushalt eingestellt wur-
den, stehen in keinem Verhältnis zu den Aufwen-
dungen, die notwendig sind, um tatsächlich den An-
schluß an den Fortschritt zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Bazille, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Storch? 

Bazille (SPD) : Ja! 

Storch (CDU/CSU) : Herr Kollege Bazille, ,ist Ihnen 
denn nicht bekannt, daß das Arbeitsministerium im 
Auftrage des Kabinetts mit der Max-Planck-Gesell-
schaft gerade über die Forschung auf dem Gebiete 
der Prothesen Vereinbarungen getroffen hat und 
daß dort von den hervorragendsten Fachleuten an 
der Fortentwicklung dieser Dinge gearbeitet wird? 

Bazille (SPD) : Herr Kollege Storch, diese Dinge 
sind mir nur zu gut bekannt, denn sie sind meine 
tägliche Praxis. 

(Abg. Dr. Zimmermann: Sie verfälschen sie! 
Abg. Maier [Mannheim]: Sie dürfen nicht 

einfach so übertreiben!) 

— Wenn Sie meinen, daß ich diese Dinge leicht-
fertig und böswillig 

(Abg. Dr. Zimmermann: Ihr Pathos ist un-
erträglich!) 

— Wenn Sie glauben, daß ich diese Dinge leicht-
fertig und böswillig verfälsche, 

(anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

empfehle ich Ihnen, einmal den nächstbesten Kriegs-
beschädigten mit seinem Selbstfahrer zu seiner 
Versorgungsbehörde zu begleiten und zu fragen, ob 
er die Möglichkeit hat, aus diesem Holzungetüm 
aus dem vergangenen Jahrhundert in ein modernes 
Auto umzusteigen; dann werden Sie die Antwort 
bekommen, daß dieses Fahrzeug noch nicht abge-
fahren sei und erst noch soundso lange Zeit den 
Dienst tun müsse, ehe man es austauschen könne. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Es ist ein starkes Stück, einem Manne, der auf dem 
Gebiet des Kriegsopferrechtes in Deutschland im-
merhin einiges geleistet hat, zu unterstellen, er 
verfälsche die Dinge. 

(Abg. Dr. Zimmermann: Ihre Einbildung ist 
unwahrscheinlich!) 

- Es lohnt sich nicht, sich mit Ihnen auseinander-
zusetzen. 

(Beifall bei der SPD. -- Zuruf von der 
CDU/CSU: Das kann man umgekehrt auch 

sagen!) 

— Es lohnt sich wirklich nicht. 

Wenn Sie glauben, daß mein Zeugnis falsch, 
parteipolitisch gefärbt und unredlich sei, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Demagogie! — 
Gegenruf von der SPD: Das ist wohl un-
angenehm?! — erneuter Zuruf von der 
CDU/CSU: Nein, das ist Demagogie!) 

dann will ich Ihnen einen Namen nennen, der un-
verfänglich ist. 

(Fortgesetzte Auseinandersetzungen zwi-
schen Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf um Ruhe bitten. 

Bazille (SPD) : Es ist Professor Gutmann aus S toke-
Mandeville, der das englische Rehabilitations-
zentrum für Querschnittsgelähmte leitet. Dort ist 
die Mortalität bei den Querschnittsgelähmten seit 
1942 auf 5 % abgesunken. Alle Ärzte, alle Sach-
verständigen in Deutschland erklären seit Jahren, 
daß die Lebenserwartung der noch vorhandenen 
1500 überlebenden kriegsbeschädigten Querschnitts-
gelähmten in Deutschland wesentlich heraufgesetzt 
werden könnte, wenn sich die Bundesrepublik end-
lich entschließen würde, ebenfalls ein solches Re-
habilitationszentrum einzurichten. Nun bringe ich 
das Originalzitat aus dem Munde von Professor 
Gutmann. Es lautet: „Wenn das in Pakistan geht, 
warum nicht in der Bundesrepublik Deutschland?" 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat im Zusam-
menhang mit dieser Neuordnung des Kriegsopfer

-

rechtes von einer wesentlichen Stärkung der Re-
habilitationsmaßnahmen gesprochen. Ich habe in 
dem Entwurf der Regierung in dieser Richtung nicht 
sehr viel entdecken können. Wenn ich den Blick 
nach Amerika, aber auch nach anderen Staaten 
richte, dann muß ich sagen: hier ist die Bundes-
republik ein unterentwickeltes Gebiet geblieben. 
Dabei wären solche Maßnahmen wirklich nicht mit 
Belastungen für den Steuerzahler verbunden. Im 
Gegenteil, eine fortschrittliche Rehabilitation ist zu-
gleich die billigste Versorgungsmaßnahme für den 
Staat und die Allgemeinheit; sie ist aber auch die 
beste, weil sie dem Menschen sein Selbstwertgefühl 
und seinen Lebensinhalt wiedergibt. Aber man muß 
die Phantasie haben, diese Dinge zielbewußt an-
zusteuern, den Willen, die reichen Erfahrungen des 
Auslands auszuwerten. Man darf dieses Problem 
eben nicht wieder und wieder nur durch fiskalische 
Brillen sehen. 

Es spricht auch Bände, daß in der zuständigen Ab-
teilung des Bundesministeriums für Arbeit nur noch 
ganz wenige Kriegsbeschädigte beschäftigt sind. 
Selbst da bemüht man sich nicht, mit gutem Beispiel 
voranzugehen. In anderen Ländern ist es umge-
kehrt; dort werden zum Teil nahezu ausschließlich 
Schwerbeschädigte in den notwendigen staatlichen 
Einrichtungen beschäftigt, die sich mit diesen Pro-
blemen auseinanderzusetzen haben; schon aus dem 
einen Grunde, daß gerade der selber schwer Beschä-
digte ein viel besseres Einfühlungsvermögen in die 
subtilen psychologischen Fragen besitzt, um die es 
hier oft geht. Aber um Psychologie scheint sich 
unsere Regierung nur zu kümmern, wenn es um die 
Vorbereitung oder Führung von Wahlen geht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es ließe sich zu die-
sem Problem noch unendlich vieles von der Sache 
her sagen. Es würde den Rahmen dieser Lesung 
sprengen, wenn man all die Einzelheiten, um die es 
hier geht, heute ansprechen wollte. Das wird uns im 
Ausschuß sicher viele Monate beschäftigen. Aber 
wenn wir die Aufgabe im ganzen nicht als das er- 
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kennen, was sie ist, als ein Gesellschaftspolitikum, 
und wenn wir unserer Gesellschaft nicht klarmachen 
können, daß diese Opfer auf den Lebensfreuden der 
Nation wie eine Hypothek ruhen, dann werden wir 
immer aneinander und am Kern der Probleme vor-
beireden. 

Der Herr Bundesminister hat eine falsche Front-
stellung gehabt, als er meinte, gerechte Ansprüche 
der Kriegsopfer abwehren zu müssen. Auch der 
Herr Bundesfinanzminister hat eine falsche Front-
stellung, wenn er glaubt, den Steuerzahler und die 
Kriegsopfer dadurch gegeneinander ausspielen zu 
können, daß er sagt, wenn man diese Forderungen 
befriedigen wollte, dann müßte man bestimmte 
Steuerarten erhöhen; und er greift sich dann auch 
gleich die unpopulärsten heraus. Nein, meine Da-
men und Herren: eine Regierung, die entschlossen 
und willens ist, diese Aufgabe zu lösen, muß sich an 
den Opfersinn der Nation wenden und nicht den 
schon längst bewiesenen Opfersinn der Kriegsopfer 
weiter und weiter strapazieren. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Blank. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich werde nachher, wenn auch meine 
Freunde gesprochen haben, auf einiges von dem, was 
Sie, Herr Bazille, dargelegt haben, antworten. Aber 
lassen Sie mich eine Behauptung sofort widerlegen. 

(Abg. Rasch: Sie hätten Ihren Entwurf 
begründen müssen!) 

— Herr Rasch, seien Sie vorsichtig! 

(Oh-Rufe und Lachen bei der SPD.) 

— Ja, Sie haben soeben schon Pech gehabt mit dem: 
„Kamerad, stirb schneller!" Das stammt nämlich vom 
Reichsbund. 

(Abg. Rasch: Ja, da kommt noch die Antwort!) 

Ich meine die Behauptung, wir hätten nicht die ge-
nügende Anzahl von Schwerbeschädigten beschäf-
tigt. Das Bundesarbeitsministerium hat 606 Arbeits-
plätze. Davon sind 69, also 12,1 %, mit Schwerbe-
schädigten besetzt. Wir haben also mehr, als wir 
nach den Richtzahlen haben müssen. 

(Lachen und Zurufe bei der SPD: Und so 
was nennt sich Minister! — Weitere Zu-

rufe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um Ruhe für die kommenden Red-
ner. Das Wort hat der Abgeordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Rutschke hat es für nötig ge-
halten, dem Herrn Bundesarbeitsminister zuzu-
rufen: „Seien Sie der Anwalt der Kriegsopfer! Tun 
Sie Ihre Pflicht als Anwalt der Kriegsopfer!" 

(Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr 
Kollege Blank hat wie jeder Minister auf der Re-
gierungsbank hier vor diesem Hohen Hause den 
Eid abgelegt, „seine Pflichten gewissenhaft zu er-
füllen und Gerechtigkeit gegen jedermann zu 
üben". Gegen jedermann! Diesen Eid hat unser 
Kollege Blank in den ganzen Jahren seines Wir-
kens hier in Bonn in vorbildlicher Weise erfüllt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der DP. — 
Lachen und Zurufe bei der SPD.) 

Wir wollen ihm, zumal nach den harten Kämpfen, 
die er durchzustehen gehabt hat, an dieser Stelle 
ausdrücklich unseren Dank und unsere Anerken-
nung aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Das tun wir nicht! — Weitere 

Zurufe.) 

„Gerechtigkeit gegen jedermann" heißt nicht: 
jedem das gleiche, sondern es heißt: jedem das 
Seine, jedem das, was ihm zusteht, und jedem das, 
was er nötig hat. 

(Abg. Jacobi: Was soll denn das?!) 

— Wir können uns doch in aller Ruhe über diese 
sehr schwierigen Dinge unterhalten! Wir brauchen 
uns gar nicht aufzuregen, meine Damen und Her-
ren! 

Daß unsere Kriegsopferverbände, daß die Ver-
bände überhaupt maximale Forderungen stellen, ist 
ihr gutes Recht. Dazu haben sich die Mitglieder 
dieser Verbände zusammengeschlossen: um ihre 
Interessen wahrzunehmen. Dagegen sei nicht das 
geringste gesagt; dagegen ist nichts einzuwenden. 
Die Existenzberechtigung der Verbände, auch der 
Kriegsopferverbände, ist unumstritten, und ich 
möchte auch bei dieser Gelegenheit trotz manchem, 
was wir erleben mußten, im Namen meiner Freunde 
den Kriegsopferverbänden eine Anerkennung da-
für aussprechen, daß sie ihren Mitgliedern auf dem 
Gebiete des Rechtsschutzes zur Seite stehen und 
uns im Ausschuß mit ihrem Rat und ihren Erfah-
rungen zur Verfügung stehen. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn die Ver-
bände ihre Forderungen geltend machen und wenn 
sie maximale Forderungen erheben, dann haben 
wir als Abgeordnete und dann hat der Minister in 
seinem Kabinett zu überlegen, oh man diese Forde-
rungen in dieser Höhe erfüllen kann und darf. Er 
hat die Forderungen der verschiedenen Verbände, 
die an ihn und an uns herangetragen werden, auf-
einander abzustimmen, und er hat das zu tun, was 
möglich ist. 
Meine Damen und Herren, ich habe hier die be-

reits zitierte Schrift von Professor Achinger „So-
zialpolitik als Gesellschaftspolitik". In dieser Schrift 
ist eine Tabelle enthalten, in der etwa 40 Ver-
bände aufgeführt sind, die sämtlich aus dem ver-
lorenen Krieg und seinen Folgen Ansprüche gegen 
den jetzigen Staat geltend machen. Selbstverständ-
lich haben die Kriegsopferverbände bei der Gel-
tendmachung ihrer Ansprüche den Vorrang. Das ist 
unsere einmütige Auffassung. Aber auch diese An-
sprüche können nur im Rahmen des Möglichen be-
friedigt werden. 
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Ruf 
Meine Damen und Herren! Ausgerechnet dem 

Kollegen Blank Mangel an sozialem Verantwor-
tungsgefühl und sozialem Mitgefühl gegenüber den 
Kriegsopfern nachzusagen, ist geradezu ein Witz. 

(Zurufe von der SPD.) 

Herr Kollege Blank — erinnern Sie sich doch bitte! 
— hat von sich aus, ohne das Kabinett zu fragen, 
gesagt: Ich will als neuer Bundesarbeitsminister 
für die Verbesserung der Lage der Kriegsopfer 
550 Millionen DM zur Verfügung stellen. Er wußte 
ganz genau, daß im vergangenen Jahre durch das 
Herauswachsen der Waisen, durch Heiraten der 
Witwen usw. nur 240 Millionen DM im Haushalt 
eingespart werden. Er hat aber von sich aus ge-
sagt: Ich gehe auf das Doppelte; ich werde mir die 
Zustimmung meines Kabinetts erkämpfen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Und wie hat man ihm dafür gedankt? Wären wir 
alle, wären auch Sie sei ne rz eit dem Kollegen Blank 
gefolgt, dann hätten 40 % der Kriegsopfer heute 
schon eine wesentlich bessere Versorgung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich habe gestern aus meinem Wahlkreis einen 
Brief —auch solche Dinge darf man hier einmal 
erzählen — von einem zu 80 % Beschädigten er-
halten. Dieser Mann — ich kenne ihn nicht — 
schreibt mir: „Herr Ruf, ich habe gehört, Sie haben 
diesen Antrag nicht unterschrieben; Sie  stehen 
hinter Blank." Ich habe ihm zurückgeschrieben: „Ja, 
ich stehe hinter Blank, ich bejahe seine Grundkon-
zeption, und wenn es nach ihm und nach mir ge-
gangen wäre, dann hätten Sie als 80 %g Beschädig-
ter heute bereits mehr. So aber müssen Sie jetzt noch 
warten." 

(Zurufe von der SPD.) 

550 Millionen DM wollte der Bundesarbeits-
minister  zusätzlich zur Verbesserung der Leistungen 
in der Kriegsopferversorgung zur Verfügung 
stellen. Das ist nicht wenig, und man soll das nicht 
bagatellisieren. Selbstverständlich kann man mehr 
fordern. Das fällt gar nicht schwer. Aber die Mittel 
bleiben nun einmal knapp, auch bei unserem rela-
tiven Wohlstand bleiben sie knapp. Alle Mittel, 
die uns für soziale Zwecke zur Verfügung stehen, 
werden stets relativ knapp sein. Sie werden für 
uns nie als Geschenk vom Himmel herunterfallen. 
Wir werden uns immer Gedanken darüber machen 
müssen, wie man diese stets  knappen Mittel sinn-
voll einsetzen und sinnvoll verteilen kann. Und 
das hat unser Kollege Blank sich gesagt: Ich will 
diese Mittel zunächst einmal denjenigen geben, die 
am meisten darauf angewiesen sind. Das hat mit 
Fürsorgegrundsätzen nicht das geringste zu tun. Es 
ist eine ausgesprochene Demagogie, wenn immer 
wieder behauptet wird, unser Kollege Blank wolle 
die Kriegsopfer zu Fürsorgeempfängern abstem-
peln. Kein Mensch denkt daran. Er zuletzt! 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Im Gegenteil, es kommt ihm und ,auch uns darauf 
an, daß die Rechtsansprüche der Kriegsopfer, die 
wir in unserem Bundesversorgungsgesetz und in 

den sechs Novellen dazu verankert haben, erhalten 
bleiben, daß die Kriegsopfer nach wie vor ihre 
Grundrente bekommen. Alle Kriegsopfer sollen 
diesen Rechtsanspruch behalten, ,sie sollen ihn nicht 
nur heute, sondern auf die Dauer behalten. Es geht 
doch darum, daß das, was heute gewährt wird,  ,auf 
die Dauer auch durchgehalten werden kann, daß 
nicht dur ch allzu großzügige Regelungen heute 
eventuell alles das, was man jetzt gewährt, in Zu-
kunft gefährdet wird. 

Genau das, was ich vom Kollegen Blank gesagt 
habe, trifft auch auf den Kollegen Etzel zu. Ich habe 
Grund, das hier ausdrücklich zu betonen. Seien wir 
froh — und das muß der Öffentlichkeit gesagt wer-
den —, daß wir ,einen Bundesarbeitsminister und 
einen Bundesfinanzminister haben, die ,ehrlich und 
offen ihre Meinung sagen und auch für ihre Über-
zeugung eintreten. Nur Lumpen versprechen mehr, 
als sie halten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Grundsatz des Kollegen Blank, die an sich 
knappen Mittel zunächst einmal denjenigen zu geben, 
die sich selber nicht mehr helfen können, den 
Schwerstbeschädigten, den Witwen mit Kindern usw., 
dieser Grundsatz wird angegriffen; er wird bagatel-
lisiert und lächerlich gemacht, und zwar zu Unrecht 
lächerlich gemacht. Die Öffentlichkeit hat viel, viel 
mehr Verständnis, als manche von Ihnen meinen. Ich 
bin fest überzeugt, daß die Öffentlichkeit, wenn der 
Kollege Blank  mit seinem Entwurf durchgedrungen 
wäre, ihm diesen Entwurf abgenommen hätte. Ich 
habe in Dutzenden von Versammlungen feststellen 
können, daß die Öffentlichkeit für diese Grundsätze 
volles Verständnis hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Ruf, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schellenberg? 

Ruf (CDU/CSU) : Warum nicht, Herr Kollege Schel-
lenberg?! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Ruf, spre-
chen Sie für den Entwurf der CDU-Fraktion oder 
den des Bundesarbeitsministeriums? Offenbar spre-
chen Sie hier für die Vorlage, die der Herr Bundes-
arbeitsminister selbst nur mit wenigen Sätzen und 
sehr schwach begründet hat. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Schellenberg, Sie 
hören immer sehr genau zu; Sie haben sicher be-
merkt, daß ich zunächst über den Kollegen Blank 
gesprochen habe. Ich bin der festen Überzeugung, 
daß, wenn ich für Herrn Blank eintrete, die ganze 
Fraktion hinter mir steht und meine Auffassung 
teilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bevor Herr Kollege Schellenberg unterbrach, 
habe ich gesagt: Dieser Grundsatz, zunächst einmal 
denjenigen etwas zu geben, die am meisten darauf 
angewiesen sind, wird bagatellisiert und lächerlich 
gemacht. Man sagt, hier werde von den Ärmsten 
der Armen geredet. Der Begriff der „Ärmsten der 
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Ruf 
Armen" gehört nicht in die Terminologie der Bun-
desregierung und der Mehrheit dieses Hauses; die 
„Ärmsten der Armen" gehören zu Ihrem Sprach-
schatz, nicht zu unserem. 

(Abg. Jacobi: Aber auch die Sorgen für 
sie!) 

— Die Sorgen tragen wir gemeinsam. Wir lassen 
uns in der Sorge um die Schwachen, die am meisten 
auf Hilfe angewiesen sind, von niemandem über-
treffen. 

Herr Kollege Rutschke war so freundlich — wenn 
ich das nebenbei bemerken darf —, seine Rede vor-
her an die Presse zu geben. Dadurch hat er es mir 
leicht gemacht, mich entsprechend vorzubereiten. Ich 
will dennoch nicht auf all das eingehen, was in der 
Darstellung des Kollegen Dr. Rutschke schief war. 
Denn dazu würde ich viel zu lange auf dem Podium 
stehen müssen. Nur einige wenige Dinge lassen Sie 
mich herausgreifen. 

Herr Dr. Rutschke hat gesagt, im Jahr 1950 habe 
die Kriegsopferversorgung einen Anteil von 14,6 % 
am Bundesetat ausgemacht, in diesem Jahr betrage 
der Anteil ganze 7,7 %, so daß der Anteil am Ge-
samtetat etwa um die Hälfte zurückgegangen sei. 
— Aus einer solchen Zahlenoperation könnte ein 
ganz falscher Eindruck entstehen. Ich halte es für 
unverantwortlich, so mit diesen Zahlen umzugehen. 
Herr Kollege Rutschke, Sie wissen doch ganz genau, 
daß wir im Jahre 1950 einen ganz anders zusam-
mengesetzten Etat hatten, als wir ihn heute leider 
haben müssen! Sie wissen doch ganz genau, daß 
wir im Jahre 1950 z. B. noch keine Verteidigungs-
ausgaben hatten! 

(Abg. Dr. Rutschke: Das habe ich ja gesagt!) 

— Bitte, dann führen Sie doch nicht diese Relatio-
nen an, dann operieren Sie doch nicht mit solchen 
Zahlen! Sie erwecken damit nur einen ganz falschen 
Eindruck. — Herr Kollege Schellenberg, bitte, warum 
nicht?! 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Kollege Ruf, ist 
Ihnen entgangen, daß bei der Begründung des 'Ent-
wurfs Ihrer Fraktion Frau Kollegin Probst den 
gleichen Hinweis hinsichtlich des sinkenden Anteils 
an den Bundesausgaben gebracht hat? 

(Abg. Frau Dr. Probst: 9 % habe ich gesagt!) 

Ruf (CDU/CSU): Sie haben von 9 % gesprochen, 
Frau Kollegin Probst, nicht von 7,7 %. — Nun ja, 
Herr Kollege Professor Schellenberg, Sie werden 
mir zugute halten, daß ich nur für das verantwort-
lich bin, was ich sage, und nicht für das, was andere, 
was meine Kollegen sagen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Sie haben aber von 
einem unverantwortlichen Vergleich ge-

sprochen!) 

— Moment! Die Frau Kollegin Dr. Probst hat in 
ihren übrigen Ausführungen kein Hehl daraus ge-
macht, daß all das, was in den letzten Jahren ge-
schaffen worden ist, anzuerkennen sei. Sie hat 
sicherlich auch unterstrichen — ich habe nicht Gele

-

genheit gehabt, die Ausführungen ganz mit anzu-
hören —, daß sich die Ausgaben für die Kriegsopfer-
versorgung in unserem Etat laufend erhöht haben. 
Lassen Sie mich, wenn das nicht genügend zum 
Ausdruck gebracht sein sollte, noch einmal unter-
streichen: Die Rentenausgaben für die Kriegsopfer, 
also für die Beschädigten und die Hinterbliebenen, 
haben sich seit 1950, seit Inkrafttreten des Bun-
desversorgungsgesetzes, mehr als verdoppelt. Setzt 
man 1953 = 100, so ergibt sich für die Rentenaus-
gaben der Kriegsopferversorgung — die Kriegs-
opferausgaben sind noch wesentlich höher — eine 
Erhöhung auf 139 im Jahr 1958, also um 39 %. 

(Zuruf.) 

— Ich weiß — ich bin sehr dankbar, daß Sie mir 
das sagen —, der Personenkreis hat sich im gleichen 
Zeitraum verringert. 

(Abg. Frau Dr. Probst: Nein!) 

— Der Personenkreis, Frau Kollegin Probst, hat 
sich im gleichen Zeitraum nach den statistischen An

-gaben um 12 % verringert. 

Nun wird von mancher Seite entgegengehalten: 
Das sind ja nur 39 %, im gleichen Zeitraum haben 
sich im Rahmen der Sozialreform auf anderen Ge-
bieten die Sozialleistungen wesentlich mehr erhöht, 
z. B. in der Krankenversicherung auf 173 %, in der 
Unfallversicherung auf 161 %, in der Rentenver-
sicherung der Arbeiter auf 197 % usw. Das stimmt, 
meine Damen und Herren, das ist gar nicht zu be-
streiten. Aber das ist eine natürliche Erscheinung. 
Es kommt doch immer auf die Ausgangsbasis, auf 
das Ausgangsjahr an. Wir haben z. B. auf dem Ge-
biet der Rentenversicherung erst im Jahre 1957 die 
so lange erwartete Rentenreform durchgeführt und 
die Ausgaben für den Rentenbestand im Durch-
schnitt um 60 bis 70 °/o erhöht. Im Jahre 1957 haben 
wir die Unfallrenten erhöht usw. 

Die Behauptung, meine Damen und Herren, daß 
im Rahmen unserer Sozialreform, d. h. im Rahmen 
der Reform der sozialen Leistungen die Kriegsopfer-
versorgung an letzter Stelle stehe, daß sie zu kurz 
gekommen sei, daß die Kriegsopfer nicht berück-
sichtigt worden seien, stimmt einfach nicht. Schauen 
Sie sich einmal die Zahlen im einzelnen an! Über-
legen Sie sich die Dinge, überlegen Sie sich auch 
die Auswirkungen z. B. der Unfallversicherungs-, 
der Rentenversicherungsreform usw.! Dann werden 
Sie feststellen, daß manche Kriegsopfer durch diese 
Reformen in der Zwischenzeit wesentlich bessere 
Leistungen bekommen haben. 

(Abg. Dr. Rutschke: Was ist das für eine 
Argumentation! — Abg. Rasch: Das wird 

ja angerechnet!) 

— Das sollten Sie ruhig einmal anerkennen. Das 
paßt nicht in Ihr Konzept, und deswegen protestie-
ren Sie. 

(Zuruf von der SPD: Wen meinen Sie denn?) 

— Wer sich getroffen fühlt, den meine ich. 

Herr Kollege Rasch hat gesagt: Was in der Wei-
marer Republik möglich war, dürfte auch heute 
möglich sein. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter  
Ruf, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Rasch?  

Ruf (CDU/CSU) : Ja bitte, Herr Kollege Rasch.  

Rasch (SPD) : Herr Kollege Ruf, ist Ihnen nicht be-
kannt, daß die erhöhten Rentenleistungen aus der 
Sozialversicherung auf die Ausgleichsrenten wieder 
angerechnet werden? Und ist Ihnen nicht bekannt, 
daß Herr Höcherl vor den Wahlen dem Bundeskanz-
ler den dringenden Rat gegeben hat, diese Regelung 
baldmöglichst zu ändern? 

Ruf (CDU/CSU) : Diese Anrechnungsbestimmungen 
 sind mir selbstverständlich bekannt, und ich habe 

sie — das sage ich ganz offen — bisher auch mit 
meiner Fraktion vertreten. Aber wir haben diese 
Anrechnungsbestimmungen in den letzten Jahren 
im Rahmen der Kriegsopferversorgung auch laufend 
verbessert, wodurch unsere Kriegsopfer den ihnen 
gebührenden Anteil erhalten haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rutschke.) 

— Ich weiß, Sie sind davon nicht ganz befriedigt, 
und Sie verlangen immer noch mehr. 

(Abg. Dr. Schellenberg meldet sich zu 
einer Zwischenfrage. — Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

- Warum nicht? Lassen Sie doch Herrn Kollegen 
Schellenberg sprechen! Im Ausschuß unterhalten wir 
uns auch ganz gut. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Ruf, ist  
Ihnen entgangen, daß nach dem ersten Renten-
anpassungsgesetz die Anpassungsbeträge vom  
1. Juni 1959 an gekürzt werden müssen und daß die  
Vorlage, die Sie am 1. Juni 1960 in Kraft treten  
lassen wollen, eine rückwirkende Anrechnung für  
ein volles Jahr bringen würde?  

Ruf (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren, wir  
wollen hier keine Debatte über die Anrechnungs-
bestimmungen aufziehen.  

(Lachen bei der SPD und der FDP.)  

— Nein, das lehne ich ab, das ist gar nicht notwen-
dig; diese Bestimmungen stehen nicht zur Debatte.  

(Erneutes Lachen bei der SPD und  
bei der FDP.)  

— Geduld, meine Damen und Herren, wir werden  
uns bei der Beratung über das Rentenanpassungs-
gesetz sowieso noch einmal hierüber unterhalten  
müssen. Wir werden uns auch im Kriegsopferaus-
schuß selbstverständlich über die Verbesserung der  
Anrechnungsbestimmungen unterhalten. Das kommt  
zwangsläufig auf uns zu. Hier ist noch lange nicht  
das letzte Wort gesagt. Im übrigen darf ich sagen,  
daß der ursprüngliche Entwurf — und von diesem  
rede ich in erster Linie — des Bundesarbeitsmini-
sters Theo Blank eine nicht unwesentliche Ver-
besserung, auch der Anrechnungsbestimmungen,  
vorsieht.  

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Es wurde gesagt — ich darf darauf zurückkom

-

men —: Was in der Weimarer Republik möglich  
war, dürfte auch heute noch möglich sein. Nun,  
Gott sei Dank sind unsere wirtschaftlichen und  
sozialen Verhältnisse -- was wir alle miteinander  
nicht erwartet haben — wesentlich besser und viel-
leicht — „vielleicht" sage ich! — sogar gesünder  
als in der Weimarer Republik. Aber gerade ge-
wisse Erscheinungen aus der Weimarer Republik  
sollten wir nicht vergessen. Auch auf dem Gebiete  
der Sozialpolitik sollten wir aus den bitterbösen  
Erfahrungen der Weimarer Republik lernen. Wir  
sollten endlich einmal daran denken, daß unsere  
Entwicklung nicht unbedingt nur in einer Einbahn-
straße steil nach oben führen muß. Wir müssen  
uns auch in der Gewährung unserer Sozial-
leistungen insgesamt darauf einstellen, daß viel-
leicht noch zusätzliche Opfer von uns gefordert  
werden. Daran sollten wir denken.  

Sie haben ganz recht, ich sollte hier nicht so lange  
reden, aber man muß doch einiges dazu sagen.  
Unseren sozialen Rechtsstaat lassen wir uns nicht  
bezweifeln. Die Bundesrepublik — wir werden von  
mancher Seite deswegen beschimpft, aber wir  
stehen dazu — liegt, was das Volumen der sozialen  
Leistungen angeht, an der Spitze aller europäischen  
Völker. Das ist eine Tatsache, die sich nicht be-
streiten läßt,  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

und wir lassen sie uns nicht bestreiten. Das haben  
wir möglich gemacht durch unsere Wirtschafts-
politik, durch unsere Gesamtpolitik usw. usw.  
Warum soll ich noch ausführlicher darauf eingehen?  

Zum Schluß nur noch einen Gedanken, meine  
Damen und Herren! Gehen wir doch von der Vor-
stellung ab, daß es möglich sei, eine Schlußregelung  
für die Kriegsopferversorgung zu finden! Auch auf  
diesem Gebiet ist eine Schlußregelung nicht mög-
lich. Wir werden stets gezwungen sein, auch die  
Kriegsopferversorgung an die ständige Entwicklung  
der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse an-
zupassen.  

(Zurufe von der SPD.)  

Heute machen wir einen wesentlichen Schritt da-
hin, und bitte, helfen Sie dabei mit!  

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von  
der SPD: Der dauerte acht Monate lang!  
— Weitere Zurufe von der SPD. — Abg.  
Ruf: Hätten Sie gleich ja gesagt, dann  

hätten wir es!)  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau  
Abgeordnete Schanzenbach.  

Frau Schanzenbach (SPD) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe noch 
nicht die Hoffnung wie Herr Ruf, daß diese Vor-
lagen, die heute begründet worden sind, einen sehr 
großen Schritt nach vorne in der Kriegsopferver-
sorgung bedeuten werden. Wenn man nämlich diese 
Debatte sehr aufmerksam verfolgt hat, dann hat 
man deutlich spüren können, daß wir uns in diesem 
Hause keineswegs über das Ausmaß der Leistun- 
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Frau Schanzenbach 
gen in der Kriegsopferversorgung, aber auch nicht 
in der Frage der Notwendigkeit einer ausreichen-
den Hilfe einig sind. Da gehen die Meinungen noch 
sehr auseinander. Die Debatte hat gezeigt, daß die 
Kriegsopferversorgung in der heutigen Form ein-
fach als unzulänglich bezeichnet werden muß. Ich 
habe während dieser Debatte den Eindruck gewon-
nen, daß es viele in diesem Hause gibt, die anschei-
nend der Meinung sind, das, was wir bisher für die 
Kriegsopfer geleistet haben, sei genügend, und daß 
damit ihr Gewissen einigermaßen beruhigt ist. Sie 
werden nur dann nervös, wenn praktische Beispiele 
aufgezeigt werden, an denen eindeutig sichtbar 
wird, daß doch noch große Notstände, große Unzu-
länglichkeiten bei den Beschädigten und bei den 
Hinterbliebenen vorhanden sind. 

Ich glaube, es ist deshalb notwendig, bei dieser 
Debatte den Blick auf gewisse Erscheinungen zu 
lenken, die man von der praktischen Seite her sehen 
muß, damit sie deutlich werden. Wenn solche Ge-
setzesvorlagen, wie es heute der Fall war, mit ge-
schliffenen Reden, mit einem vorbereiteten Manu-
skript begründet werden, dann gehen die Ausfüh-
rungen über die Hörer hinweg. Deshalb ist es ganz 
gut, wenn, wie in der Rede des Herrn Bazille, einige 
Beispiele die tatsächliche Lage erkennbar machen. 

Ich möchte versuchen, Ihr Augenmerk auf das 
Problem der Hinterbliebenen- und der Waisenver-
sorgung zu lenken. Bei der Schaffung des Bundes-
versorgungsgesetzes im Jahre 1950 waren wir noch 
in einer Notzeit; das ist heute schon verschiedent-
lich gesagt worden. Die Hinterbliebenen der beiden 
Kriege haben sich damals mit der unzureichenden 
Versorgung abgefunden, weil sie die Hoffnung 
hatten, daß ihre Versorgung eines Tages besser 
werden könnte. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Preusker.) 

Aber in der Zwischenzeit haben sowohl die Regie-
rung als auch dieses Parlament in seiner Mehrheit 
nicht die Versorgung geschaffen, auf die die Hinter-
bliebenen einen Rechtsanspruch hätten. Es ist eine 
traurige Angelegenheit, daß im Bundeshaushalt auf 
Kosten der Kriegshinterbliebenen und auf Kosten 
der Waisen Millionen eingespart worden sind. 
Die Kriegshinterbliebenen wurden durch die man-
gelhafte Versorgung gezwungen, einer Erwerbs-
arbeit nachzugehen, gezwungen deshalb, weil, selbst 
wenn die Hinterbliebenen die Grundrente und die 
Ausgleichsrente bezogen, diese Mittel nicht aus-
reichten, um die Familie ordentlich zu ernähren. Die 
Frauen waren gezwungen, zu arbeiten, wenn sie 
ihre Kinder nicht Not leiden lassen und ihnen eine 
gute Berufsausbildung geben wollten. 

Wir wissen alle, daß diese Frauen, diese Hinter-
bliebenen, ein großes Maß an körperlicher und 
seelischer Leistung vollbringen mußten. Auch Frau 
Dr. Probst hat in ihrer Begründung des Gesetz-
entwurfes der CDU/CSU, DP darauf hingewiesen, 
welch außerordentlich wichtige Erziehungsaufgabe 
die hinterbliebenen Frauen bei ihren Kindern allein 
leisten mußten. Niemand hat ihnen geholfen. Hier 
muß ich dem Familienministerium einen sehr ern-
sten Vorwurf machen. Ich bedauere, daß der Herr 

Familienminister in der Zwischenzeit weggegangen 
ist. Warum haben wir ein Familienministerium, 
wenn es nicht in der Lage ist, diesen Halbfamilien, 
diesen Frauen, die nicht nur eine materielle, son-
dern in den Erziehungsfragen auch eine persönliche 
Hilfe so dringend nötig gehabt hätten, zu helfen? 
Das Familienministerium hat hier nichts getan. Mir 
ist jedenfalls nichts dergleichen bekanntgeworden. 
Soweit ich weiß, ist den Hinterbliebenen und den 
Waisen durch das Familienministerium weder in 
wirtschaftlicher noch in sozialpolitischer noch in er-
zieherischer Hinsicht eine wirkliche Hilfe gegeben 
worden. 

(Beifall bei der SPD.) 
Es nützt nichts, wenn im Grundgesetz steht, daß 

unser Staat die Familie unter seinen besonderen 
Schutz stellt. Das ist eine Deklamation, die Leben 
bekommen muß. Das heißt, wir müssen die Fami-
lie, besonders die Halbfamilie, von der sozialpoli-
tischen Seite her abschirmen. Ich glaube, hier ist 
nicht nur für die Normalfamilie, sondern eben auch 
ganz besonders für die Halbfamilie der Hinterblie-
benen viel zuwenig getan worden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben die ganze Sorge für die Erziehung der 
Kinder den Hinterbliebenen überlassen. 

Die Vertreter der Regierungsparteien weisen in 
der Öffentlichkeit stets darauf hin, daß die Frau 
keine Erwerbsarbeit annehmen, sondern zu Hause 
bleiben soll, um ihre Kinder ordentlich erziehen 
zu können. Aber dieselben Vertreter haben mit 
ihrem Bundesversorgungsgesetz die Frauen der Ge-
fallenen und Vermißten gezwungen, einer Erwerbs-
arbeit nachzugehen. 

(Abg. Arndgen: Da haben Sie doch mit

-

gestimmt!) 

— Natürlich haben wir mitgestimmt. 

(Abg. Arndgen: Na also!) 

Wir hatten andere Vorstellungen, Herr Arndgen. 
Wir wollten eine bessere Versorgung haben. Aber 
weil wir selbst das wenige an Leistungen nur mit 
Ihrer Mehrheit erreichen konnten, haben wir zu-
gestimmt. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Wir waren immer der Meinung, daß die Versor-
gung der Hinterbliebenen und der Waisen besser 
sein müsse, als sie zur Zeit im Bundesversorgungs-
gesetz festgelegt ist. 

Die Ungerechtigkeit dieses Bundesversorgungs-
gesetzes für die Hinterbliebenen liegt doch darin, 
daß den Frauen, wenn sie nun schon gezwungen 
sind, einer Erwerbsarbeit nachzugehen, von dem 
Einkommen, das sie haben, ein wesentlicher Teil 
angerechnet wird, so daß nicht die Frauen, nicht die 
Familien, nicht die Kinder die Gewinnenden aus 
dieser überhöhten Leistung der Frau sind, sondern 
der Bundeshaushalt, der seit 1950 Millionen und 
Millionen durch diese besondere Arbeitsleistung 
der Frau eingespart hat. Ich habe immer den Ein-
druck, daß das kein sittliches Verhalten des Staa-
tes ist. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Frau Schanzenbach 
Der Staat hat den Familien gegenüber eine größere 
Verpflichtung. 

Ich will Ihnen ein Beispiel dafür nennen, wie 
es sich auswirkt, wenn eine Frau, die Grundrente 
und Ausgleichsrente bezieht, einer Erwerbsarbeit 
nachgeht. Eine Stenotypistin, die ein Bruttogehalt 
von 400 DM hat und netto etwa 350 DM erhält, ver-
liert wegen dieses Einkommens ihre Ausgleichs-
rente, und zwar die volle Ausgleichsrente in Höhe 
von 95 DM. Sie verliert außerdem die Ausgleichs-
rente für ihr Kind in Höhe von etwa 40 DM, so daß 
die Waise statt 50 DM Ausgleichsrente wegen des 
Arbeitseinkommens der Mutter nur noch 10 DM 
Ausgleichsrente erhält. Der Staat steckt also von 
dem Arbeitseinkommen der Frau, das 350 Mark 
beträgt, etwa 135 Mark ein. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wenn diese Frau ein paar Mark mehr Einkommen 
bezieht, wird das Kind daraufhin keinen Anspruch 
auf Ausgleichsrente haben. Das bedeutet, daß auch 
kein Anspruch mehr besteht auf die Kosten für die 
Schul- und Berufsausbildung, denn die Gewährung 
von Schulgeld-, von Lehrmittelfreiheit, von Fahr-
geld, ist an die Gewährung von Ausgleichsrente 
gebunden. Durch die Anrechnungsbestimmungen 
ergeben sich außerordentliche Härten für die er-
werbstätigen Hinterbliebenen, die unter besonde-
rer Kraftaufwendung versuchen, ihre Familie wirt-
schaftlich in eine bessere Lage zu bringen. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Wir haben am 30. September dieses Jahres 
570 000 Waisen gehabt. Es ist hier schon gesagt 
worden, daß in den nächsten zwei Jahren etwa die 
Hälfte dieser Waisen aus der Versorgung ausschei-
det. Die Etatansätze für die Versorgung dieser Wai-
sen werden also geringer werden. Ich bin der Mei-
nung, daß diese Mittel für die zusätzliche Versor-
gung der Waisen und Witwen verwendet werden 
müßten. 

Wenn diese Frauen jetzt 10 Jahre und länger in 
der aufreibenden Erwerbstätigkeit stehen und von 
dem Tempo in der Industrie körperlich und seelisch 
ungeheuer beansprucht werden, besteht die Gefahr, 
daß sie dieses Arbeitstempo nicht mehr lange aus-
halten. Wir sollten deshalb Vorsorge treffen, daß 
die Frauen, ehe sie invalide werden, aus der Arbeit 
ausscheiden können. Das ist dadurch möglich, daß 
wir eine bessere Grundrente und durch Wegfall der 
Anrechnungsbestimmungen Erleichterungen schaf-
fen. Damit käme das Arbeitseinkommen der Frau 
der Familie und den Kindern — und nicht dem Bun-
deshaushalt — zugute. 

Wir haben in der Bundesrepublik einen erhöhten 
Wohlstand, und wir sollten auch den Anteil der 
Kriegsopfer an diesem Wohlstand erhöhen. Das 
können wir nur dadurch, daß wir in der in den 
drei hierzu eingebrachten Vorlagen angedeuteten 
Richtung gehen und die Grundrente verbessern. 
Das ist die einzige Möglichkeit, überhaupt eine 
wirkliche Verbesserung in die Kriegsopferversor-
gung hineinzubringen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Alles, was mit der Ausgleichsrente zu tun hat, ist 
nur eine Halbheit, bringt unangenehme Erschei-
nungen, bringt Demütigungen und Entwürdigungen 
mit sich. Nur wenn der Mensch einen Rechtsan-
spruch hat und weiß, womit er rechnen kann, wird 
die Unsicherheit von ihm genommen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch ein-
mal fragen: Was sagt denn der Herr Verteidigungs-
minister zu dieser Regelung für die Hinterblie-
benen? Ich kann mir nicht vorstellen, daß die  jun-
gen Soldaten und auch die älteren, die an einer 
Übung teilnehmen, gern sich dem Wehrdienst stel-
len, wenn sie wissen, daß ihre Familie, falls sie 
verunglücken sollten, der bittersten Not preisge-
geben ist. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Die vorliegenden Anträge bringen eine Verlagerung 
des Versorgungsrechts nach der richtigen Seite hin. 
Wir sollten alles tun, um die Grundrenten zu er

-

höhen und damit den Kriegsopfern einen größeren 
Rechtsanspruch zu geben. Wir sollten aber auch er-
reichen, daß die unangenehmen, unwürdigen und 
unberechtigten Anrechnungsbestimmungen fallenge-
lassen werden. 

Seien wir uns doch darüber klar, daß die Frauen, 
die ihre Männer verloren haben, für den Verlust 
an Lebensglück nicht entschädigt werden können, 
wie es auch für die Kinder keinen Ersatz dafür 
gibt, daß sie ohne Vater heranwachsen müssen. 
Aber in einer Zeit des wirtschaftlichen Wohlstandes 
sollten wir auf die Bedürfnisse der hinterbliebenen 
Familien die größte Rücksicht nehmen. Ich kann Sie 
deshalb nur darum bitten, Einsicht zu haben und 
dafür zu sorgen, daß den Beschädigten, aber auch 
den Hinterbliebenen und den Waisen, von unserer 
Gesellschaft das Recht zuteil wird, auf das sie An-
spruch haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP) : Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Ich glaube, unter den Abgeordne-
ten des Hauses, die sich für die Lösung der Pro-
bleme unserer Sozialpolitik verantwortlich fühlen, 
war niemand, der für die heutige Debatte nicht die-
selbe Atmosphäre absoluter parteipolitischer Neu-
tralität gewünscht hätte, wie wir sie im 1. Bundes-
tag für die Lösung der Probleme der Opfer des 
Krieges hatten. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Wohl jedes Mitglied dieses Hauses wird von dem, 
was aus dieser Debatte trotz aller Mahnungen ge-
worden ist, erregt sein. 

Opfer des Krieges sind Millionen, die heute noch 
die Schmerzen, die Leiden und andere Folgen des 
Krieges, nicht nur die materiellen, sondern vor 
allem die seelischen, zu tragen haben. Aber Opfer 
des Krieges sind nicht nur versehrte Soldaten von 
gestern, und ihnen gleichzustellen sind nicht nur die 
Soldaten, die heute durch Unfall oder sonst bei der 
Ausübung ihres Wehrdienstes beschädigt werden, 
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Frau Kalinke 
Opfer des Krieges sind doch vor unser aller Augen 
auch die vielen in unserem Volk, die die Heimat 
verloren haben, und die vielen, die noch auf die 
Vereinigung mit uns und auf eine gemeinsame 
Sozialpolitik für alle Deutschen warten müssen. 
Wenn man sich vorstellt, wie groß die Zahl der 
Alten und Einsamen unter den Opfern des Krieges 
ist, muß man sich doppelt verpflichtet fühlen, das 
Anliegen dieser Opfer nicht zum Anlaß parteipoli-
tischer Polemik zu nehmen. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Das Mitgefühl, die Sympathie und der Wille zum 
Helfen sind, wenn es um unsere Kriegsopfer geht, 
bei den Deutschen quer durch alle Parteien immer 
lebendig. Deshalb bedarf es gar keiner Ausein-
andersetzung in diesem Stil. Wir sollten weniger 
große Worte machen, auch weniger an die religiöse 
Verantwortung appellieren, sollten weniger Sprüche 
machen, sondern besser handeln. 

(Erneute Zustimmung bei den Regierungs-
parteien.) 

Nach den erregenden Wochen, in denen die Ge-
müter aufgeputscht wurden, sollten wir alles tun, 
um eine Beruhigung herbeizuführen. 

Wir sollten uns immer wieder daran erinnern, zu 
welchen Folgen in der deutschen Politik vergif-
tende, zerstörende, hetzerische, vielleicht nicht so 
gemeinte, nur in der Erregung der Stunde so ge-
sprochene Worte geführt haben, Folgen, an denen 
wir heute noch zu tragen haben. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Es erregt mich sehr, wenn ich an die Ausführun-
gen denke — und das ist der Grund, weshalb ich 
mich zu Worte gemeldet habe —, die der Kollege 
Bazille, mit dem uns doch eine gute und, wie ich 
meine, sehr verantwortungsbewußte Zusammen-
arbeit in vielen Jahren verbunden hat, heute 
glaubte machen zu müssen. 

Meine Fraktion hat sich sehr frühzeitig für die 
Erhöhung der Grundrenten und für die Fortsetzung 
der Reformarbeiten ausgesprochen und in aller 
Sachlichkeit auch mit den verschiedenen Meinun-
gen bei ihren Koalitionspartnern gerungen. Wir 
haben schon sehr frühzeitig darauf aufmerksam ge-
macht, daß die Sozialpolitik, wie es auch der Bun-
desminister für Arbeit im Schrifttum immer wieder 
betont hat, eine Einheit ist. Auch haben wir schon 
sehr früh gemahnt, immer wenn an das soziale Ge-
wissen anläßlich sozialer Reformen appelliert 
wurde, nicht den unendlich großen Fehler zu 
machen, die Kriegsopfer die Letzten sein zu lassen. 
Auch wenn wir in dieser Frage verschiedene Mei-
nungen im Hause hatten, sollten wir heute glück-
lich darüber sein, daß wir in der Ausschußarbeit an 
dieser Novelle einen gemeinsamen Weg beginnen 
können, auf dem wir, so meine ich, allen wesent-
lichen Anliegen der Kriegsopfer und ihrer Ver-
bände entsprechen können. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Frau Kollegin 
Kalinke, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen Schellenberg? 

Frau Kalinke (DP) : Das tue ich gern. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Frau Kollegin, Sie spra-
chen davon, daß allen wesentlichen Anliegen der 
Kriegsopfer durch den Gesetzentwurf, den auch 
Ihre Fraktion mit unterzeichnet hat, entsprochen 
werde. Glauben Sie wirklich, daß es das Anliegen 
der Kriegsopfer ist, auf eine Erhöhung der Lei-
stungen bis Juni 1960 warten zu müssen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Frau Kalinke (DP) : Nein, das glaube ich nicht, 
Herr Schellenberg. Ich verrate Ihnen kein Geheim-
nis, wenn ich sage, daß meine Freunde beim Unter-
schreiben des Antrags gerade wegen dieses 
Punktes besondere Sorge hatten. Ich gebe aber der 
Hoffnung Ausdruck, daß wir bei den Beratungen 
Wege finden werden, uns über eine Inkraftsetzung 
wenn möglich am 1. April, zum Beginn des Haus-
haltsjahres, oder gar über eine stufenweise Inkraft-
setzung zu verständigen. Wir werden über solche 
Wege mit dem Finanzminister und dem Arbeits-
minister sehr ernsthaft und sehr verantwortungs-
bewußt sprechen und dabei auch nicht vergessen, 
daß keine neuen Steuern etwa mit dem Argument 
„für die Kriegsopfer" erhoben werden dürfen. Das 
wäre für meine politischen Freunde unerträglich. 

Auch meinen Freunden wäre die Initiative des 
Ministers in dieser Frage lieber gewesen als das, 
was unserem jetzt gemeinsamen Antrag voran-
gegangen ist. Wir haben uns wiederholt an den 
Minister und unsere Freunde in der Koalition ge-
wandt und daran erinnert, daß die Grundsätze, auf 
die man sich bei der Rentenreform geeinigt hatte, 
in der Kriegopferversorgung nicht ohne weiteres 
beiseite geschoben werden können. 

Wir sind darin einig, daß die Anpassung sozialer 
Leistungen an den Kaufwert — wenn sie einmal 
versprochen ist — eine moralische und staats-
bürgerliche Verpflichtung für alle sein muß. Das 
muß vor allem für den Teil der Kriegsopfer gelten, 
für den Frau Kollegin Schanzenbach mit so warmen 
Worten gesprochen hat und an den das ganze 
Haus mit warmen Gefühlen denkt, den Kreis, der 
die Hilfe der Gemeinschaft am meisten nötig hat: 
die Witwen, die Waisen, aber auch die alten 
Eltern, Frau Kollegin Schanzenbach, und vor allem 
die Schwerbeschädigten, die an der erfreulichen 
Entwicklung unserer Wirtschaft keinen Anteil 
hatten. 

Was ich hier sage, wäre aber unvollständig, 
wenn ich nicht auch zum Ausdruck brächte, daß die 
Konzeption des Bundesministers für Arbeit, daß 
seine grundsätzliche Haltung bezüglich gezielter 
sozialer Leistungen auch die meine ist. Ich meine, 
daß diejenigen, die nicht in der Lage sind, einen 
Arbeitsplatz bei steigenden Löhnen und Gehältern 
auszufüllen oder einen selbständigen Betrieb wirt-
schaftlich erfolgreich zu führen, einen größeren An-
spruch auf Hilfe haben als etwa der andere Teil, 
der am Erfolg der erfreulichen Wirtschaftsentwick-
lung teilhat.  



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 84. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Oktober 1959 	4547 

Frau Kalinke 
Die Vorgeschichte dieses Gesetzes hat — da gebe 

ich den Kritikern recht — eine ganze Reihe psycho-
logischer Irrtümer erkennen lassen. Warum soll 
man nicht zugeben, daß es in der Politik, in der es 
menschelt, psychologische Irrtümer gibt! Das gilt 
nicht nur für die Kriegsopferversorgung. 

Aber Forderungen, die so stark an das Gewissen 
und an das Gemüt rühren, dürfen, wenn man ver-
antwortungsbewußt bleibt, nur begründet werden, 
wenn man auch die Realitäten sieht, die Fakten, die 
ihre Verwirklichung ermöglichen. Dabei, das muß 
ich allerdings sagen, ist das Unpopuläre oft weit 
gerechter als das im Massenstaat so leicht zu 
fordernde und so leicht zu versprechende hohe 
Maß totaler Sicherheit für alle. 

Herr Kollege Bazille hat sich über die Kühle 
beklagt, mit der das Haus so manche Ausführung 
bei der Begründung des Entwurfs aufgenommen 
hat. Wir wollen dankbar sein, daß es uns trotz 
mancher herausfordernder Worte gelungen ist, uns 
so in Zucht zu halten, daß wir bei der Diskussion 
über die Kriegsopferversorgung nicht ein unwür-
diges Schauspiel bieten. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Ich gebe ehrlich zu, daß das nicht ganz leicht war. 

Bei all der inneren Bedrängnis, die die Vorge-
schichte dieses Entwurfs bei uns hinterlassen hat, 
meine ich doch, daß die Konzeption, die wir als die 
Regierungsparteien heute hier vorlegen, durchaus 

) die Möglichkeit gibt, den Gedankengängen der Mit-
glieder der Kriegsopferverbände zu entsprechen. 
Den Vertretern der Kriegsopferverbände soll für 
ihre sachliche Mitarbeit auch von meinen Freunden 
Dank gesagt sein. Wir möchten diese Stunde aber 
nicht vorübergehen lassen, ohne besonders die 
Organisationsvertreter in diesem Hause herzlich 
und dringend zu bitten — wir möchten sie aber 
auch warnen —, bei ihrer polemischen Erörterung 
nicht dazu beizutragen, daß die Unruhe und die 
Unsicherheit größer wird. Wir bitten sie vielmehr, 
alles zu tun, um die wirklichen Absichten aller Mit-
glieder dieses Hauses bei ihrer Darstellung in den 
Reihen der Kriegsopfer deutlich zu machen. 

Auch ich, Herr Kollege Bazille, habe Herrn Pro-
fessor Gutmann noch vor wenigen Wochen in Bad 
Homburg bei der Tagung der Querschnittgelähmten 
gesprochen. Die Rehabilitation, von der Sie mit 
Recht gesprochen haben, wenn auch mit einem 
Nebenton, den ich nicht verstanden habe, ist unser 
aller gemeinsames Anliegen. Es ist aber zu beden-
ken, daß die Mittel für moderne Rehabilitations-
zentren schließlich von allen Bürgern aufgebracht 
werden müssen, auch von den Opfern des Krieges 
und den Beschädigten, die ja auch Steuerzahler 
sind. Deshalb wird einer Regierung, die guten Wil-
lens ist, und einer Opposition, die verantwortungs-
bewußt mitarbeitet, sicherlich die Möglichkeit ge-
geben sein, in der Fortentwicklung der Kriegsopfer-
versorgung, die wir alle anstreben, zu einer Ver-
besserung, zu einer Modernisierung — ich sage: 
im Rahmen des Möglichen — zu kommen. Unmög-
liches zu verlangen ist nicht nur unrealistisch, son-

dern ist unredlich, und unredlich sollten wir nicht 
sein. 

Es ist sicherlich ein großer Unterschied — ich 
habe die Besorgnis des Finanzministers sehr wohl 
gesehen —, ob man ein Gesetz am 1. Juni, am 
1. April oder zu einem anderen Zeitpunkt in Kraft 
setzt. Aber ich meine, man kann nicht von Weih-
nachten und nicht von Wahljahr sprechen, wenn 
wir sagen, daß wir das zu Beginn des neuen Haus-
haltsjahres bestimmt tun werden. Wir werden im 
Ausschuß auch über diese Frage sprechen. 

(Abg. Rasch: Sie wissen doch genau, daß 
die Umstellung so Lange dauert!) 

— Da  die Organisationen schon in etwa wissen, 
was herauskommen wird, können sie sich, recht-
zeitig vorbereiten, wenn wir mit dem ersten Durch-
gang im Ausschuß fertig sein werden. Wir können 
uns auch über einen Stufenplan der Inkraftsetzung 
unterhalten. Ich habe gar nichts dagegen. Über alle 
diese Dinge sollte man in großer Ruhe sprechen. 
Man sollte aber nicht über Kriegsopferprobleme 
sprechen und in dem Zusamenhang der Regierung 
oder den Regierungsparteien „die Verunglimpfung 
deutscher Soldaten" vorwerfen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe Sie gefragt, Herr Kollege Bazille, wer 
denn die deutschen Soldaten beschimpft hat;  Sie 
haben nicht darauf geantwortet. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben uns zwar etwas von Ihrem Weg zur 
Sozialdemokratischen Parteierzählt. Das ist mensch-
lich verständlich, sympathisch und gar kein Anlaß 
zur Auseinandersetzung. Aber es hat mich sehr in-
teressiert, daß Sie 'im 'selben „Vorwärts" zu den 
vertretbaren Forderungen der Kriegsopferversor-
gung geschrieben haben, „der Gesetzgeber" — ich 
darf das vorlesen, Herr Präsident — habe „Art und 
Ausmaß der Entschädigung untergerechter Ab-
wägung aller Interessen der Allgemeinheit und der 
Beteiligten" zu bestimmen. Diese gerechte Abwä-
gung aller Interessen meine ich, wenn ich in diesem 
Hause immer wieder darauf hinweise, daß den Preis 
der sozialen Leistungen — sei es für die Versorgun-
gen, Versicherungen mit Staatszuschüssen oder für 
andere soziale Hilfen — auch die Kriegsopfer, ja 
alle Bürger gleichermaßen bezahlen müssen. Was Sie 
aber getan haben, indem Sie den Vorwurf erhoben, 
deutsche Soldaten seien beschimpft worden — Herr 
Kollege Bazille, ich hoffe, Sie regen sich jetzt nicht 
so auf, wie ich mich aufgeregt habe —, das hätten 
Sie besser unterlassen sollen. Ich erinnere mich 
noch sehr genau der Beschimpfungen, denen im 
ersten gewählten niedersächsischen Landtag, dem 
ich nach 1945 angehört habe, meine politischen 
Freunde und diejenigen von Ihren Parteifreunden 
ausgesetzt waren, die als Witwen von Soldaten da-
mals darum baten, eine Unterstützung zu bekom-
men. Ihre Kollegin aus Niedersachsen  und auch 
Frau Schanzenbach werden es Ihnen bestätigen. 
Frau Schanzenbach wird dabei Unterschiede fest-
stellen, wenn sie das badische Versorgungsgesetz 
und das des  Landes  Niedersachsen, wo Ihre Freunde 
damals die Regierung führten, nüchtern und rea- 
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listisch betrachtet. Ich will nur ganz sachlich an 
diesen Tatbestand erinnern und hier nicht das tun, 
was Sie getan haben. Aber ich möchte Sie  warnen, 
jemals wieder Vertretern politischer Parteien, die 
sich für die  Ehre der deutschen Soldaten in einer 
Zeit eingesetzt haben, als man ,es ihnen sehr schwer 
gemacht hat ich gehöre zu ihnen —, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

solche Dinge zu sagen. 

In demselben „Vorwärts", in dem Sie die Regie-
rung angegriffen und über die Kriegsopferversor-
gung geschrieben haben, stand nämlich auch jenes 
schreckliche Gedicht vom „Ruhm der Soldaten" von 
Lestiboudois, das Sie kennen und dessen erschrek-
kende Verse so viele Soldaten in aller Welt be-
leidigt haben. Lizenzträger des „Vorwärts" waren 
Dr. Kurt Schumacher, Fritz Heine und Alfred Nau. 
Sie können dieses Gedicht in der Nr. 2 des Jahr-
gangs 1 vom 18. September 1948 des „Vorwärts", 
des Zentralorgans der Sozialdemokratischen Partei, 
nachlesen. 

(Zuruf des Abg. Ritzel.) 

Da können Sie außer anderen Versen folgendes 
lesen: 

Sie standen in Frankreich und Polen, 
sie standen an Wolga und Don, 
sie haben geraubt und gestohlen 
und wissen jetzt gar nichts davon. 
Das ist der Ruhm der Soldaten, 
Helden in Saus und Braus, 
und alles, was sie taten, 
löffeln wir jetzt aus. 

Das stand im „Vorwärts", dem Zentralorgan der 
Sozialdemokratischen Partei. 

(Pfui-Rufe von der Mitte.) 

— Bitte, meine Herren Kollegen, seien Sie ruhig. 
Ich habe mich erst sehr erregt; es ist aber wenig 
nützlich, sich zu erregen. 

Man soll, wir alle gemeinsam, in der Politik ler-
nen; man soll nicht vergessen, was uns die Ge-
schichte lehrt. Sie hat uns viel Böses gelehrt. Die 
Schatten der Vergangenheit sind noch nicht ver-
schwunden, das Böse der Vergangenheit ist noch 
nicht wiedergutgemacht, und die Wunden der Ver-
gangenheit sind noch nicht geheilt. Ich habe heute 
manche Töne gehört — auch von dem Sprecher der 
Freien Demokratischen Partei —, die mich an Töne 
erinnert haben, die ich in meiner Jugend mit 
Schrecken und Sorgen vernommen habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Frau Kollegin Probst hat von der konsequen-
ten Weiterentwicklung der 6. Novelle gesprochen. 
Wir bekennen uns dazu. Wir wissen, daß die Sozial-
politik eine permanente Aufgabe ist, daß es bei ihr 
niemals einen Schlußstrich gibt und daß ein Zurück 
nur sehr schwer möglich ist. 

Wir wollen heute keine Einzelheiten diskutieren; 
allerdings wurde das schon begonnen. Meine Freun-
de in der Fraktion der Deutschen Partei meinen, 
daß, auch wenn der Etat für die  Was  und Witwen 
geringer wird, das Problem der alten Menschen und  

der alten Eltern noch nicht gelöst ist. Wir wissen, 
daß den Hinterbliebenen unse re  ganz besondere 
Sorge zu gelten hat. Es wird unsere gemeinsame 
Aufgabe sein, immer wieder zu versuchen, die Be-
stimmungen über die Anrechnung so zu verbessern, 
daß sie tragbar sind. Dabei muß aber der Anreiz 
zur Arbeit und die Freude an der eigenen Leistung 
denen erhalten bleiben, für die die Leistung trotz 
aller Beschädigung ein wichtiges Element ihrer 
Lebensfreude und ihrer Lebenskraft ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn wir uns bemühen, in einem solchen Geiste 
die Probleme der Kriegsopferversorgung gemeinsam 
zu lösen, werden wir trotz aller Gegensätze wahr-
scheinlich sehr bald eine gute Novelle zum Gesetz 
verabschieden können, die den Kriegsopfern und all 
denen eine vernünftige Lösung der Probleme bringt, 
die geduldig, das muß auch ausgesprochen werden, 
all die häßlichen Vorgänge in der Vergangenheit 
erlebt haben, ohne sich aufputschen zu lassen. 

Herr Bazille hat zum Schluß noch gemeint, er 
müsse an die Ostzone erinnern, an unsere besetzte 
Heimat im deutschen Osten, und er müsse das, was 
die Bundesrepublik in der Sozialpolitik tut, verglei-
chen mit dem, was sich an Gleichschaltung in der 
Ostzone jeden Tag von neuem tut und was die Men-
schen von dort in die Freiheit des Westens jagt. 
Auch das, Herr Kollege Bazille, sollten Sie nicht 
tun. Genausowenig sollten Sie die Story vom 
Bruder aus Amerika erzählen, der ein Geschenk 
bringt, das dann angerechnet wird. Ich möchte das 
Versorgungsamt und den Fall kennen und wissen, 
wann und wo ein Bruder seiner Schwester einen 
Geldbetrag geschenkt hat, den ein Versorgungsamt 
auf die Leistungen angerechnet hat! 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

So sollte man nicht Sozialpolitik betreiben. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst mit einem Satz 
auf das eingehen, was Frau Kollegin Kalinke 
in Erinnerung brachte, nämlich auf jenes 
Gedicht, das im September 1948 in der 
sozialdemokratischen Zeitung „Vorwärts" erschie-
nen ist. Ich glaube Frau Kalinke sagen zu dürfen, 
daß dieses Gedicht durchaus nicht den Beifall der er-
drückenden Mehrheit der Sozialdemokratischen Par-
tei, ihrer Mitglieder und ihrer Anhänger gefunden 
hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Ja, wie kommt es denn 
da hinein? — Abg. Arndgen: Das hört man 

gern!) 

— Das ist eine Selbstverständlichkeit, Herr Kollege 
Arndgen. — Sie dürfen auf der anderen Seite zwei 
andere Tatsachen nicht vergessen. Die eine Tat-
sache ist die Zeit und die Erinnerung an die Zeit, in 
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Ritzel 
der dieses Gedicht geschrieben wurde; die zweite 
Tatsache ist die, daß im Hause der Sozialdemokra-
tischen Partei viele Wohnungen sind und daß bei 
uns Demokratie herrscht, die nicht nach einer be-
stimmten Richtung ausgerichtet ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Wir setzen uns ehrlich und sauber miteinander aus-
einander und ziehen daraus die Schlüsse, die im 
Gesamtinteresse liegen. Es ist merkwürdig, daß nun 
meiner Erinnerung nach mindestens zum dritten Mal 
dieses mißlungene Gedicht von 1948 hier im Hause 
strapaziert wird 

(Zuruf von der SPD: Zur Stimmungsmache!) 

und daß Sie gar kein anderes Beweismaterial beizu-
bringen vermögen als eben das. 

(Abg. Rasner: Vorsichtig! Vorsichtig!) 

Aber, meine Damen und Herren, die Dinge lie-
gen ja heute viel zu ernst, als daß die Erinnerung 
an ein mißlungenes Gedicht angebracht ist, das nun 
elf Jahre zurückliegt. Wir haben uns heute mit 
den Tatsachen, die durch den Gesetzentwurf der 
CDU und DP geschaffen werden sollen, auseinan-
derzusetzen. Hier zieht sich wie ein roter Faden 
durch die Unterhaltung, die wir heute in diesem 
Hohen Hause pflegen, vor allem die Frage der 
Terminverschiebung, auf die zuerst der Herr Bun-
desfinanzminister hier eingegangen ist. 

Wenn man einmal unter dem Gesichtspunkt der 
Haushaltsauswirkungen prüft, welche Gedanken 
dahinterstecken können, kommt man zwangsläufig 
zu der Feststellung, daß es sich um den Versuch 
handelt, mit einem möglichst geringen Aufwand 
durchzukommen. Dieser Terminbestimmung des 
1. Juni 1960 liegt ohne jeden Zweifel auch ein 
Stück von, na, ich möchte sagen: angewandter 
Wahlpsychologie zugrunde. Die Wirkung der ge-
planten Erhöhung tritt etwa ein Jahr vor der Bun-
destagswahl ein. Offensichtlich wird dabei auf die 
Vergeßlichkeit der Masse, auf die es in diesem 
Falle ankommt, spekuliert. Offensichtlich wird da-
bei der Versuch gemacht, mit einer Methode durch-
zukommen, die zahlenmäßig nachzuprüfen sich 
wohl verlohnt. 

Frau Kalinke hat soeben den sehr interessanten 
Versuch gemacht — und ich kann ihr das nach-
fühlen, nachdem ihre Unterschrift mit unter diesem 
Antrag steht —, sich von der Terminbestimmung 
des 1. Juni 1960 etwas abzusetzen. Frau Dr. Probst 
war in dieser Beziehung etwas tapferer, sie hat 
sich eigentlich vorbehaltlos zu dem Termin des 
1. Juni 1960 bekannt. 

(Abg. Schneider [Bremerhaven] : Sie darf 
doch eine eigene Meinung haben!) 

— Natürlich, soll sie auch! Mich interessiert nur, 
und ich wäre Frau Dr. Probst — ich sehe sie im 
Augenblick nicht — dankbar, wenn sie die Freund-
lichkeit hätte, mir in diesem Zusammenhang eine 
Frage zu beantworten: Glaubt Frau Dr. Probst, daß 
sie bei der Festsetzung dieses Termins auf die Zu-
stimmung der Beteiligten, nämlich der Kriegs-
beschädigten, rechnen kann? Ich glaube, das wird 
nicht der Fall sein. 

Nun einige Bemerkungen zu den Ausführungen 
unseres verehrten Herrn Bundesfinanzministers. 
Ich habe mich gefreut, daß wir endlich einmal aus 
seinem berufenen Munde gehört haben, daß wir im 
Rechnungsjahr 1959 einen gegenüber den Ansätzen 
des Haushaltsplanes erhöhten Steuereingang von 
etwas mehr als 1 Milliarde DM zu erwarten ha-
ben, und ich war überrascht, den Darlegungen des 
Herrn Bundesfinanzministers entnehmen zu müs-
sen, daß er für die Erhöhung der Kriegsopferver-
sorgung wiederum keinen anderen Ausweg als den 
der Erhöhung von Steuern sieht. 

Ich glaube, wir sind es den Kriegsopfern und uns 
selbst schuldig, Klarheit über die Entwicklung der 
Verhältnisse zu schaffen und uns einmal zu fragen, 
in welchem Ausmaß die Kriegsopfer an den segens-
reichen Wirkungen des sogenannten bundesdeut-
schen Wirtschaftswunders teilhaben. Ich habe mir 
aus dem Haushalt einige Zahlen herausgezogen, 
die ich Ihrer Aufmerksamkeit empfehlen darf. Der 
Versorgungsaufwand für Kriegsopfer betrug in den 
Jahren 

1953 2,98 Milliarden DM, 
1954 2,89 Milliarden DM, 
1955 3,44 Milliarden DM, 
1956 3,58 Milliarden DM, 
1957 3,59 Milliarden DM, 
1958 3,56 Milliarden DM, 
1959 3,33 Milliarden DM. 

Meine Frage in diesem Zusammenhang lautet: Wo 
bleiben trotz der 5. und 6. Novelle die Auswirkun-
gen des Wirtschaftswunders zugunsten der Kriegs-
opfer? 

Eine zweite Frage: Was bringt der Antrag Probst, 
d. h. der Antrag der CDU/CSU und der DP, den 
Kriegsopfern wirklich? Gestatten Sie mir, daß ich 
die Zahl, die von dem Herrn Bundesfinanzminister 
von Anfang an in die Erörterung geworfen wurde, 
mit den Zahlen vergleiche, die sich hier ergeben. 
Der Herr Bundesfinanzminister ließ verlauten 
das ist also die ganze Zeit hindurch auch die Platt-
form für die Überlegungen unseres sehr verehrten 
Bundessozialministers gewesen —, daß für die Ver-
besserung der Kriegsopferversorgung im Jahre 1959 
550 Millionen DM zur Verfügung gestellt werden 
könnten. Das Datum, das auch im ersten Regie-
rungsentwurf genannt wurde, war der 1. Juni. Hier-
auf war zunächst einmal in gewissem Sinne abge-
stellt, und im übrigen wäre es den Ergebnissen der 
Beratung vorbehalten geblieben. 
Wenn Sie angesichts der im Gespräch genannten 

Terminierung für die Wirksamkeit der geplanten 
Neuregelung zum 31. Dezember 1961 — vorher sol-
len ja keine neuen Forderungen mehr erhoben wer-
den dürfen sich einmal die Mühe machen, die 
Verwendung von 550 Millionen pro Jahr in Ver-
gleich zu setzen mit dem, was aus dem neuen Vor-
schlag hervorgeht, und dabei diese Terminfest-
setzung berücksichtigen, dann kommen Sie zu einem 
sehr interessanten Ergebnis. Wenn Sie aus 550 Mil-
lionen ab 1. Juni 1959 bis zum 31. Dezember 1961 
eine Mehraufwendung zu leisten hätten, dann hät-
ten Sie 31 Monate à 46 Millionen DM zu finan-
zieren. Das wäre in 31 Monaten, also bis zum 
31. Dezember 1961, ein Aufwand von 1420 Millionen. 
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Nun kommt der Antrag Probst,  Er sieht eine Jah-

resmehraufwendung von 1050 Millionen vor. Er 
würde, ab 1. Juni 1960 in Kraft gesetzt bis zum 
31. Dezember 1961, also in insgesamt 19 Monaten, 
einen durchschnittlichen Monatsaufwand von 87,5 
Millionen, eine gesamte Mehraufwendung von 
1666,5 Millionen, also 1,66 Milliarden, bedeuten. 

Wenn Sie das in Vergleich setzen mit dem, was 
der Herr Bundesfinanzminister zuerst offeriert hat: 
jährlich 550 Millionen mehr, kommen Sie zu dem 
Ergebnis, daß in dem genannten Zeitraum nach dem 
Antrag Probst 243,5 Millionen mehr zur Verfügung 
gestellt würden, als wenn die 550 Millionen ab 
1. Juni 1959 gewährt worden wären. Dieser Betrag 
von 243,5 Millionen ist etwas weniger, als die Er-
sparnis auf Grund des Wegfalls von Kriegswaisen 
und auf Grund des Sterbens von Kriegsbeschädigten 
und Kriegerwitwen betragen wird. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß wir im Jahres-
haushalt 1959 eine Einsparung auf diesem Gebiet 
von 238 850 000 DM zu verzeichnen haben, die der 
Herr Bundesfinanzminister anderweitig verplant 
oder in die 550-Millionen-Reserve gesteckt hat, die 
aber nunmehr nicht für die Kriegsopfer Verwen-
dung finden sollen. 

Nun müssen wir die Dinge einmal zu anderen 
Haushaltsansätzen in Vergleich setzen. Ich darf Sie 
noch einmal an das erinnern, was ich Ihnen in bezug 
auf die Leistungen für die Kriegsopfer sagte: zu-
letzt im Jahre 1959 3,33 Milliarden. 

Auch getragen von der Sorge, daß der Herr Bun-
desfinanzminister, da nach seiner Meinung der 
außerordentliche Haushalt '1959 nicht bedient wer-
den kann, sogar die dort enthaltenen 500 Millionen 
in den ordentlichen Haushalt für den Einzelplan 14 

Verteidigungsministerium — bringen und sie 
dort decken will, wie sein Vorgänger es getan hat, 
habe ich mir einmal die Zahlen herausgezogen, um 
sie mit den nicht vom Wirtschaftswunder erfaßten 
Leistungen zugunsten der Kriegsopfer zu ver-
gleichen. 

Die Haushaltsansätze des Einzelplans 14 — Ver-
teidigung — bewegen sich von 1953 — ich will nicht 
alle Zahlen nennen, um Sie nicht zu langweilen — 
mit 5,52 Milliarden über 1956 mit 7,55 Milliarden 
bis 1959 mit 10 994 Millionen, also rund 11 Mil-
liarden. 

Wenn der Herr Bundesfinanzminister in seinem 
verständlichen Bestreben, nach Deckung zu suchen, 
einmal den Versuch machte, sich mit seinem Kol-
legen Strauß über die realen Zahlen auseinander-
zusetzen, die in diesem Rechnungsjahr feststellbar 
sind, könnte er vielleicht etwas ganz Interessantes 
erleben. Ich habe mir einmal die Mühe gemacht, die 
Monatsziffern dieses Jahres seit dem 1. April 1959 
herauszuziehen. Es sind monatlich im Durchschnitt 
552,6 Millionen DM vom Bundesverteidigungsmini-
ster beansprucht worden, im ganzen vom April bis 
zum Ende September 3 315 935 000 DM. Rechnet 
man zu diesen rund 3,3 Milliarden DM die in der 
zweiten Hälfte des Haushaltsjahres, bis zum 
31. März 1960 zu erwartenden Ausgaben — er-
fahrungsgemäß kann man von einem monatlichen 

Betrag von 600 Millionen DM ausgehen — hinzu, 
so ergibt sich ein Gesamtverbrauch von 6,9 Mil-
liarden DM, während dem Bundesverteidigungs-
minister nach Berücksichtigung der künstlichen 
Verrechnungen in Einzelplan 14 8,5 Milliarden DM 
zur Verfügung stehen. Sehr verehrter Herr Bundes-
finanzminister, ich glaube, es ist möglich, im Be-
reich des Einzelplans 14 eine echte und sehr wirk-
same Ersparnis herbeizuführen, die in Verbindung 
mit den zu erwartenden Steuermehreinnahmen von 
mehr als 1 Milliarde DM eine ganz andere Termi-
nierung des Inkrafttretens der Neuregelung der 
Kriegsopferversorgung erlauben würde. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat zu Beginn der 
Beratungen darauf hingewiesen, es sei in diesem 
Jahr — auch nach Auffassung der Bundesbank — 
nicht möglich, die geplante Anleihe in Höhe von 
3 Milliarden DM oder einen Teilbetrag davon unter-
zubringen. Er meint, mit den Steuermehreinnahmen 
von rund 1 Milliarde DM verringere sich der Kapi-
talbedarf auf 2 Milliarden DM, und man müsse 
nachher sehen, wie man diese 2 Milliarden DM 
beschaffe. Wenn man die 500 Millionen DM, die 
zugunsten des Einzelplans 14 auf Pump aufgenom-
men werden sollen, abzieht, bleiben nur noch 1,5 
Milliarden DM. 

Ich halte es für notwendig, daß sich die deutsche 
Volksvertretung auch in diesem Zusammenhang 
einmal, da es sich ja um eine Politik handelt, die 
seit zehn Jahren betrieben wird, Rechenschaft 
darüber gibt, was gegenüber der von dem Herrn 
Bundesfinanzminister dargelegten Unmöglichkeit 
einer Kapitalbegebung zugunsten der Bundes-
republik auf dem Gebiet der Schuldenlast der ge-
samten öffentlichen Hand festzustellen ist. Herr 
Bundesfinanzminister, Ihnen sind die Zahlen ge-
läufiger als mir. Ich habe sie aus Ihren Unterlagen 
zusammengestellt. Nach dem Stand vom 31. März 
1958 haben wir eine schwebende Schuld von 5,5 
Milliarden DM, eine fundierte Schuld von 16,5 Mil-
liarden DM, im ganzen rund 22 Milliarden DM. Der 
Bund ist an der Neuverschuldung in der Bundes-
republik Deutschland im Vergleich Bund, Länder 
und Gemeinden — das ist für die Probleme, die hier 
mit zur Diskussion stehen, wichtig — mit 12 % 
beteiligt, die Länder mit 33 %, die Gemeinden mit 
55 % . Im Gesamtsteueraufkommen sind die Relatio-
nen umgekehrt. Nach den Zahlen für das Jahr 
1958 ist der Bund am Gesamtsteueraufkommen mit 
53,6 % beteiligt, die Länder mit 27,8 %, die Ge-
meinden mit 14,1 % und der Lastenausgleich mit 
dem Rest. Angesichts dieser Verteilung des Steuer-
aufkommens und angesichts dieser Beteiligung des 
Bundes an der Gesamtschuldenlast ist es eine 
Ehrenpflicht des Deutschen Bundestages, hier, wo 
es um die Versorgung der Kriegsopfer geht, die 
mehr als nur Geld und Geldeswert, nämlich ihre 
Gesundheit bzw. ihre Angehörigen verloren haben, 
bei der Verwendung der Steuern, also bei der Auf-
teilung des Kuchens, der zur Verfügung steht, an-
dere Maßstäbe anzulegen, als es bisher geschehen 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann müssen 
Sie das Grundgesetz ändern!) 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode -- 84. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Oktober 1959 	4551 

Ritzel 
Ich erinnere an das, was einer der Redner des heu-
tigen Tages gesagt hat: Angesichts der Tatsache, 
daß der Herr Bundeskanzler seit zehn Jahren die 
Richtlinien der Politik bestimmt, hätte man in den 
vergangenen Jahren das berücksichtigen müssen, 
was wir oft genug gesagt haben, daß nämlich den 
deutschen Kriegsopfern eine andere Würdigung zu-
teil werden müßte, als es bis zur Stunde geschehen 
ist. Ich kann nur hoffen, daß in den bevorstehenden 
Ausschußberatungen eine Front hervortritt, die eine 
Mehrheit in dem Hohen Hause dafür zu bilden ver-
mag, daß der Termin des 1. Juni 1960 gestrichen 
und das baldige Inkrafttreten einer vernünftigen 
Regelung vor allem auf dem Gebiet der Grundrente 
vorgesehen wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort  hat  der 
Herr Bundesminister der Finanzen. 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Präsi

-

dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte ein we-
nig auf die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Ritzel, der ja ein Experte auf dem Gebiet des 
Haushaltsrechts ist, eingehen. Herr Kollege Ritzel, 
Sie haben uns vorgeworfen, daß die Terminierung 
1. Juni 1960 nichts anderes als eine Wahlpsychose 
sei. Nun, bei dem persönlichen Verhältnis, das wir 
zueinander haben, darf ich Ihnen versichern, daß ich 
diese Idee zum erstenmal aus Ihrem Munde gehört 
habe. Ich darf Ihnen versichern, daß diese Zeitwahl 
zu keiner Sekunde mit einer Wahlpsychose etwas 

) zu tun hatte. Ich würde mich schämen, so zu denken. 
Ich bitte, es mir aber auch nicht zu unterstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bitte, zu akzeptieren, daß ich das, was Sie mir 
sonst mit Recht vorhalten: daß ich für einen Haus-
haltsausgleich zu sorgen habe, daß ich keine Aus-
gabe ohne Deckung zu machen habe, auch hier 
realisiere. 

Sie haben mir gesagt: Für dieses Gebiet bitte 
keine Steuererhöhung. Und zu einem späteren Zeit-
punkt haben Sie im Widerspruch dazu gesagt: Der 
Bundesfinanzminister weiß nichts anderes als eine 
Steuererhöhung anzubieten. Nein, ich biete keine 
Steuererhöhung an. Die von mir vorgeschlagene Lö-
sung vermeidet ja gerade die Steuererhöhung. Ich 
habe Verständnis dafür, daß die Krigesopfer die 
Mehrleistungen, die sie haben wollen, nicht mit 
einer Steuererhöhung verquickt wissen wollen. 
Wenn ich mein Köpfchen angestrengt habe, um zu 
einer Lösung zu kommen, die mir wenig Dank ein-
trägt, dann aus dem Bestreben eines ehrlichen 
Mannes, hier eine Brücke zu einer Möglichkeit zu 
bauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber kein Mensch weiß besser als Sie, Herr Kol-
lege Ritzel, daß ich gar nicht anders kann, als für 
eine Deckung in der von mir vorgeschlagenen Art 
zu sorgen. 

Worum geht es? Wie Sie wissen, habe ich im 
Haushalt des Jahres 1959 ein Loch von 3 Milliarden 
DM, einen Fehlbetrag im außerordentlichen Haus-

halt, den ich decken muß. Ich habe nichts anderes 
gesagt, als daß die Steuermehreinnahme von rund 
1 Milliarde DM dazu dienen müsse, dieses Loch von 
3 auf 2 Milliarden DM zu verkleinern, weil es an-
gesichts der Lage des Kapitalmarkts sehr schwer 
oder unmöglich ist, über ihn 3 Milliarden DM zu 
decken; es ist schon sehr schwer, auf diesem Wege 
2 Milliarden DM aufzubringen. Das habe ich erklärt 
im Hinblick auf die Bundesbank, gar nichts anderes. 
Mir liegt der Text der Rede vor. Ich habe wörtlich 
gesagt: 

Die Mittel für einen außerordentlichen Haus-
halt von 3 Milliarden DM sind anscheinend ... 
für den Bund nicht zu beschaffen. Das ist nicht 
nur mein Eindruck, sondern auch die Meinung 
der Deutschen Bundesbank und der führenden 
Kreditbanken im Bundesanleihekonsortium. 

Die Steuermehreinnahme ist für die Deckung des 
Haushalts 1959 also einfach nötig, wenn ich nicht 
in Schwierigkeiten kommen will. 

Nun haben Sie — das ist allerdings eine wieder-
holende Erklärung — als Ausweg wieder einmal 
auf den Verteidigungshaushalt verwiesen. Leider 
haben Sie, Herr Kollege Ritzel, so getan — ich be-
daure das; denn Ihnen sind die Zahlen gegen-
wärtig —, als ob es sich beim Haushalt des Ver-
teidigungsministers um ungefähr 11 Milliarden DM 
handelt. 

(Abg. Ritzel: 8,5 Milliarden DM!) 

— Sie haben gesagt: 10,8, also ungefähr 11 Mil-
liarden DM. 8,5 Milliarden DM sind der richtige 
Betrag. Das ist ein Riesenunterschied. Wir haben 
im Haushalt formell 11 Milliarden DM stehen ge-
habt. Wir haben Einsparungen von 2,5 Milliarden 
DM gemacht. Das ergibt praktisch 8,5 Milliarden DM. 

Nun können Sie sagen, und Sie haben es gesagt, 
der Kollege Strauß gibt diese 8,5 Milliarden DM 
nicht aus. Sie haben gesagt, er werde ungefähr 
7 Milliarden DM ausgeben, und meinen, er würde 
1,5 Milliarden DM ersparen. Verehrter Herr Kol-
lege Ritzel, Sie können davon überzeugt sein, daß 
ich, bevor ich mich zu dieser Frage der Kriegs-
opferversorgung stellte, auch diesen Weg sehr ge-
wissenhaft untersucht habe. Ich kann Ihnen ver-
sichern, daß der Kollege Strauß — er hat mir das 
begründet dargelegt — der Auffassung ist, 8,5 Mil-
liarden DM zu brauchen. Sie kennen da ein Stich-
wort, viel mehr kann ich hierzu nicht sagen. Die 
Lösung des Problems der Kriegsbevorratung wird 
diese Ausgabe ohne weiteres erforderlich machen. 
Verehrter Herr Kollege Ritzel, es geht nicht an, daß 
Freunde Ihrer Fraktion bei großen internationalen 
Auseinandersetzungen sagen: Den Wehrgedanken 
bejahen wir, wir sind dafür, daß wir uns ver-
teidigen, während andere Kollegen bei der näch-
sten Gelegenheit sagen: Das Geld dafür aber geben 
wir nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auf Grund dieser Möglichkeit habe ich also das 
Geld haushaltstechnisch nicht, ich mußte eine andere 
Lösung suchen. Das habe rich  versucht. Sie haben so-
eben eine Prozentrechnung aufgemacht, daß meine 
Ersparnisse im wesentlichen das brächten, was Frau 
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Probst oder jetzt die Fraktion zusätzlich mit ihrem 
Antrag fordert. — Ja, das ist das Geheimnis, aber 
ganz natürlich! Ich muß das Geld ja irgendwo her-
holen. Entweder habe ich Sie alle belogen und noch 
geheime Schätze gehabt, oder ich habe die Wahrheit 
gesagt; dann muß das Geld irgendwie durch eine Um-
disposition aufgebracht werden. Diese Umdisposition 
ist völlig eindeutig. Zunächst bringt uns die Termin-
verschiebung um ein Jahr in  den Besitz von 600 Mil-
lionen DM, nämlich die  460 Millionen des Jahres 1959, 
dazu noch zwei Monate des Haushaltsjahres 1960. 
Das sind rund 600 Millionen. Diese 600 Millionen DM 
verbrauche ich, wenn ich den Plafond — 550 Millio-
nen, die ich ja an sich vorgesehen hatte —dazurechne, 
im Jahre 1960 nicht in voller Höhe. Das wären dann 
1010 Millionen DM, ich brauche nur 875 Millionen DM, 
ich behalte 135 Millionen DM übrig. Die Nichtausgabe 
1960, die Nichtausgabe 1961, der Plafond 1961 und 
diese 135 Millionen DM ergeben im Jahre 1961 nur 
941 Millionen DM, also 100 Millionen DM weniger, 
als für die von Frau Probst beantragten Ausgaben 
gebraucht werden. Im Jahre 1962 spare ich 324 Mil-
lionen DM ein plus 550 Millionen DM gleich 874 Mil-
lionen DM. Es fehlen mir da sogar 200 Millionen DM; 
wir werden sie zusätzlich aus allgemeinen Einnahmen 
decken müssen. Als Finanzminister glaube ich aller-
dings, das bei einem Etat von 40 Milliarden DM ver-
treten zu können. 

Nun haben Sie hier etwas polemisiert, verehrter 
Herr Kollege Ritzel. Ich bin kein Freund der Polemik. 
Das ist ganz wirkungsvoll, ganz unterhaltsam, aber 
wir haben so schrecklich polemische Zeiten hinter 
uns: lassen wir das doch! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben gefragt: Welchen Anteil haben denn die 
Kriegsopfer am Wirtschaftswunder genommen? Nun, 
ich bin  der letzte, der behauptet, daß das schreckliche 
Schicksal, das jedes Kriegsopfer erlitten hat, über-
haupt durch Geld ablösbar sei. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin auch der letzte, der sagt, daß inzwischen nach 
der geldlichen Seite hin genug geleistet worden sei. 
Ich bin gar nicht der Meinung. Aber es ist mehr ge-
leistet worden, als Sie soeben behaupteten. Sie haben 
soeben Zahlen genannt, die nicht ganz korrekt waren; 
sie haben nur ungefähr gestimmt; ganz genau waren' 
sie nicht. 

(Abg. Ritzel: Ich habe aus dem Haushalt 1959 
verlesen!) 

— Ich habe die Zahlen hier. Im Jahre 1950 betrug die 
Zahl der Kriegsopferversorgungsberechtigten rund 
4 Millionen, im Jahre 1959 waren es noch rund 
3 1 /2 Millionen. Es ist interessant, daß heute alle Red-
ner immer noch so getan haben, als ob es immer noch 
4 Millionen wären. Das ist einfach nicht richtig. 

(Zurufe.) 

Es sind ja weniger geworden. 

Nun sind die Aufwendungen in dieser Zeit, ,also 
bei sinkender Zahl der Versorgungsberechtigten — 
ich wiederhole: von 4 Millionen auf 3 1/2 Millionen — 
in  Geld gerechnet von rund 2,3 Milliarden auf rund  

3,7 Milliarden im Jahre 1959 gestiegen. Das ist pro 
Kopf der Versorgungsberechtigten gerechnet ein An-
stieg des Betrages von rund 600 auf rund 953 DM. 
Darin liegt allerdings ein Anteil am Wirtschafts-
wunder, ein Anteil am steigenden Sozialprodukt. 

Mögen wir in sachlicher ruhiger Diskussion ver-
suchen, so viel zu geben, wie es nur möglich ist, aber, 
Herr Kollege Ritzel, im Sinne unserer freundschaft-
lichen Zusammenarbeit im Haushalt. Deckung ist 
nötig, keine Ausgabe ohne Deckung! 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedauere sehr, daß weder der Herr 
Bundeskanzler noch einer seiner beiden Stellvertre-
ter hier ist. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Noch der Herr 
Bundesarbeitsminister!) 

— Der Herr Bundesarbeitsminister? — Ich sehe ihn 
im Augenblick auch nicht, auch den Verteidigungs-
minister nicht, Herr Kollege Schellenberg; es sind 
noch mehrere, die hier leider fehlen. Mich wundert 
das ganz besonders deshalb, weil zu Beginn dieser 
Debatte doch durch die Anwesenheit des Herrn 
Bundeskanzlers offensichtlich demonstriert werden 
sollte, welche Bedeutung die Aussprache über die 
Kriegsopferversorgung hat. Anscheinend ist nach 
Redaktionsschluß -die Anwesenheit nicht mehr so 
interessant, 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

obwohl gerade jetzt die Debatte geführt wird und 
jetzt die Argumente kommen, die von Ihnen auch 
einmal gewertet werden sollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dieser Böswillig

-

keit sollten Sie sich schämen! Er war über 
vier Stunden hier! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

— Es ist keine Böswilligkeit. Aber das beweist uns, 
daß man von seiten der Regierung auf diese Frage 
nicht die Sorgfalt verwendet, die notwendig ist. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Denn nicht einmal der Herr Bundesarbeitsminister 
ist anwesend. 

Ein Weiteres! Wenn ich daran denke, daß die 
Frage der Kriegsopferversorgung nicht nur die Opfer 
des vergangenen Krieges betrifft, sondern auch eine 
Angelegenheit der Bundeswehr ist — weil ja das 
Bundesversorgungsgesetz auch für die Bundeswehr 
gilt —, berührt es mich doppelt merkwürdig, daß 
auch von den verantwortlichen Herren des Vertei-
digungsministeriums niemand an der ganzen De-
batte hier teilgenommen hat. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Als wir während der Haushaltsberatung den An-
trag stellten, den Kriegsopferetat vom Ministerium 
Blank auf das Ministerium Strauß zu überstellen, 
taten wir das gerade, um die Initiative des Herrn 
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Strauß, dessen Bereitschaft und dessen Fähigkeit, 
andere für Ideen zu begeistern, ja allgemein be-
kannt sind, auch für die Fragen der Kriegsopferver-
sorgung mit einsetzen zu lassen. Daß weder er noch 
einer seiner Herren, die als Staatssekretär oder 
Ministerialdirektor tätig sind, sich jetzt für diese 
Debatte interessiert, beweist uns, daß es noch nicht 
genug in das Bewußtsein eingedrungen ist, daß es 
hier auch um die Versorgung unserer Bundeswehr-
soldaten geht. 

(Abg. Schlick: Kommen Sie doch mal 
zur Sache!) 

— Mein lieber Herr Kollege, das ist die Sache, um 
die es hier geht und um die Sie sich drücken wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ein Weiteres. Wir haben es hier erleben müssen, 
daß die Regierung auf bestimmte Punkte kaum ein-
gegangen ist. Mein Kollege Rutschke hat eine ganze 
Reihe von Behauptungen des Bundesarbeitsmini-
steriums zurückgewiesen. Dazu ist nichts gesagt 
worden, so daß wir annehmen müssen, daß diese 
Kritik, wie er sie gebracht hat, berechtigt ist. 

Ein anderer Vorfall macht deutlich, wie weit bei 
uns heute schon die Wirkungsmöglichkeit des ein-
zelnen Ministers zurückgedrängt ist. Ich habe ge-
rade die Antwort des Bundesarbeitsministeriums 
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion in die 
Hand bekommen. Es ist die Drucksache 1307. Da 
heißt es in der Einleitung: 

Der Herr Staatssekretär des Bundeskanzler-
amtes hat mir die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der FDP — Nr. 1272 der 
Drucksachen — übertragen. 

gez. Blank 

Seit wann ist es denn üblich, daß bei uns schon 
Staatssekretäre den Ministern die Beantwortung 
von Kleinen Anfragen übertragen? Das be weist, 
wie gering — —

(Lachen und  Zurufe von der CDU/CSU: 
Ach, lach!) 

— Daß Sie sich nur mit Lachen retten können, 
zeigt mir sehr deutlich, Herr Kollege Rasner, wie 
sehr Ihnen bewußt ist, 

(Abg. Rasner: Davongeht der  Staat nicht 
unter!) 

daß hier mit dem Parlament in einer Weise ver-
fahren wird, die so nicht mehr in Kaufgenommen 
werden kann. 

(Abg. Rasner: Das sind ja Narreteien! 
Fällt Ihnen nichts Besseres ein?) 

Wenn Sie dieses Verfahren für richtig halten, 
müssen Sie es mit Ihren Ministern abmachen, ob 
diese meinen, daß sie sich in einer richtigen Posi-
tion befinden, wenn jetzt auch noch der Herr 
Staatssekretär des Bundeskanzleramtes den Mini-
stern sagt, was sie zu beantworten oder nicht zu 
beantworten haben. 

(Abg. Rasner: Sie ärgern sich ja nur, daß 
Sie keine Minister haben!) 

Ein weiterer Punkt in der Debatte war für uns 
äußerst interessant. Sowohl die Kollegin Probst als 
auch der Kollege Ruf sagten, wir könnten die 
Rentenerhöhung für die Kriegsopfer erst zum 
1. Juni 1960 durchführen, weil wir Dauerleistungen 
geben und nicht durch eine vorschnelle Entschei-
dung — so habe ich Sie  verstanden — jetzt etwas 
beschließen wollten, was auf die Dauer nicht zu 
vertreten sei. 

(Abg. Ruf: Meine Ausführungen haben sich 
nicht .auf den Termin bezogen!) 

— Sie haben wörtlich gesagt: Uns  geht es um 
Dauerleistungen und nicht um Ad-hoc-Beschlüsse. 

(Abg. Ruf: Sehr richtig!) 

Völlig einverstanden mit Ihnen, Herr Ruf!  Nur 
hoffe ich, daß Sie an dasselbe Verfahren denken, 
wenn wir an  dieser Stelle z. B. über die Rentenan-
passungsgesetze reden und uns dann überlegen 
müssen, ob die damalige Rentenreform das Ergebnis 
von Beschlüssen war, die ein Dauerverfahren recht-
fertigen, oder ob diese Beschlüsse nicht in ein oder 
zwei Jahren von  uns überprüft werden müssen, 
weil sie zu leichtfertig gefaßt worden sind. 

Sie haben weiterhin davon gesprochen, daß in 
 den Berechnungen der Aufwendungen für die ein-

zelnen Gesetzentwürfe der für den Entwurf der 
Freien Demokraten erforderliche Betrag erheblich 
über dem liege, was man verantworten könne. Mein 
Kollege Rutschke hat diese Behauptung zurückge-
wiesen. Dazu ist keine Stellungnahme erfolgt. Das 
beweist uns, daß unsere Berechnungen durchaus 
richtig waren. Wir können es  uns aber auf keinen 
Fall bieten  lass en , daß in amtlichen Verlautbarungen 
des Arbeitsministeriums der durch unsere Novelle 
bedingte Gesamtaufwand mit 2,9 Milliarden angege-
ben wird und daß man hier, nachdem wir fest-
stellen, daß das nicht stimmt, weder den Mut hat, 
zu sagen: Jawohl, wir haben trotzdem recht!, noch 
uns zugibt: Die Freien Demokraten haben mit ihrer 
Berechnung recht. Einfach eine Behauptung ,aufzu-
stellen, ohne sich hier im Parlament zu stellen, ist 
dieses Hauses nicht würdig. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Schmitt 
[Vockenhausen] : Das ist Methode!) 

Sie haben weiter gesagt, Reformen seien zwar 
notwendig, aber man müsse sie bis ins letzte über-
legt haben. Durchaus richtig! Man soll aber, wenn 
man etwas als falsch erkannt hat, auch den Mut 
haben, die Reformen rechtzeitig anzusetzen. Man 
sollte nicht nur immer wieder mit Novellen, wie es 
hier geschieht, versuchen, Pflästerchen aufzusetzen 
und da und dort durch eine Erhöhung das eine oder 
andere auszuräumen. Vielmehr sollte man die 
Kriegsopferversorgung grundsätzlich reformieren, 
wie wir Freien Demokraten das in unserem Gesetz-
entwurf beantragt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Es wurde der Zwischenruf gemacht, die Freien 
Demokraten dächten nur an die Wahlen. 

(Abg. Rasner: Die verliert ihr trotzdem!) 
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In zwei Jahren sind Wahlen. Aber wir werden den 
Eindruck nicht los, daß man die Verabschiedung 
der Reform der Kriegsopferversorgung am liebsten 
erst Anfang 1961 gehabt hätte, um dann mit einem 
solchen Gesetz unmittelbar vor den Wahlen wie-
der den berühmten Schlitz der Wahlurne zu er-
reichen. 

(Abg. Schneider [Bremerhaven] : Das ist 
eine völlig unsinnige Unterstellung!) 

— Wenn Sie meinen, das sei eine völlig unsinnige 
Unterstellung, dann sollten Sie sich mit uns ge-
meinsam bemühen, daß z. B. ein Gesetzentwurf wie 
der der Freien Demokraten, der schon im April 
eingereicht worden ist, schneller behandelt, nicht 
bis zum Oktober liegengelassen und dann erst be-
raten wird. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Es ist erklärt worden, es müßten einige ver-
waltungsmäßige Änderungen kommen. Wir stim-
men dem zu, und wir werden in Kürze einen ent-
sprechenden Vorschlag einreichen. 

Das Datum des Inkrafttretens hat in der Dis-
kussion eine erhebliche Rolle gespielt, wie wir 
meinen, mit Recht. Wir waren schon so vorsichtig, 
in unserem Gesetzentwurf den 1. Januar 1960 vor-
zusehen, weil wir wußten, wie lange es dauert, bis 
ein solcher Oppositionsgesetzentwurf zur Beratung 
gestellt wird. Aber nun gar auf den 1. Juni 1960 
auszuweichen ist unserer Auffassung nach eine 
unzumutbare Verschiebung angesichts der Be-
schlüsse, die dieses Haus selber gefaßt hat, näm-
lich als die 6. Novelle zum Bundesversorgungs-
gesetz verabschiedet wurde. 

Als weiteren Punkt, den ich aus der Debatte auf-
greifen möchte, erwähne ich die Bemerkung, alle 
Seiten hätten sich schon seit Jahrzehnten für die 
Kriegsopfer eingesetzt. Wir sind froh, daß man in 
diesem Hause im allgemeinen, ich glaube sogar, 
immer, in dieser Frage zu einstimmigen Beschlüs-
sen gekommen ist. Hoffentlich ist die Bereitschaft 
zu einstimmigen Beschlüssen auf einer vernünfti-
gen Grundlage trotz der unterschiedlichen Gesetz-
entwürfe auch heute noch vorhanden. 

Herr Kollege R u f hat gemeint, mein Kollege 
Rutschke hätte nicht davon sprechen sollen, der 
Arbeitsminister müsse Anwalt der Kriegsopfer 
sein. Selbstverständlich, Herr Kollege Ruf, bin auch 
ich der Meinung, daß sich ein Minister nicht für 
eine einzige Gruppe, für eine Berufsgruppe oder 
für eine Beschädigtengruppe einsetzen darf, son-
dern im Auftrage der Regierung Anwalt für alle 
Bürger dieses Staates sein muß. Die Kriegsopfer 
gehören aber auch zu den Bürgern dieses Staates. 
Herr Kollege Rutschke hat nur gemeint: so wie sich 
der Minister als Anwalt für die Sozialversicherten, 
für die Unfallversicherten einsetze, solle er es auch 
für die Kriegsbeschädigten tun. Nicht mehr und 
nicht weniger wollte Herr Kollege Rutschke sagen. 

Ihr Versuch, Herr Kollege Ruf, den Nachweis zu 
führen, daß der Vergleich zwischen dem ursprüng-
lichen Etatsanteil von 15,9 % und dem jetzigen An

-

tell von 7,7 % ein schlechter Vergleich gewesen sei, 
ist Ihnen mißlungen. Sie haben sich, Herr Kollege 

Ruf, mit Ihren Zahlen selber widerlegt; deshalb 
brauche ich darauf nicht im einzelnen einzugehen. 

(Abg. Ruf: Doch, bitte gehen Sie darauf 
ein; ich lege Wert darauf!) 

Sie haben weiterhin gesagt, Herr Kollege Ruf, Sie 
hätten es nicht richtig gefunden, daß der Kollege 
Rutschke seine Rede vorher verteilt habe. Dazu darf 
ich feststellen, daß diese Gepflogenheit nicht von 
uns stammt. Ich erinnere daran, was Herr Minister 
Blank tat, als es um einen Antrag der sozialdemo-
kratischen Fraktion ging, der sich auf § 90 — Aus-
gleich zwischen Rentenversicherungsträgern — be-
zog. Die Beratung dieses Antrags wurde damals ab-
gesetzt. Es wurde uns erklärt, die Regierung könne 
nicht dazu Stellung nehmen. Zur gleichen Zeit er-
zählte jedoch Herr Minister Blank das, was er hier 
hätte sagen sollen, draußen der Presse. Herr Kol-
lege Rutschke hat die Rede hier gehalten, die er ver-
teilt hat. Herr Minister Blank hat draußen vor der 
Presse gesprochen und hier die Beratung absetzen 
lassen, weil er angeblich nichts dazu hat sagen kön-
nen. Ein solches Verfahren hätte meiner Auffassung 
nach eher eine Rüge verdient. 

(Zuruf von der Mitte: Erinnern Sie sich 
doch an Herrn Dehler!) 

Der Herr Kollege Ruf hat gesagt, nur Lumpen ver-
sprächen mehr, als sie zu halten bereit seien. Ich 
hoffe, Herr Kollege Ruf, daß das nicht nur für die 
Versprechungen gilt, die jetzt und hier abgegeben 
werden, sondern auch für die Versprechungen un-
mittelbar vor den Wahlen. 

(Beifall bei der FDP und SPD. — Lebhafte 
Zustimmung in der Mitte. — Zuruf von der 
Mitte: Was haben Sie dem Bund der Steuer

-

zahler gesagt?) 

— Lieber Herr Kollege, Sie können den Freien De-
mokraten bestimmt nicht vorwerfen, daß sie vor 
Wahlen irgendwelche finanziellen Versprechungen 
gemacht hätten, 

(Zurufe von der Mitte) 

weil wir Freien Demokraten gewohnt sind, Spar-
samkeit walten, 

(Lachen in der Mitte) 

aber niemals das Recht zugrunde gehen zu lassen; 
und bei der Kriegsopferversorgung geht es um 
Rechtsansprüche und nicht um Fürsorge. 

(Abg. Maucher: Sprechen Sie doch zu Ihrem 
Entwurf!) 

— Aber, lieber Herr Kollege, haben Sie denn die 
Mahnung des Herrn Präsidenten nicht richtig ver-
standen? Die Debatte solle, so meinte er, nicht dazu 
dienen, neue Begründungen zu den Gesetzentwür-
fen zu liefern, sondern dazu, daß auf das eingegan-
gen wird, was Vorredner gesagt haben. Genau das 
tue ich. Ich handle im Sinne der Parlamentsreform 
und tue nichts anderes. 

Die Frau Kollegin Kalinke hat gemeint, mein 
Kollege Rutschke habe Töne anklingen lassen, die 
sie an die Vergangenheit erinnert hätten. Liebe Frau 
Kollegin Kalinke, solange Sie nicht sagen, was sie 
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konkret meinen, halte ich es nicht für sinnvoll, im 
einzelnen darauf einzugehen. Erheben Sie aber bitte 
nicht Beschuldigungen, ohne daß Sie konkret sagen, 
was Ihnen mißfallen hat. 

Zum Abschluß ein paar Worte zu dem, was über 
Haushaltsausgleich, Verteidigungshaushalt usw. ,ge-
sagt worden ist. Wir sind mit Herrn Kollegen Ritzel 
der Auffassung, daß es zumindest für eine gewisse 
Übergangszeit möglich wäre, bestimmte Beträge aus 
dem Verteidigungsetat für die Kriegsopferversor-
gung zu verwenden. Ich will mich da nicht auf 100 
Millionen oder 500 Millionen DM festlegen. Der 
Verteidigungsetat ist im ganzen manövrierfähiger 
als viele andere Etats. Niemand in diesem Hause 
wird das bestreiten. Das bedeutet nicht, daß man für 
die  Verteidigung nicht die entsprechenden Mittel 
ausgeben will; aber wenn hier vorübergehend nicht 
alles Geld ausgegeben wird, sollte man es für die 
Kriegsopferversorgung verwenden. Wenn man die 
Grundrenten in dem Gesetzentwurf der CDU/CSU 
neuer Fassung mit den Beträgen unseres Gesetzent-
wurfs vergleicht — zum Beispiel bei 30 % Beschädi-
gung 35 DM nach dem CDU-Entwurf, nach dem FDP-
Entwurf 36 DM; bei 70 % nach dem CDU-Entwurf 
100 DM, nach unserem Entwurf 115 DM; bei 80 % 
nach dem CDU-Entwurf 150 DM, nach unserem Ent-
wurf 150 DM —, stellt man fest, daß sich die Be-
träge des Entwurfs der CDU/CSU fast an die Sum-
men angeglichen haben, die wir von vornherein 
vorgeschlagen haben. Das läßt uns hoffen, daß wir 
im Ausschuß vielleicht zu einer Übereinstimmung 
kommen. 

Das zeigt uns, wie nützlich es ist, wenn eine Frak-
tion wie die der Freien Demokraten eine Vorlage 
einbringt, die verantwortbar ist und die dem Rech-
nung trägt, was die Kriegsopfer wollen. Wir hoffen, 
daß die Kritik, die wir draußen in Versammlungen 
gehört haben und die das Arbeitsministerium gegen 
unseren Entwurf in Artikeln vorgebracht hat, die 
aber heute nicht vorgebracht wurde, nicht etwa 
morgen und übermorgen wieder von den gleichen 
Stellen in der Öffentlichkeit vorgetragen wird. 

 Wenn das geschieht und wenn man nicht die Ge-
legenheit wahrnimmt, zu unserem Entwurf hier 
Stellung zu nehmen, werden wir in  einem solchen 
Verfahren einen Mißbrauch der Möglichkeiten, die 
der Regierung zur Verfügung stehen, und eine Miß-
achtung des Parlaments sehen; denn hier hat die 
Debatte zu erfolgen und nicht draußen vor der 
Presse. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Arndgen. 

Meine Damen und Herren, ich darf kurz darauf 
hinweisen, daß gegenwärtig nach Herrn Arndgen 
noch die Abgeordneten Rasch (SPD) und Maucher 
(CDU/CSU) vorgemerkt sind und daß wir uns be-
reits 35 Minuten vor dem vorgesehenen Ende der 
heutigen Plenarsitzung befinden. — Bitte, Herr 
Abgeordneter Arndgen! 

Arndgen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn man die 
Reden, die heute nachmittag hier gehalten worden  

sind, verfolgt hat, konnte die Auffassung aufkom-
men, daß nur die Opposition um die Kriegsopfer 
besorgt sei und daß die Regierungsparteien die 
Kriegsopfer — der Ausdruck ist nicht gefallen, aber 
das klang aus dem Ton — im Elend sitzen lassen 
wollten, zumal die böse Regierung dieser Auffas-
sung sei. 

Meine sehr Verehrten, dabei hat man sich doch 
im Ton etwas vergriffen. Ich möchte darauf ver-
weisen, daß wir uns hier nicht in einer Protestkund-
gebung befinden. Hier sind eine große Anzahl Aus-
drücke gefallen, die nicht in dieses Parlament ge-
hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sehe es nicht als einen guten Stil an, Kollege 
Rasch, daß versucht wird, von einem Angehörigen 
dieses Hauses oder von einem Minister eine 
Karikatur plastisch darzustellen, um damit diesem 
Mann etwas an den Wagen zu fahren. 

(Zuruf von der SPD: Er verdient es 
nicht anders!) 

Die Rufe „Pfui" und „Unerhört" waren berechtigt, 
als Sie, Herr Kollege Rasch, diese Karikatur hier 
plastisch vortrugen. 

(Abg. Rasch: Sie können ja ein neues 
Pressegesetz machen! Vielleicht verbieten 

Sie es dann vorweg!) 

— Kollege Rasch, es kommt mir auf den Stil dieses 
Hauses an. 

Ich habe es auch für unerhört gehalten — und 
habe auch „Unerhört" gerufen —, daß der Kollege 
Bazille zunächst in dramatischer Form vorzutragen 
versuchte, wie es einem Rentenausgleichsempfänger 
jeden Monat an der Rentenstelle geht, und in dem-
selben Zusammenhang sagte: Das passiert in einem 
Rechtsstaat unter Konrad Adenauer! 

Kollege Bazille, ich erinnere mich noch sehr gut 
an die Verabschiedung des Rahmengesetzes für die 
Kriegsopferversorgung im Jahre 1950, als Sie, der 
damalige Minister Storch und Frau Kollegin Probst 
vor dem Rundfunk standen und dort erklärten — 
auch Kollege Bazille hat das erklärt —: Wir haben 
das beste Gesetz der Welt in der Kriegsopferfrage 
geschaffen. . 

(Hört! Hört! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

In dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf, Kollege 
Bazille, stehen die Bestimmungen, die Sie hier in 
dramatischer Weise mit dem Blick auf den Bundes-
kanzler kritisiert haben. In § 33 Ihres Antrags 
Drucksache 1262 heißt es: 

Die volle Ausgleichsrente ist um das anzurech-
nende Einkommen zu mindern. 

Es steht also in Ihrem Antrag wieder dasselbe. 
Auch wenn Ihr Antrag angenommen würde, müßte 
sich der Ausgleichsempfänger mit dem Versor-
gungsamt auseinandersetzen. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt wird es dema

-

gogisch! — Weitere Zurufe links.) 

— Nein, die Demagogie lag bei den Ausführungen 
des Kollegen Bazille. 
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Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Abgeordne-
ter Arndgen, gestatten Sie eine Frage des Abgeord-
neten Bazille? 

Arndgen (CDU/CSU) : Ja, bitte schön. 

Bazille (SPD) : Herr Kollege Arndgen, ist Ihnen 
denn im Zuge der Debatte entgangen, daß ich mich 
nicht mit den Vorstellungen, die jetzt in Ihrer Frak-
tion entwickelt wurden, auseinandergesetzt habe, 
sondern mit dem, was der Herr Bundesarbeitsmini-
ster im Auftrag der Regierung vorhatte? Das ist der 
grundsätzliche Unterschied! 

Arndgen (CDU/CSU) : Herr Kollege Bazille,  Sie 
können sich den Regierungsentwurf ansehen; dort 
sind die Bestimmungen über die Ausgleichsrente so, 
wie sie bisher gewesen sind. Sie entsprechen auch 
den Bestimmungen, die Sie uns in Ihrem Antrag 
vorgelegt haben. 

(Abg. Rasch: Falsch!) 

Ich habe es auch nicht als einen sehr guten Stil 
empfunden, daß die Angriffe, die auf den Herrn 
Bundesarbeitsminister im Verlauf der letzten Mo-
nate in Protestkundgebungen gestartet wurden, in 
diesem Hause in fast derselben Form wiederholt 
wurden. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe 
von der SPD.) 

Es wird sich eines schönen Tages zeigen, daß auch 
Sie dem Herrn Bundesarbeitsminister dankbar sein 
werden. Bei Beginn der jetzigen Diskussion um die 
Kriegsopferversorgung standen nicht einmal 550 
Millionen zur Verfügung, und dem eisenharten Rin-
gen des Herrn Bundesarbeitsministers ist es zu dan-
ken, daß zunächst einmal diese 550 Millionen flüs-
sig gemacht werden konnten. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Schmitt 
[Vockenhausen] : Das ist der Versuch 
einer Geschichtsklitterung, Herr Arndgen!) 

— Sehen Sie sich einmal die von der Regierung ge-
gebene Begründung der Ablehnung der Vorschläge 
des Bundesrates an! Im letzten Satz der Drucksache 
1239 lesen Sie:  

Die Bundesregierung wird immer bemüht blei-
ben, je nach den finanziellen Möglichkeiten 
weitere Verbesserungen vorzuschlagen. 

Das hat der Herr Bundesarbeitsminister nicht nur in 
diese Drucksache hineingeschrieben, sondern er ist 
unablässig bemüht gewesen, mehr Mittel zur Ver-
fügung gestellt zu bekommen. Diese Bemühungen 
sind von Erfolg gekrönt gewesen, und dadurch 
waren wir in der Lage, den vorliegenden Antrag 
der gesamten Fraktion vorzulegen. 

Wenn Sie nun die materielle Seite der Vor-
schläge, die uns vorliegen — und ich wiederhole, 
unser Antrag ist nur durch die Bemühungen des 
Bundesarbeitsministers möglich geworden; ich rede 
jetzt nicht vom Termin —, vergleichen, werden Sie 
feststellen, daß unsere Auffassungen sehr anein-
andergerückt sind. Das danken wir dem Herrn Bun-
desarbeitsminister. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich bin daher der Auffassung, daß es — — 
(Abg. Altmaier: Das verdanken Sie der 

Regierung!) 
— Lassen Sie mich doch ausreden. Ich habe den 
Herrn Rasch auch ausreden lassen. 

(Zuruf von der SPD: Wir glauben Ihnen 
sowieso nicht! — Heiterkeit.) 

Wir danken es nicht nur dem Herrn Bundesarbeits-
minister und der Bundesregierung, sondern ich bin 
sogar der Auffassung, daß hierfür dem Herrn Bun-
desarbeitsminister und der Bundesregierung Aner-
kennung gebühren. 

Mit unserem Vorschlag bemühen wir uns, die 
Leistungen der Kriegsopferversorgung erheblich an-
zuheben, ohne die Steuern erhöhen zu müssen. Die 
Meinung, daß wir die Verbesserungen ohne Steuer-
erhöhungen durchführen können, ist von den Kol-
legen, die für den Haushalt verantwortlich sind, mit 
Bedenken aufgenommen worden. Ich bin nicht mehr 
im Haushaltsausschuß. Aber ich weiß, daß die Da-
men und Herren, die dem Haushaltsausschuß an-
gehören, eine hohe Verantwortung für die Ausge-
glichenheit unseres Haushaltes tragen. 

Auf der anderen Seite sehen es auch die Kriegs-
opfer nicht gern, wenn, um ihre Leistungen aufzu-
bessern, die Steuerschraube angezogen werden soll. 
Man spricht immer davon, daß den Opfern des Krie-
ges der Dank des Vaterlandes gewiß sei. Man muß 
aber auch einmal daran denken, daß unter diesem 
Vaterland, das den Dank abzustatten hat, das ,ge-
samte Volk und die Steuerzahler und nicht eine 
dubiose Institution zu verstehen sind. Das Volk 
und die Steuerzahler müssen dafür aufkommen, daß 
die Kriegsopfer eine gerechte Versorgung bekom-
men. 

Wir haben mit unserem Vorschlag versucht, die 
Dinge in Ordnung zu bringen, ohne daß Steuer-
erhähungen notwendig sind. Bisher ist von den Ver-
bänden niemals versucht worden, Vorschläge zu 
machen, die sich mit steuerlichen Fragen befassen. 
Ich höre heute zum 'erstenmal von dem Kollegen 
Rasch, daß er sich Gedanken darüber gemacht hat. 
Bisher waren die Kriegsopferverbände dagegen, die 
besseren Leistungen für die Kriegsopfer durch 
Steuererhöhungen zu ermöglichen. Wir wollen den 
Versuch machen, das Ganze ohne Steuererhöhungen 
zu erreichen. 

Für eine Fraktion, die in der Regierungsverant-
wortung steht, ist es nicht so leicht, Finanzierungs-
vorschläge zu machen, wie es vorhin der Herr Kol-
lege Ritzel hier versucht hat. Ich habe der Presse-
konferenz beigewohnt, in der Vertreter der sozial-
demokratischen Fraktion den uns jetzt vorliegen-
den Antrag zur Verbesserung der Leistungen der 
Kriegsopferversorgung erläutert haben. 

(Abg. Rasch: Im letzten Viertel waren 
Sie da!) 

— Ich habe mir aber die Finanzierungsvorschläge 
angehört. 

(Abg. Rasch: Erst haben Sie gesagt, Sie 
hätten beigewohnt! Ich wollte nur klar

-

stellen, daß Sie nur im letzten Viertel da 
waren!) 
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Arndgen 
— Ich war da, als Herr Kollege Pohle gesprochen 
hat. Dann bin ich weg gewesen — das gebe ich 
zu —, habe mir aber dann wieder die Finanzie-
rungsvorschläge angehört. 

Der Herr Kollege Rasch war damals der Meinung, 
daß wir, unter der Voraussetzung, daß Ihre Vor-
schläge durchgingen, jetzt vielleicht mit einem 
Finanzvolumen von 5 Milliarden DM rechnen könn-
ten. Im Verlaufe von acht oder zehn Jahren — das 
weiß ich nicht mehr genau — würde dieser Betrag 
durch den natürlichen Abgang dann auf 2 1 /2 Mil-
liarden DM absinken. Was aber in den jetzt kom-
menden Jahren geschehen soll, darüber hat der 
Herr Kollege Rasch nichts sagen können. 

Der Herr Kollege Ritzel hat bei der Darlegung 
von Deckungsmöglichkeiten einige Zahlen aus dem 
Verteidigungshaushalt herausgegriffen; er meinte, 
daß diese Beträge für die Deckung der Mehraus-
gaben verwendet werden könnten. Aber ein Vor-
schlag hat mich doch etwas schockiert. Es ist davon 
gesprochen worden, daß für die Verteidigung Aus-
rüstungsgegenstände angekauft worden seien, 
deren Preis bei 2,8 Millionen DM liege, während 
sie in der gleichen Güte für 1,3  Millionen DM be-
schafft werden könnten. Das sind Behauptungen, 
meine sehr Verehrten — ob sie von der Presse 
abgekauft worden sind, weiß ich nicht —, die wer-
den in die Welt gesetzt, und jemand, der nicht 
nachdenkt und nicht in der Lage ist, sie nachzu-
prüfen, nimmt sie dann für bare Münze. So leicht, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, können 
wir, die wir die Verantwortung zu tragen haben 
für all das, was hier im Hause geschieht, es uns 
nicht machen. Ich nehme an, daß Sie versuchen 
werden, uns in dieser Verantwortung beizustehen. 
Aber wir haben die Verantwortung zu tragen; und 
deshalb ist es uns nicht so leicht, so aus der Hand 
heraus mit Vorschlägen zu kommen, die nicht nach-
prüfbar sind oder sich, wenn sie nachgeprüft wer-
den, als unrealistisch erweisen. Mit solchen Dingen 
können wir nicht arbeiten. 

(Zuruf des Abg. Ritzel.) 

Ich bin der Meinung, daß der Weg, der von uns 
begangen worden ist, indem wir sagen: Wir lassen 
dieses Gesetz am 1. Juni 1960 in Kraft treten, und 
wir versuchen, die Dinge bis zum Jahre 1962 zu 
erhalten, erst die Möglichkeit gibt, ohne Steuer-
erhöhung die Leistungen der Kriegsopferversor-
gung auf die Dauer wesentlich zu verbessern. 

Es ist — ich glaube, von Frau Kalinke — hier 
ein Wort gesprochen worden, das ich unterstreichen 
möchte — und ich möchte, daß Sie es mir ab-
nehmen —: daß wir von den Regierungsparteien 
genauso um die Kriegsopfer besorgt sind wie Sie. 
Wenn das von Ihnen anerkannt wird, dann, glaube 
ich, wird es auch möglich sein, bei den Beratungen, 
die wir in den nächsten Wochen und Monaten füh-
ren werden, am Schluß genauso wieder einig zu 
werden wie bei den bisherigen sechs Novellen zur 
Kriegsopferversorgung; und dann haben wir ge-
meinsam etwas Gutes für die Kriegsopfer getan. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rasch. 

Rasch (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will mich ziemlich kurz fassen. — Ich 
möchte sagen, daß das Schlagwort „Wahlpsychose" 
nicht von uns gebraucht wurde. Aber wenn man 
heute die Presse durchsieht, kann man doch wohl 
feststellen, daß die Presse — die Presse, die nicht 
mit uns verwandt und verschwägert ist — in dieses 
Horn stößt, und zwar mit dem Motto, daß der Bun-
deskanzler im wesentlichen wohl den nächsten 
Wahltermin im Auge gehabt hat. Es wird Ihre Sache 
sein, sich damit auseinanderzusetzen. 

Ich möchte persönlich eines sagen. Es tut mir im-
mer sehr leid, wenn etwas aus der alten Motten-
kiste herausgekramt wird. Ich glaube, gerade wir, 
die wir im Kriege sehr viel gelitten haben, und 
wir hier in diesem Hohen Hause, die die Staatsge-
sinnung gemeinsam vertreten sollten, sollten uns 
auch davor hüten, immer wieder zu sagen: „Das hat 
der 1948 gesagt, das hat der 1945 gesagt, und das 
hat der 1930 gesagt." 

(Abg. Ruf: Das gilt aber für alle!) 

— Meine Damen und Herren, nun zeigen Sie nicht 
so Ihren großen Zeigefinger und sagen Sie nicht, 
wir seien die Alleinschuldigen. Ich will Ihnen mal 
eine kleine Geschichte erzählen. Als ich noch ein 
kleiner Junge war und zur Schule ging, hatte ich 
zwei Nachbarssöhne, die beide etwas „völkisch" er-
zogen waren. Beide sind Nationalsozialisten gewor-
den. Sie sind den gleichen Weg gegangen wie ich. 
Der eine steht heute politisch bei Ihnen, und der 
andere ist bei uns. Demjenigen, der bei Ihnen ist, 
ist Absolution erteilt worden; der hat sich geläutert. 
Aber dem, der bei uns gelandet ist, sagt man nach, 
daß er in das zweite Fegefeuer gekommen sei. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Frau Kalinke, es hat mir sehr weh getan, daß ge-
rade Sie dieses alte Pflästerchen wieder aufgeris-
sen haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Kalinke.) 

Wenn Sie sagen, man solle vergessen, dann soll 
man auch vieles nicht aussprechen; denn dadurch, daß 
man manches immer wieder ausspricht, wird das 
Vergessensein gestört. Nehmen Sie das ruhig ein-
mal zur Kenntnis! 

(Zuruf von der SPD: Versuch am untaug

-

lichen Objekt! — Zuruf rechts: Das müssen 
Sie Herrn Bazille sagen!) 

— Ich glaube, mit dem Kollegen Bazille komme ich 
sehr gut zurecht. Wir haben uns immer sehr gut 
verstanden, und wir haben eine gemeinsame Linie. 

Noch eines möchte ich herausstellen. Ich bin ja 
im wesentlichen erst nach diesem Kriege zur Politik 
gekommen, und zwar bin ich in Nordrhein-Westfa-
len in der Nachbarschaft des Bundeskanzlers groß 
geworden. Ich kann mich erinnern, daß der Bundes-
kanzler nach dem Kriege ganz andere Posaunentöne 
geblasen hat als heute 

(Heiterkeit, Beifall und Zurufe bei der SPD) 
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Rasch 
und daß auch der Herr Bundesverteidigungsminister 
Strauß 1946 vor der Jungen Union in Bayern — ich 
will es hier gar nicht weiter ansprechen — einmal 
vor der Wiederbewaffnung gewarnt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich sage Ihnen: Wenn Sie es nicht mehr in der-
artiger Form tun, werden wir Sozialdemokraten es 
auch unterlassen. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Das ist ein Angebot. 

Es kommt noch eines hinzu. Wir hatten vor eini-
gen Wochen die Ihnen allen bekannte Situation, 
daß die 22er gemustert werden sollten. Ich will zu 
diesem Problem gar nichts sagen. Aber der Herr 
Verteidigungsminister hat sich genötigt gesehen — 
ich weiß nicht, was es ist, ein Flugblatt oder ein 
Rundschreiben oder was sonst —, sagen wir, eine 
Schrift herauszugeben: „Warum Jahrgang 1922?" 
Darin steht — und wenn heute schon von Demago-
gie gesprochen worden ist, dann muß man das in 
etwa auch als Demagogie bezeichnen —: „Wie wird 
die Familie versorgt?" Da wird eine schöne Zahl 
angegeben: Der höchste Betrag für den Unterhalt 
der Familie beträgt 800 DM. Dann heißt es weiter: 
Eine Erhöhung ist beabsichtigt. Ich weiß nicht, Herr 
Finanzminister, ob Sie davon schon wissen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber hier steht es schon drin, und hier kann man 
es nachlesen. 

In dieser Schrift steht aber eines, das uns in der 
heutigen Debatte so sehr berührt. Da hat man nur 
ganz schüchtern erwähnt: Wenn den Soldaten etwas 
passiert, gelten für sie die Bestimmungen des Bun-
desversorgungsgesetzes. Den Inhalt dieses Bundes-
versorgungsgesetzes kennen wir ja! 

(Beifall bei der SPD.) 

Da müssen eben die Dinge, die nicht in den Raum 
hineinpassen, aus dem Raum heraus, und wir wer-
den uns im Ausschuß bemühen müssen, sie zu 
klären. 

Nun möchte ich dem Hause eines nicht vorent-
halten. Die Denkschrift des Bundes der Kriegsblin-
den Deutschlands ist Ihnen allen zugestellt worden. 
Diese Kriegsblinden sind Menschen, die in der Ver-
gangenheit trotz ihrer schweren Versehrtheit be-
wiesen haben, daß sie nicht den Glauben an das 
Leben verloren haben, daß sie gleichwertig unter 
uns leben wollen. Was in dieser Denkschrift steht, 
ist eine erschütternde Anklage gegen das, was die 
Bundesregierung vorgehabt hat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Rasch (SPD) : Bitte. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Kollege Rasch, haben Sie 
nicht gelesen, was der Kollege Blank gerade den 
Kriegsblinden in Stuttgart gesagt hat, und haben 

Sie nicht beobachtet, wie ausgezeichnet Kollege 
Blank  mit  seinen Darstellungen auf dem Killesbeg 
bei diesen Kriegsblinden angekommen ist? 

Rasch (SPD) : Herr Kollege Ruf, ich habe leider die 
neueste Zeitschrift des Bundes der Kriegsblinden im 
Moment nicht da, aber ich habe sie heute nach-
mittag gelesen. Da steht folgender Satz — ich 
will mich nicht wörtlich festlegen —: Gerade weil 
der Herr Bundesarbeitsminister uns in Stuttgart ge-
wisse Zusagen gemacht hat, sind wir erschüttert 
von dem, was im Regierungsentwurf enthalten ist. 

(Lachen und Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Wie gesagt, ich will mich nicht wörtlich festlegen, 
aber so ungefähr steht es darin zu lesen. 

Ein Wort zum Schluß. Herr Kollege Blank, ich 
halte es für unfair,  daß Sie einen Gegenangriff 
gegen mich starten unter Nennung des Namens eines 
Mannes, nämlich des Herrn Joachim Dauß, der sich 
hier an dieser Stelle bei dem von uns diskutierten 
Problem  nicht rechtfertigen kann. Ich betrachte es 
als eine Selbstverständlichkeit, daß wir bei der 
Planung der Versorgung in die Zukunft zu schauen 
haben. Ich sage Ihnen mit aller Deutlichkeit: Sie 
haben meine Frage, ob Sie zu Ihren Äußerungen 
noch stehen, die Sie im Laufe des letzten Jahres 
getan haben, nicht beantwortet. Sie hätten besser 
daran getan, hier Ihren Regierungsentwurf zu be-
gründen. Dann wären vielleicht jetzt einige Unklar-
heiten aus der Welt geschafft. Ich halte es nicht 
für einen guten Stil, jemanden, der sich hier nicht 
verantworten kann, in die Diskussion hineinzu-
ziehen, aber  ich glaube, daß Herr Dauß als Fach-
mann Qualitäten genug hat, um Ihnen an anderer 
geeigneter Stelle zu ,antworten. 

Die heutige Debatte hat uns nicht überrascht, 
aber wir freuen ums darüber, daß wir den Zwie-
spalt und die Gegensätzlichkeit Ihrer Auffassungen 
heute genau herauskristallisieren konnten. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Arbeit. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Herr Rasch, ich kann Ihnen nicht helfen. Sie haben 
hier das böse Wort gesprochen, die Berechnung zu-
künftiger Mindereinnahmen sei eine Aufforderung: 
Stirb schneller, Kamerad! Ich habe Ihnen gesagt, das 
sei ein böses Wort. Wenn Sie diese Aufforderung aus 
der Überlegung, zukünftige Mindereinnahmen heute 
schon, da man sich über die Deckung unterhält, als 
eine Größe zu behandeln, ableiten, dann wiederhole 

 ich, was ich gesagt habe, und vervollständige: Herr 
Dauß hat in der damaligen Sitzung erklärt, daß diese 
Möglichkeit bestehe. Er hat sogar im einzelnen vor-
gerechnet, was das auf soundso viele Jahre ausmache 
und was man da für Beträge gewinnen könne, um da-
mit jetzt eine weitergehende Kriegsopferreform 
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Bundesarbeitsminister Blank 
durchzuführen, als ich sie damals in der Diskussion 
dargelegt hatte, Diesen Tatbestand schaffen Sie nicht 
aus der Welt. 

(Abg. Rasch: Aber Sie auch nicht Ihre 
schmutzige Rede!) 

— Was haben Sie gesagt? Ich halbe Sie nicht ver-
standen. 

(Abg. Rasch: Aber Sie auch nicht Ihre 
schmutzige Rede!) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Abgeordne-
ter Rasch, diese Bezeichnung der Rede des Herrn 
Bundesministers ist des Stils dieses Hauses nicht 
würdig. Ich rufe Sie zur Ordnung. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Blank,  Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Rasch, ich habe gelacht, als Sie mich 
in Ihrer ersten Rede verächtlich zu machen versuch-
ten, und darauf nicht reagiert. 

(Zuruf von der SPD: Sie hätten weinen sollen!) 

Ich habe ja über meine Pläne vor Ihrer Delegierten-
konferenz in Ihrem Beisein gesprochen. Sie  erinnern 
sich wohl noch, daß es auch genügend Zuhörer gab, 
die mir Beifall gespendet haben. Nun, ich möchte 
Ihnen zu den Kriegsblinden etwas sagen. Ich habe 
einen Tag vor der Großkundgebung des VDK in 
Stuttgart auf dem Killesberg in Stuttgart vor den 
Kriegsblinden gesprochen. Was ich gesagt habe, liegt 
wortwörtlich vor. Ich bin stolz darauf, daß ich bei den 
Kriegsblinden Beifall für meine Ausführungen be-
kommen habe. Während der entscheidenden Kabi-
nettssitzung, als es um meinen Vorschlag ging, ließ 
mir der Vorsitzende des Kriegsblindenverbandes in 
die Sitzung telefonisch mitteilen, ich möge alles dar-
ansetzen, meinen Entwurf durchzusetzen, denn er sei 
für die Kriegsblinden von Vorteil. 

Ich bin allerdings noch im Wort — das gestehe ich 
freimütig zu —, nämlich in der Frage der Berechnung 
des Kindergeldes. Ich habe den Kriegsblinden zu-
gesagt, daß ich mich für die von ihnen gewünschte 
Sonderregelung, wie sie natürlich keinen anderen 
Kriegsopfern — aber niemand ist ja auch so schwer 
getroffen — zugute kommt, einsetzen würde. Ich 
werde alles daransetzen, in den Ausschußberatungen 
die Damen und Herren Abgeordneten für eine solche 
Regelung zu gewinnen. 

Herr Rasch, ich habe in meinem Kampf um die Ver-
besserung der Kriegsopferversorgung auch nicht die 
Auseinandersetzung vor den Delegiertenkongressen 
der beiden großen Kriegsopferverbände gescheut. Ich 
bin stolz darauf, daß sich bei mir die Zuschriften auch 
von Mitgliedern Ihrer Verbände häufen, in denen sie 
für meine Haltung Stellung nehmen, den deutschen 
Kriegsopfern wahrhaft zu helfen, und zwar denen, 
die es nötig haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rasch. 

Rasch (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte noch einmal betonen, daß ich es 
für unfair halte, hier mit Namen von Männern zu 
agieren, die sich an diesem Tisch nicht rechtfertigen 
können. Das ist unfair, Herr Minister Blank. Sie 
mögen das nehmen, wie Sie wollen, nach meinen 
Begriffen ist das unfair. 

Sie haben vorhin zu mir gesagt: Herr Rasch, seien 
Sie vorsichtig, ich warne Sie! — Ich weiß nicht, was 
Sie damit gemeint haben. Aber ich will Ihnen das 
eine sagen: Was ich gesprochen habe, kann ich 
jederzeit verantworten. Ich bin genau wie Sie, Herr 
Minister Blank, in den Nachkriegsjahren für un-
seren Staat eingestanden. Ich habe mich bemüht, 
die Kriegsopfer von der anderen Seite fernzuhalten. 
Sie tun ein bitteres Unrecht, wenn Sie heute glau-
ben Männer diffamieren zu müssen, 

(Unruhe bei der CDU/CSU — Beifall bei 
der SPD) 

die in den Organisationen ihre Pflicht getan haben. 

(Zurufe von der' CDU/CSU: Wo hat er 
denn diffamiert? — Hat er gar nicht getan!) 

Herr Minister  Blank,  Sie sind mir die Ant-
wort schuldig geblieben auf die Frage, ob Sie die 
Sätze, die Sie in Sendungen verschiedener Rund-
funkanstalten, in Interviews und sonstigen Presse-
gesprächen geäußert haben, aufrechterhalten oder 
nicht. Wenn Sie sagen, Sie hätten alles Mögliche 
getan, um den Kriegsopfern zu helfen, dann will 
ich Ihnen das abnehmen. Aber wenn Sie davon 
überzeugt sind, dann müssen Sie sich doch mit 
Ihren Freunden hier auseinandersetzen, 

(Bundesminister Blank: Ach so!) 
die zu der Erkenntnis gekommen sind, daß es an-
ders geht, ohne Steuererhöhung, und besser. 

Also Sie sind nicht der, wie Sie sich schon einmal 
zu bezeichnen beliebten, Anwalt der Kriegsopfer. 
Wir haben Sie nicht nötig gehabt, wir brauchen Sie 
nicht, wir brauchen Sie auch in Zukunft nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Beifall bei 
der SPD.) 

Wir wollen hier nichts im Raume stehen lassen. 
Herr Minister Blank, Ihre Art, wie Sie in der 
Öffentlichkeit aufgetreten sind, und Ihre Tätigkeit 
sind der Anlaß dafür, daß wir heute in einer derart 
scharfen Form miteinander reden müssen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Ihnen geht es doch ums Theater, 

weniger um die Sache!) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat der 
Bundesminister für Arbeit. 

Blank, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Noch einmal eine kurze Antwort. Was ich gesagt 
habe, liegt Wort für Wort gedruckt vor. Jede Rund-
funkrede, jedes Interview können Sie — mit dem 
„Spiegel" habe ich keine Verbindungen — 

(Lachen bei der SPD) 

nachlesen. Zitieren Sie, was ich gesagt habe! 
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Bundesarbeitsminister Blank 
Sie haben gesagt, es sei unfair von mir, hier Tat-

bestände darzustellen. — Dann dürfte man sich in 
diesem Hause ja mit überhaupt nichts beschäftigen, 
nur mit dem, der hier Abgeordneter ist. 

Nein, ich bin nicht der Anwalt einer bestimmten 
Gruppe. Das hat mein Freund Ruf ,dargetan, indem 
er Ihnen den Eid zitiert hat, den ich geleistet habe. 

Wenn Sie sagen, Sie brauchten mich nicht, nun, 
so bin ich Ihnen darum nicht böse. Ich weiß aber, 
daß viele Kriegsopfer — und darauf bin ich stolz — 
zu mir mindestens so viel Vertrauen haben wie zu 
Ihnen. Die brauchen mich, und für die bin ich da. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Ich darf darauf 
hinweisen, daß wir bereits drei Minuten vor 21 Uhr 
haben. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schneider (Bremer-
haven). 

Schneider (Bremerhaven)  (DP) : Ich werde mich 
kurz fassen, Herr Präsident. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Ausführungen der Sprecher der Opposition, insbe-
sondere des Kollegen Rasch, zwingen mich, hier 
noch einige Worte zu sagen. Die heutige Diskussion 
hat zweifellos bewiesen, daß die psychologische Be-
handlung des Themas, das hier zur Erörterung steht, 
sowohl von Regierungsseite wie allerdings auch 
von seiten der Sprecher der Opposition nicht immer 
die richtige gewesen ist. Ich will gar nicht ver-
schweigen, die Tatsache, daß die Erörterungen um 
die Novelle der Kriegsopferversorgung. so lange 
gedauert haben, ist mißlich und hat sowohl bei den 
Kriegsopfern wie in einer breiteren Öffentlichkeit 
keinen guten Eindruck gemacht. Ich gebe zu, auch 
die Tatsache, daß in Zusammenhang mit der Erörte-
rung dieser Novelle der Herr Bundesfinanzminister 
seine bekannte Rede in Mainz mit der Aufforderung 
zur Sparsamkeit, um Steuererhöhungen zu vermei-
den, in einem psychologisch natürlich ungünstigen 
Augenblick hielt, mußte in den Reihen der Kriegs-
opfer Unmut und Unwillen auslösen. Es ist besser, 
man spricht aber diese Dinge, als daß man sie ver-
schweigt. 

Auf der anderen Seite hat der Kollege Rasch in 
seiner Diktion Ausdrücke gebraucht, die auch ich 
nicht ohne weiteres hinzunehmen vermag. Ich 
spreche hier keineswegs als Vorsitzender meiner 
Fraktion, sondern ich spreche jetzt einmal als einer 
der Betroffenen, Herr Kollege Rasch, der noch dazu 
einer Organisation des Reichsbundes angehört, dem 
ja auch Sie angehören. Sie haben gesagt, die heu-
tige Debatte habe den ganzen Zwiespalt der Auf-
fassungen in der Koalition bewiesen. Dazu muß ich 
allerdings feststellen, daß es einen solchen Zwie-
spalt nicht gibt und auch gar nicht gegeben hat. Ihre 
Worte haben bei mir jedenfalls den fatalen Ein-
druck erweckt, daß es hier offenbar mehr darum 
geht, die Gunst der Kriegsopfer zu gewinnen, als 
darum, sich gemeinsam zu bemühen, den Kriegs-
opfern zu helfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Um- zu unterstreichen, daß durchaus keine zwie-
spältigen Auffassungen über die Kriegsopferver-
sorgung bestehen — weil es nach meiner Auffas-
sung eine Aufgabe ist, die jedem Herzensangele-
genheit sein muß und über die man nicht so dra-
matische Worte zu verlieren braucht, wie sie nach 
meiner Ansicht heute schon zu Recht verurteilt 
wurden —, darf ich Ihnen aber auch kurz mittei-
len, was ich am 7. April 1959, also in diesem Jahre, 
dem Herrn Professor Erhard als dem damaligen 
stellvertretenden Regierungschef geschrieben habe: 

Sehr geehrter Herr Minister! Ich wende mich 
in Ihrer Eigenschaft als derzeit amtierender 
Regierungschef an Sie. 

So sehr die Mahnungen des Herrn Bundes-
finanzministers zum Maßhalten in den Aus-
gaben des Bundes Unterstützung verdienen, so 
wenig kann ich Ihnen meine Bedenken dar-
über verhehlen, daß diese Äußerungen aus-
gerechnet in dem Moment gemacht werden, da 
die Frage der Verbesserung der Kriegsopfer-
versorgung zur Debatte steht. 

Ich möchte Sie namens der Fraktion der Deut-
schen Partei ausdrücklich auf diese unsere Be-
denken hinweisen und keinen Zweifel daran 
lassen, daß meine politischen Freunde den mo-
ralischen Anspruch der Kriegsopfer so hoch 
bewerten, daß unmöglich gerade an diesem 
Personenkreis die Sparsamkeit der öffentlichen 
Ausgaben exerziert werden sollte. Ich unter-
stelle keineswegs, daß dies die Absicht des 
Herrn Bundesfinanzministers gewesen ist, 
möchte vorsichtshalber jedoch von vornherein 
jeden Zweifel in dieser Frage ausschalten. Die 
Bundestagsfraktion der Deutschen Partei ist 
der Ansicht, daß die Kriegsopfer zumindest 
nicht schlechter behandelt werden dürfen als 
jene Personenkreise, die bei der voraufgegan-
genen Rentenreform mit höheren öffentlichen 
Bezügen bedacht wurden. Meine Fraktion wird 
daher darauf bestehen, daß den berechtigten 
Ansprüchen der Kriegsopfer unter Anlegung 
des Maßstabes, der dem Opfer entspricht, wel-
ches dieser Personenkreis für Volk und Staat 
gebracht hat, Rechnung getragen wird. 

Ich glaube, ich gehe nicht fehl, Herr Kollege Rasch, 
wenn ich feststelle, daß dies nicht nur die Auffas-
sung der sozialdemokratischen Fraktion, sondern die 
Auffassung auch der Regierungsparteien schlechthin 

 ist. 

Aller Streit, der hier heute um die Frage der 
Kriegsopferversorgung stattgefunden hat — und es 
wäre langweilig, wenn wir uns hier nicht ab und 
zu einmal stritten und offen aussprächen —, kann 
letzten Endes nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
wir im Grunde genommen — insofern begrüße ich 
es, daß auch einige versöhnliche Worte gefallen 
sind — darüber einig sind, daß wir alle zusammen 
das Bestmögliche für diese Kriegsopfer tun wollen. 
Aber es sollte in diesem Zusammenhang nicht ver-
sucht werden, aus dieser Frage parteipolitisches 
Kapital zu schlagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Schneider (Bremerhaven) 
Das darf auch nicht geschehen von seiten der Funk-
tionäre der Verbände, und seien sie noch so groß 
und mächtig. 

Herr Kollege Rasch, ich als ein Mitglied des 
Reichsbundes habe Sie nicht dazu ermächtigt, für 
meinen Verband hier zu erklären: „Kamerad, stirb 
schneller, dann kriege ich eine höhere Rente!". Ich 
finde, so etwas ist einfach deplaciert und ist nicht 
im Interesse der Kriegsopfer. Sie haben ihnen einen 
schlechten Dienst erwiesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Einen schlechten Dienst erweist man den Kriegs-
opfern mit solchen Äußerungen! 

Noch ein Letztes, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es geht bei der Frage der Kriegsopfer-
versorgung, auch wenn es sich heute hier mehr oder 
weniger um das Geld gedreht hat, letzten Endes 
doch nicht nur um das Geld. Es geht vielmehr auch 
darum, daß wir alles nur Erdenkliche tun, um die-
sem Personenkreis die Eingliederung und Einord-
nung in das normale zivile Leben zu ermöglichen. 
Wir müssen deswegen auch für die Zukunft gemein-
sam sehr viel mehr für eine bessere Berufsför-
derung der Kriegsopfer sorgen. 

Betrachten Sie einmal die Bürokratie der Versor-
gungsverwaltungen in den einzelnen Ländern! Ich 
kann vor diesem Hause aus eigener Erfahrung nur 
sagen, daß in dieser Bürokratie der Landesversor-
gungsverwaltungen die „grandiosesten" Leistungen 
vollbracht werden. Wir sollten uns alle einmal 
darum kümmern, daß diese Dinge abgestellt 
werden. Wer die Wartezimmer bei den Versor-
gungsverwaltungen, bei den Versorgungsärzten 
usw. kennt, weiß um die Not, die sich dort jeden 
Tau zeigt. Hier ist ein weiterer Punkt. den wir bei 
der Frage, ob und in welchem Maße die Renten als 
solche erhöht werden sollen, nicht übersehen dürfen. 

Ich glaube, damit dargelegt zu haben, daß jeden-
falls in der Regierungskoalition — in Übereinstim-
mung mit Ihnen — das Bestreben besteht, zu einem 
bestmöglichen Ergebnis in der Kriegsopferversor-
gung zu kommen. Darüber hinaus erkläre ich für 
meine Fraktion, daß es unser Endziel ist, zu einer 
gerechteren Lösung auch in der Frage der Grund-
renten zu kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen und 
Herren, das Schlußwort hat nunmehr verabredungs-
gemäß der Herr Abgeordnete Maucher. Ich bitte 
aber den Herrn Abgeordneten Maucher, sich soweit 
wie irgend möglich zu konzentrieren, damit wir 
alle diese Anträge noch ordnungsgemäß verabschie-
den können. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn man die Debatte um diese 
so wichtige Frage seit 15 Uhr verfolgt hat, hat man., 
wenn man selbst Schwerbeschädigter ist, doch 
manche Bedenken bekommen. Vorweg möchte ich, 
um die Dinge ins rechte Licht zu rücken, sagen: die 
besondere Bedeutung der heutigen Diskussion 
über die Kriegsopferversorgung kam äußerlich da-

durch zum Ausdruck, daß der Herr Bundeskanzler, 
was sonst nicht üblich ist, außergewöhnlich lange 
anwesend war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Einem Angehörigen der Fraktion der SPD blieb es 
vorbehalten, ihm dafür sogar zu danken. Dagegen 
haben Sie, Herr Kollege Mischnick, es für notwen-
dig gehalten, daran Kritik zu üben, daß er, als Sie 
drankamen, nicht mehr da war. Ich glaube, Ihr Ver-
langen ging doch zu weit. 

Wer die Begründungen der verschiedenen Ent-
würfe verfolgt hat, wird sicher anerkennen müssen, 
daß die Sprecherin unserer Fraktion die sachlichen 
Probleme des Kriegsopferrechts sehr klar dargestellt 
hat. Dagegen richteten leider die anderen Kollegen 
in ihren Ausführungen ihr Hauptaugenmerk auf das 
Vergangene, statt das zu würdigen, was jetzt vor-
liegt. 

Meiner Ansicht nach ist es der CDU und der Bun-
desregierung hoch anzurechnen, daß sie in ernsten 
Verhandlungen einen Weg gefunden haben, so daß 
dem Bundestag heute diese Vorlage unterbreitet 
werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Der Kollege Arndgen und verschiedene andere Kol-
legen meiner Fraktion haben schon gesagt — und 
ich wiederhole es —, daß der Gang des Bundes-
arbeitsministers zum Bundeskanzler in der vorigen 
Woche eine Wende in der Kriegsopferversorgung 
herbeigeführt hat. 

Nun ein Wort an Sie, Herr Kollege Rutschke. Sie 
meinten, die Frau Kollegin Probst habe die Begrün-
dung für den falschen Entwurf abgegeben. Ich 
glaube, hier liegen Sie wirklich daneben. Ich will 
nicht polemisch werden. Aber hätten Sie doch die-
sem Hause einmal ganz klar und deutlich gesagt, 
welches eigentlich das Ziel Ihres Entwurfs ist! 

(Vorsitz: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Lassen Sie es mich in einem Satz ausdrücken: 
Denen, die wenig haben, viel weniger, und denen, 
die viel haben, noch mehr! 

Hinsichtlich der Grundrente sind wir uns im 
Grundsatz einig. Daß Sie aber in der anderen Frage 
die Zustimmung der Kriegsopfer nicht haben, wis-
sen Sie ganz genau. Es ist eben aus praktischen 
Gründen nicht möglich, das Problem in dieser Weise 
zu lösen. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen 
von der FDP, ich erinnere mich sehr genau an die 
vielen Diskussionen auf Tagungen des Bundes der 
Steuerzahler während des Wahlkampfes. Damals 
waren Sie es, die den Christlichen Demokraten, vor 
allem den Sozialpolitikern unter ihnen, vorwarfen, 
die Christlich-Demokratische Union sei für zu hohe 
Sozialausgaben und untergrabe dadurch den Staat. 
Ich erinnere Sie weiter daran, daß Sie während der 
Beratung der fünften Novelle zum Bundesversor-
gungsgesetz einen Gesetzentwurf vorgelegt haben, 
von dem Sie sich nachher im Kriegsopferausschuß 
distanziert haben, weil Sie sich in den Berechnun-
gen getäuscht hatten. Daß muß ich Ihnen der Wahr-
heit halber sagen. 

(Unruhe.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick! Entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche, 
Herr Kollege Maucher. Meine Damen und Herren, 
Sie scheinen sich in Aufbruchstimmung zu befinden. 
„Dem ist nicht so!" 

(Heiterkeit.) 

Heute muß eine kurze Überstunde gemacht werden. 
Es wird nicht ganz bis 10 Uhr gehen. Aber wir müs-
sen die Tagesordnung bis zum Punkt 13 einschließ-
lich erledigen. Es muß noch verschiedene Male ab-
gestimmt werden. Bringen Sie das Haus bitte nicht 
in Verlegenheit. Sonst muß ich Hammelsprünge 
machen lassen. 

Herr Abgeordneter Maucher, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Rutschke? 

Maucher (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Kollege Maucher, Sie 
haben offensichtlich nicht zugehört, als ich sprach. 
Sonst könnten Sie so etwas nicht behaupten. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Kollege Rutschke, das, 
was Sie gesagt haben, nützt gar nichts! Mich inter-
essiert der Tatbestand, mich interessiert das, was 
sich ereignet hat. Ich glaube, ich brauche alte Dinge 
nicht aufzuwärmen. Sie kennen doch auch die 
Worte, die seinerzeit Herr Kollege Dehler gespro-
chen hat.  Sie  sind bekannt, ich 'brauche darauf nicht 
näher einzugehen. 

Ich bedauere, daß ich es hier sagen muß, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen: der Prä-
sident hat Sie ermahnt. Ich bin wirklich bemüht, 
mich so kurz wie möglich zu fassen. Wollen wir 
nicht ,als Deutscher Bundestag ,gerade unseren 
Kriegsopfern gegenüber bekunden, daß auch wir 
in dieser Stunde 'zu einem gewissen Opfer bereit 
sind, indem wir einige Minuten länger dableiben? 
Daran werden sie erkennen, wie ernst wir dieses 
Problem an fassen. 

In der Diskussion ist vor allem der Bundes-
finanzminister angesprochen worden. Ich bin außer-
ordentlich betrübt darüber, daß man jetzt sogar ihn 
kritisiert, nachdem er sich bemüht hat, eine bessere 
Lösung für die Kriegsopfer zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man muß wirklich fragen: was soll man denn tun? 
Ist es der Opposition wirklich so unangenehm ge-
worden, daß sich die CDU-Fraktion und die Regie-
rung zu einer Einigung, zu einer Lösung zusammen-
gerauft haben, 

(erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

die der Gesamtheit der Kriegsopfer gerecht wird? 
Diese Frage hat mich während der Diskussion tief 
bewegt. 

Auch das P roblem „Steuern" ist in der Diskussion 
wiederholt erwähnt worden. Ich will dazu nur 
eines sagen. Klopfen sich doch einmal die Kol-
legen an ihre eigene Brust, wenn in der Haushalts-
beratung Abstimmungen über diese oder jene 
Fragen kommen! Ich erinnere an die Kaffee- und  

die  Teesteuer. Ich habe den Mut gehabt, dagegen 
zu stimmen, weil ich meinen Blick auf die Kriegs-
opferversorgung gerichtet habe. Warum haben Sie 
nicht dasselbe getan? Sind  Sie  bereit, im Blick auf 
die Kriegsopferversorgung in dieser oder jener 
Frage mit  uns zu gehen? 
Man kann auch nicht sagen, wir gäben damit ein 

Weihnachtsgeschenk oder sonst etwas. Nein, ent-
scheidend ist, daß wir eine Lösung anstreben, die 
den Kriegsopfern 'in ihrer Gesamtheit gerecht wird. 

Ein Wort, Kollege Rasch, das hier gesprochen 
worden ist, hat mich als Kriegsbeschädigten beson-
ders getroffen: „Kamerad, stirb schneller!" Ich will 
dazu nur eines sagen. Der Herr Bundesarbeitsmini-
ster war es — ich muß ihn hier in Schutz nehmen —, 
der erklärt hat, es sei statistisch festgestellt, daß die 
Schwerbeschädigten zum Teil sogar eine längere 
Lebenserwartung hätten, und er hat sich darüber 
erfreut gezeigt. Ich habe selbst erlebt, wie man in 
dieser Frage bei Besprechungen ,mit dem Bundes-
kanzler usw. gerungen hat. Niemand hat daran ge-
dacht, die Kriegsopfer sollten schneller sterben, son-
dern es ist doch gar nichts anderes als ein Tatbe-
stand festgestellt worden, sowohl bei den Waisen 
wie auch bei den Wiederverheirateten usw. Wir 
haben das doch alle schon erlebt. 

Wenn man die geschichtliche Entwicklung der 
Kriegsopferversorgung verfolgt und die Zeiten von 
1918 bis 1933 und von 1945 bis 1959 betrachtet, kann 
man wirklich nicht zu dem Ergebnis kommen, die 
Christlich-Demokratische Union habe für die Kriegs-
opferversorgung nichts getan oder nicht das, was im 
Bereich des Möglichen lag. Würde ein solcher Ver-
gleich wirklich durchgeführt, dann würde allerdings 
die. Sozialdemokratie schlecht abschneiden. Ich habe 
es schon einmal in diesem Hause gesagt: im Land-
tag von Baden-Württemberg, wo ich einen Antrag 
für die Kriegsopfer gestellt habe, haben die Sozial-
demokraten und die Freien Demokraten ihn abge-
lehnt, und zwar aus haushaltsrechtlichen Gründen. 
Das ist das Spiel Opposition—Regierungskoalition, 
und ich glaube, darüber sind wir uns im klaren. 

(Zurufe von der SPD.) 

Wenn wir den Entwurf, den die CDU-Fraktion 
vorgelegt hat, mit dem Entwurf der Sozialdemokra-
tie vergleichen, stellen wir fest, daß in der Struktur 
absolut kein Unterschied zu finden ist. Das ist er-
freulich. Der Unterschied liegt nur in den Zahlen. 
Hinsichtlich der Struktur sind wir absolut einig. Wir 
haben 1950 begonnen, die Situation damals erfor-
derte die Ausgleichsrente, wir können sie jetzt 
nicht etwa einfach auf die Seite stellen, sondern wir 
müssen den Grundsatz sinnvoller anwenden, wie 
von Frau Dr. Probst dargelegt worden ist. Anderer-
seits muß man feststellen, daß 90 % der Kriegsopfer 
praktisch keine Ausgleichsrente bekommen. Das 
Übergewicht liegt also bei der Grundrente. In unse-
rem Entwurf werden alle erfaßt. 

Ich bin der Meinung — das möchte ich abschlie-
ßend sagen —, daß es wenig sinnvoll ist, zu sehr 
auf das Vergangene zu schauen. Den Kriegsopfern 
ist mehr damit gedient — und das ist auch ehr-
licher —, daß wir in die Zukunft blicken. Wir wollen 
den vor uns liegenden Weg gemeinsam gehen. 
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Maucher 
Unablässig wurde vom Arbeitsminister verlangt, 

er solle seinen Entwurf begründen. Wenn Sie, 
meine Damen und Herren, ehrlich gewesen wären, 
hätten Sie zugeben müssen, daß sich der Herr Bun-
desarbeitsminister in Loyalität zu seiner Fraktion 
mit seinem Verhalten zur Mitarbeit an dem Entwurf 
der CDU-Fraktion bekannt hat. Wollen Sie das dem 
Bundesarbeitsminister nicht hoch anrechnen? Ich 
hatte gehofft, Sie würden ihm dafür danken. Ich 
glaube, die Kriegsopfer denken in dieser Frage 
genauso wie ich. 

(Beifall in der Mitte.) 

Sie dürfen versichert sein, daß mir als Selbst-
betroffenem die Kriegsopferversorgung ein ernstes 
Anliegen ist, ebenso meiner Kollegin Frau Dr. Probst, 
die sich als Kriegerwitwe bis zum letzten einsetzt. 
Daran, daß die Fraktion folgt, mögen Sie erkennen, 
wie sehr ihr die Sorgen der Kriegsopfer am Herzen 
liegen; 

(Beifall in der Mitte) 

sie weiß, daß diese Angelegenheit das gesamte 
deutsche Volk berührt. Deshalb muß es das Ziel 
sein, in diesem Bundestag, wie in der Vergangen-
heit, so auch in Zukunft, die Einheit zu wahren. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen? — Die Aussprache ist ge-
schlossen. Bezüglich der Drucksachen unter 1 a) 
bis d) ist Überweisung an den Ausschuß für Kriegs-
opfer- und Heimkehrerfragen — federführend — 
und an den Haushaltsausschuß — mitberatend —
beantragt. Das Haus ist damit einverstanden? — 
Ich höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Wir kommen nun zum Ausschußbericht unter 
Punkt 1 e). Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob 
er das Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter 
verzichtet. — Herr Abgeordneter Arndgen! 

Arndgen (CDU/CSU) : Im Auftrage der CDU/CSU-
Fraktion beantrage ich, den Ausschußantrag auf 
Drucksache 990 durch die Überweisung der vorher-
gehenden Vorlagen an den Kriegsopferausschuß als 
erledigt anzusehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Haus hat 
den Antrag gehört. — Herr Abgeordneter Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir können dem Antrag des Ab-
geordneten Arndgen zustimmen, was die Ziffer 1 
des Ausschußantrags angeht. Aber Ziffer 2 ist durch 
die Überweisung nicht erledigt. Ich darf verlesen, 
was da. steht: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

2. dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes 
zur Gewährung von Überbrückungszahlun-
gen an Versorgungsberechtigte nach dem 
Bundesversorgungsgesetz vorzulegen, das 
bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen 
Neuordnung der Kriegsopferversorgung gel-
ten soll. 

Da nach Ihren Vorschlägen das Inkrafttreten zum 
1. Juli nächsten Jahres vorgesehen ist, bedarf es 
wirklich einer Überbrückung. 

(Abg. Arndgen: Ich bleibe bei meinem An

-

trag bezüglich der Ziffer 1 und der Ziffer 2!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Aber verehr-
ter Herr Kollege Arndgen, der Antrag geht so nicht. 
Ich muß in der Sache abstimmen lassen. Ich kann 
nicht darüber abstimmen lassen, daß ein Antrag als 
erledigt angesehen wird. Ich bedauere, ich habe 
keine anderen geschäftsordnungsmäßigen Möglich-
keiten. Es findet Abstimmung über den Antrag des 
Ausschusses statt. Wer dem Antrag zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Das letzte ist die Mehrheit; der Antrag des Aus-
schusses ist abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 
(Drucksache 1256). 

Ich frage, ob das Wort zur Einbringung gewünscht 
wird. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache in erster 
Lesung. Wird das Wort gewünscht? — Das Wort 
wird nicht gewünscht. 

Vorgeschlagen ist die Überweisung an den Aus-
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen als 
federführenden Ausschuß, an den Ausschuß für Ar-
beit zur Mitberatung. Ist das Haus einverstanden? 
— Es erfolgt kein Widerspruch; es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über Maßnahmen zur Förde-
rung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft und weitere Änderungen und 
Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenversicherung (Zwei-
tes Änderungsgesetz zum AVAVG) (Druck-
sache 1240); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar

-

beit (21. Ausschuß) (Drucksache 1294). 
(Erste Beratung 81. Sitzung.) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter ver-
zichtet. 

Ich rufe auf die Art. I bis VII, Einleitung und 
Überschrift. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — In 
zweiter Lesung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Lesung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldungen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Es liegen vor drei gleichlautende Änderungsan-

träge auf den Umdrucken 394, 395 und 400. Ich 
frage, ob dazu das Wort gewünscht wird. — Das 
ist nicht der Fall. 
Ich lasse über die Änderungs- bzw. Ergänzungs-

anträge abstimmen. Es handelt sich um die Saar-
klausel. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Meine Herren 
Kollegen, ich würde bitten, Platz zu nehmen. Bei 
so vielen Lücken kann man das nicht mehr be-
urteilen. 
Ich lasse die Abstimmung wiederholen. Es han-

delt sich um die Anträge auf den Umdrucken 394, 
395 und 400. Sie beinhalten gleichlautende Ände-
rungsanträge auf Einfügung eines Art. VIII mit der 
Saarklausel. 
Wer diesen gleichlautenden Änderungsanträgen 

zustimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Das Präsidium ist uneinig. 

(Zurufe: Hammelsprung!) 
— Nein, ein Hammelsprung gefährdet meine Tages-
ordnung. 

(Heiterkeit.) 

Wir stimmen noch einmal ab. Wer den Ände-
rungsanträgen auf Aufnahme der Saarklausel zu-
stimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! —.Ich halte das für die Minderheit. 
Ist das Präsidium einig? — Die Änderungsanträge 
sind angenommen. 
Wer dem Gesetzentwurf in der dritten Lesung 

mit den angenommenen Änderungsanträgen zu-
stimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Der Gesetzentwurf ist in dritter 
Lesung angenommen. 
Ich muß noch über die Ziffern 2 und 3 des Aus-

schußantrages auf Seite 5 der Drucksache 1294 ab-
stimmen lassen. Wer diesem Antrag des Ausschus-
ses zustimmen will, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Aussetzung des Butterzolls (Drucksache 
1297). 

Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. — Das 
ist nicht der Fall. 

Wir treten in die allgemeine Aussprache ein. — 
Wortmeldungen erfolgen nicht; die Aussprache ist 
geschlossen. 

Vorgeschlagen ist die Überweisung an den 
Außenhandelsausschuß als federführenden Aus-
schuß und an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten zur Mitberatung. Ist das 
Haus einverstanden? — Ich höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Sechsten Berichtigungs- und Änderungspro-
tokoll vom 11. April 1957 zum Wortlaut der 
dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom

-

men beigefügten Zollzugeständnislisten 
(Drucksache 1266). 

Ich frage, ob das Wort zur Einbringung gewünscht 
wird. — Das Wort wird nicht gewünscht. Ich er-
öffne die allgemeine Aussprache. — Keine Wort-
meldungen. Die Aussprache ist geschlossen. Vor-
geschlagen ist Überweisung an den Außenhandels-
ausschuß. — Das Haus ist einverstanden ;  ich höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung der Altershilfe für Land-
wirte (Drucksache 1274). 

Ich frage, ob das Wort zur Einbringung ge-
wünscht wird. — Das ist nicht der Fall. Ich eröffne 
die allgemeine Aussprache. — Keine Wortmel-
dungen; die Aussprache ist geschlossen. Vor-
geschlagen ist die Überweisung an den Außen-
handelsausschuß. Kein Widerspruch? 

(Heiterkeit und Zurufe.) 
— Meine Damen und Herren, wenn man allzu 
schnell fährt, kommen die Randbemerkungen nicht 
mehr mit dem Text überein. Also: Überweisung an 
den Ausschuß für Sozialpolitik als federführenden 
Ausschuß. Befinde ich mich in Übereinstimmung 
mit dem Hause? — Dann ist so beschlossen. Weiter: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten als mitberatender Ausschuß. — Auch kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Außenwirt-
schaftsgesetzes (Drucksache 1285). 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Vorgeschlagen ist die Überweisung an den Außen-
handelsausschuß als federführenden und den Wirt-
schaftsausschuß als mitberatenden Ausschuß. Ist 
das Haus einverstanden? — Kein Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über das Zusatzprotokoll 
Nr. 2 vom 27. Juni 1958 zum Europäischen 
Währungsabkommen vom 5. August 1955 
(Drucksache 1117); 
Mündlicher Bericht des Wirtschaftsausschus-
ses (16. Ausschuß) (Drucksache 1278) 
(Erste Beratung 74. Sitzung). 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er dazu 
das Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter 
verzichtet. Ich eröffne die Aussprache und rufe auf 
die Artikel 1, — 2, — 3, — 4, — Einleitung und 
Überschrift. — Keine Wortmeldungen. Die Aus-
sprache ist geschlossen. Wer dem Gesetzentwurf in 
zweiter Lesung zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — In zweiter 
Lesung angenommen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Dritte Lesung! 

Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Die Aussprache ist geschlossen. Wer dem Gesetzent-
wurf in dritter Lesung zustimmen will, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Gesetzentwurf ist einstimmig angenommen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung und Ausfüh-
rung des Gesetzes über den Beitritt der Bun-
desrepublik Deutschland zur Konvention vom 
5. April 1946 der Internationalen Überfi-
schungskonferenz (Drucksache 1147); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (19. Aus-
schuß) (Drucksache 1290) 
(Erste Beratung 76. Sitzung) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Berichterstatter verzichtet. Ich 
eröffne die Aussprache in zweiter Lesung und rufe 
auf die Artikel 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 7, — 
Einleitung und Überschrift. — Keine Wortmeldun-
gen; die Aussprache ist geschlossen. Ich werde dar-
auf aufmerksam gemacht, daß auf Seite 2 des Be-
richts eine Ergänzung des Ausschusses vermerkt ist. 
Sie sind jedenfalls mit dem Text einverstanden; ich 
stelle ihn zur Abstimmung. Artikel 1 bis 7, — Ein-
leitung und Überschrift in zweiter Lesung. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Dritte Lesung! 

Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Die Aussprache ist geschlossen. Wer dem Gesetzent-
wurf in dritter Lesung zustimmen will, den bitte ich, 
sich zu erheben. Gegenprobe! — Enthaltungen? — In 
dritter Lesung einstimmig angenommen. 

Punkt 10 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Freundschafts-, Handels- und 
Schiffahrtsvertrag vom 23. Dezember 1957 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Dominikanischen Republik (Drucksache 
912); 
Schriftlicher Bericht des Außenhandelsaus-
schusses (17. Ausschuß) (Drucksache 1295) 
(Erste Beratung 66. Sitzung) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter verzich-
tet. Ich rufe auf Artikel 1, — 2, — 3, — 4, — Einlei-
tung und Überschrift. — Allgemeine Aussprache. — 
Keine Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlos-
sen. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ange-
nommen. 

Dritte Lesung! 

Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Die Aussprache ist geschlossen. Wer dem Gesetzent-

wurf zustimmen will, denbitte ich, sich zu erheben.—
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei vier Gegen

-

stimmen ist der Gesetzentwurf angenommen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu der Vereinbarung vom 14. Mai 
1958 zum Handelsabkommen vom 20. März 
1926 zwischen dem Deutschen Reich und der 
Republik Portugal (Drucksache 1030) ; 
Schriftlicher Bericht des Außenhandelsaus- 
schusses (17. Ausschuß) (Drucksache 1296) 
(Erste Beratung 74. Sitzung) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter ver- 
zichtet. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Ich 
rufe die Artikel 1, — 2, — 3, — 4, —die Einleitung und 
die Überschrift auf. — Wird das Wort gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. 

Ich lasse abstimmen. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Dritte Lesung! 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Die Aussprache ist geschlossen. Wer dem 
Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Gegenprobe! — Gegen eine Stimme 
angenommen. 

Punkt 12 der Tagesordnung: 

Beratung der  Übersicht 9 des Rechtsausschus

-

ses (12. Ausschuß) über die dem Deutschen 
Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht (Drucksache 1293). 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Die Aussprache ist geschlossen. 

Ich lasse über den Antrag des Ausschusses ab-
stimmen. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Punkt 13 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Verordnungen zum Lebensmittelgesetz 
(Drucksache 1286). 

Wird das Wort zu diesem Antrag gewünscht? — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich eröffne die 
Aussprache. — Keine Wortmeldungen. Die Aus-
sprache ist geschlossen. 

Es ist die Überweisung an den Ausschuß für Ge-
sundheitswesen vorgeschlagen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch; die 
Überweisung ist erfolgt. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung. Die nächste Sitzung findet morgen vormittag 
um 9 Uhr statt. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.33 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Baade 23. 10. 
Dr. Bärsch 22. 10. 
Bauer (Wasserburg) 28. 10. 
Birkelbach 23. 10. 
Fürst von Bismarck  7. 11. 
Büttner 22. 10. 
Corterier 23. 10. 
Dr. Dehler 23. 10. 
Demmelmeier 23. 10. 
Deringer 22. 10. 
Diekmann 23. 10. 
Dr. Eckhardt 23. 10. 
Eilers (Oldenburg) 23. 10. 
Eisenmann 23. 10. 
Engelbrecht-Greve 23. 10. 
Dr. Friedensburg 23. 10. 
Dr. Furler 23. 10. 
Gedat 31. 10. 
Geiger (München) 23. 10. 
Geldhagen 25. 10. 
Dr. Greve 15. 11. 
Dr. Gülich 31. 10. 
Hahn 23. 10. 
Dr. Hellwig 23. 10. 
Hilbert 1. 12. 
Hoogen 22. 10. 
Huth 23. 10. 
Illerhaus 23. 10. 
Jahn (Frankfurt) 31. 10. 
Dr. Jordan 22. 10. 
Josten 23. 10. 
Kalbitzer 23. 10. 
Katzer 23. 10. 
Dr. Kohut 23. 10. 
Dr. Kopf 23. 10. 
Dr. Kreyssig 23. 10. 
Krüger (Olpe) 7. 11. 
Dr. Leiske 23. 10. 
Lenz (Brühl) 23. 10. 
Dr. Leverkuehn 23. 10. 
Dr. Lindenberg 23. 10. 
Lücker (München) 23. 10. 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 22. 10. 
Maier (Freiburg) 15. 12. 
Margulies 23. 10. 
Metzger 23. 10. 
Odenthal 23. 10. 
Pelster 30. 10. 
Pohle 23. 10. 
Dr. Ratzel 23. 10. 
Rehs 23. 10. 
Richarts 23. 10. 
Ruhnke 24. 10. 
Ruland 23. 10. 
Scharnowski 29. 10. 
Scheel 23. 10. 
Dr. Schild 23. 10. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Schmidt (Gellersen) 22. 10. 
Schmidt (Hamburg) 23. 10. 
Dr. Schwörer 24. 10. 
Dr. Seffrin 23. 10. 
Dr. Serres 23. 10. 
Dr. Starke 23. 10. 
Storch 23. 10. 
Sträter 23. 10. 
Frau Strobel 23. 10. 
Theis 31. 10. 
Unertl 23. 10. 
Wagner 23. 10. 
Frau Dr. h. c. Weber (Essen) 22. 10. 
Frau Wolff (Berlin) 23. 10. 
Worms 23. 10. 
Dr. Zimmer 22. 10. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Burgbacher 26. 10. 
Leber 30. 10. 
Matthes 15. 11. 

Anlage 2 	 Umdruck 394 

Änderungsantrag der Abgeordneten Gottes-
leben, Baldauf, Draeger und Genossen zur dritten 
Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft und weitere Änderungen und Ergän-
zungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Zweites Änderungsgesetz 
zum AVAVG) (Drucksachen 1240, 1294). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Hinter Artikel VII wird ein neuer Artikel VIII 
angefügt: 

„Artikel VIII 

Im Saarland gelten bis zum 30. September 1962 
die Vorschriften der §§ 143 d biss 143 n, für die übri-
gen Betriebe im Sinne des § 105 b Abs. 1 der Ge-
werbeordnung entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die Voraussetzungen des § 143 d Abs. 1 Nr. 1 für 
diese Betriebe nicht erfüllt sein müssen." 

Bonn, den 21. Oktober 1959 

Gottesleben 
Baldauf 
Draeger 
Winkelheide 
Teriete 
Wullenhaupt 
Caspers 
Harnischfeger 

Dr. Zimmer 
Memmel 
Dr. Reith 
Balkenhol 
Dr. Knorr 
Dr. Winter 
Dr. Siemer 
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Anlage 3 	 Umdruck 395 

Änderungsantrag der Abgeordneten Wilhelm, 
Matzner und Genossen zur dritten Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung der ganz-
jährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft und 
weitere Änderungen und Ergänzungen des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung (Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 
(Drucksachen 1240, 1294). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Hinter Artikel VII wird ein neuer Artikel VIII 
angefügt: 

„Artikel VIII 

Im Saarland gelten bis zum 30. September 1962 
die Vorschriften der §§ 143d bis 143 n, für die 
übrigen Betriebe im Sinne des § 105 b Abs. 1 der 
Gewerbeordnung entsprechend mit der Maßgabe, 
daß die Voraussetzungen des § 143 d Abs. 1 Nr. 1 
für diese Betriebe nicht erfüllt sein müssen." 

Bonn, den 22. Oktober 1959 

Wilhelm 
Matzner 
Börner 
Junghans 
Höhmann 
Frau Beyer (Frankfurt 
Altmaier 
Welke 

Dr. Schäfer 
Dr. Dr. Heinemann 
Faller 
Schröder (Osterode) 
Lange (Essen) 
Dr. Seume 
Folger 
Haage 

Anlage 4 	 Umdruck 400 1  

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
dritten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über Maßnah-
men zur Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen und 
Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (Zweites Änderungs-
gesetz zum AVAVG) (Drucksachen 1240, 1294). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Hinter Artikel VII wird ein neuer Artikel VIII 
angefügt: 

„Artikel VIII 

Im Saarland gelten bis zum 30. September 1962 
die Vorschriften der §§ 143 d bis 143 n, für die übri-
gen Betriebe im Sinne des § 105 b Abs. 1 der Ge-
werbeordnung entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die Voraussetzungen des § 143 d Abs. 1 Nr, 1 für 
diese Betriebe nicht erfüllt sein müssen." 

Bonn, den 22. Oktober 1959 

Dr. Hoven 
Ramms 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 
Lenz (Trossingen) und Fraktion 
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